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„Die Berichte über Angriffe auf Rettungskräfte und Feuerwehrleute zu Silvester
schockieren. Die gesetzliche Unfallversicherung ist der Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit verpflichtet. Es darf nicht sein, dass Menschen, die
anderen zu Hilfe eilen, um ihre eigene Sicherheit und Gesundheit fürchten
müssen“, so Dr. Stefan Hussy, Hauptgeschäftsführer der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) in einem Statement zu den
Gewaltvorfällen im Umfeld der Silvesterfeiern.

Die gesetzliche Unfallversicherung bietet bei der Erarbeitung von Konzepten zur
Gewaltprävention ihre Hilfe und Expertise an. Die Unfallkassen, darunter vier
Feuerwehr-Unfallkassen, und die Berufsgenossenschaften versichern rund 1,5
Millionen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Hilfeleistungs-organisationen in Deutschland. Der weit überwiegende Teil der
Versicherten ist ehrenamtlich tätig. Der Versicherungsschutz umfasst unter anderem Unfälle im Einsatz. Hierzu zählen auch
körperliche Verletzungen und posttraumatische Belastungsstörungen in Folge von Gewalt.

Die Unfallkasse NRW hat sich des Themas angenommen, um insbesondere präventiv tätig zu sein.

So wurde im Jahr 2017 eine Studie zu Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste als Erweiterung einer
ersten Studie aus dem Jahr 2011 an die Kriminologen Prof. Dr. Thomas Feltes und Marvin Weigert vom Lehrstuhl für
Kriminologie, Kriminalpolitik und Polizei-wissenschaft der Ruhruniversität Bochum in Auftrag gegeben. Rund 4.500
Einsatzkräfte wurden befragt. Als Ergebnis der Studie zeigte sich, dass Einsatzkräfte im Rettungsdienst wie Notärzte,
Notfallsanitäter und Rettungsassistenten ein größeres Risiko haben, Opfer solcher Übergriffe zu werden als Einsatzkräfte im
Brandeinsatz. Drei Viertel der Feuerwehren waren nicht unvorbereitet (Unterweisung und Gefährdungsbeurteilung zum Thema
Gewalt). Fortbildungen zu Kommunikations- und Deeskalationstechniken wurden von zwei Dritteln der Angehörigen der
Feuerwehren durchgeführt. Die große Mehrheit der befragten Feuerwehren hat Zugang zu Teams zur psychosozialen
Unterstützung (PSU-Team), um das Entstehen einer möglichen Traumatisierung nach einem Übergriff minimieren zu können.

Das Innenministerium NRW, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW, die Gewerkschaft Komba, der Verband
der Feuerwehren in NRW, der Städtetag NRW, der Landkreistag NRW, der Städte- und Gemeindebund NRW und die Unfallkasse
NRW haben einen Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt“ für die Laufzeit September 2019 bis September 2022 erstellt. Das
IT-gestützte „Innovative Melde- und Erfassungssystem Gewaltübergriffe (IMEG)“ für Einsatzkräfte des Rettungsdienstes und der
Feuerwehr ist ein bedeutender Bestandteil des Aktionsplanes. Es liegt seit 2022 vor und wird derzeit in einer Pilotphase von 12
Kreisen und kreisfreien Städten getestet. Körperliche Angriffe, verbale und non-verbale Übergriffe sowie Sachbeschädigungen
sollen künftig online und plattformunabhängig durch die Einsatzkräfte gemeldet werden können.

Quelle: Unfallkasse NRW - Gewalt gegen Rettungskräfte in der Silvesternacht

Stand:01/2023
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In integrierten Rettungsleitstellen (ILS) werden Rettungsdienste, Feuerwehr und Katastrophenschutz gemeinsam disponiert.
Disponentinnen und Disponenten in ILS sind das erste Glied in der Notfallversorgung. Ihnen kommt neben einer hohen
Verantwortung auch ein enormes Arbeitspensum zu. Das an den Einsatzstellen vor Ort tätige Personal, wie Notärztinnen und
Notärzte, Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter, Polizistinnen und Poli​zisten sowie andere Helferinnen und Helfer,
wird anders öffentlich wahrgenommen. Es tritt an Einsatzstellen als Personen in Erscheinung. Dagegen ist die zentrale, leitende
und überwachende Funktion von Disponentinnen und Disponenten im Rettungswesen eher wenigen Menschen bewusst.

Wie stark die psychische Belastung für Disponentinnen und Disponenten tatsächlich ist, wurde durch eine Untersuchung im
Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung in einer großen Leitstelle gezeigt. 
Die Untersuchung der Universität München (Frau Dr. Herbig, Institut und Poliklinik für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin) und
der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (Herr Dr. A. Müller, Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin) hatte im Jahr
2015/2016 insbesondere zum Ergebnis, dass die Tätigkeiten der Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten

hohe kognitive und kommunikative Anforderungen,
eingeschränkte Spielräume durch zu beachtende Regeln sowie
emotionale Belastungen durch eingehende Notrufe

haben.

Es war bisher unklar, wie stark diese Belastungen sind und wie sich ihre
Konstellation auf physiologische und psychologische Beanspruchungsfolgen
auswirkt.

Zu den Aufgaben der Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten
gehören zum Beispiel die Entgegennahme al​ler Notrufe, Notfallmeldungen,
sonsti​ger Hilfeersuchen und Informationen für den Rettungsdienst und die Feuer​‐
wehr. Sie alarmieren und disponieren erforderliche Einsatzkräfte und -mittel. Alle
Einsätze werden durchgehend begleitet, bis sie schließlich beendet werden
können. Die Disponentinnen und Disponenten arbeiten auch mit benachbarten
Leitstellen und sonstigen betroffenen Kräften zusammen. Dazu ist es
erforderlich, dass die eingesetzten Disponentinnen und Disponenten über
weitreichende Kenntnisse in den verschiedensten Fachgebieten, wie etwa
medizinisches und feuerwehr​technisches Fachwissen, verfügen.

In der Untersuchung wurden multimethodale Belastungs- und
Beanspruchungsanalysen durchgeführt. Dabei wurde ein Schwerpunkt auf objektive Erfassungen gelegt, u. a.
Blickrichtungsdaten zur Analyse der informatorischen Anforderungen. Beanspruchungsfolgen wurden u. a. mit
Herzratenvariabilität, Herzfrequenz und Blutdruck erfasst. Für alle Analysen wurden Kontrollgruppen oder
bevölkerungsbezogene Vergleichsgruppen herangezogen.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Studie waren 42
Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten und 28 Personen einer
internen Kontrollgruppe. Es zeigten sich erwartungsgemäß hohe kognitive
Anforderungen bei gleichzeitig gering ausgeprägten Ressourcen und deutlich
ausgeprägten Stressoren. Beanspruchungsseitig wurden bei 20,2 % der
Disponentinnen und Disponenten ein Depressionsverdacht, ein erhöhter
Blutdruck in Abhängigkeit von der Tätigkeitsdauer sowie deutlich erhöhte
Herzfrequenz und erniedrigte Herzratenvariabilität festgestellt. Diese Befunde
blieben auch unter Kontrolle individueller Risikofaktoren (Alter, BMI, Rauchen)
bestehen

(Herbig, Müller, Prohn, Nowak, Spezifische Belastungskonstellationen bei den
Tätigkeiten in einer Integrierten Leitstelle; 9. Fachgruppentagung der Deutschen
Gesellschaft für Psychologie, 2015, Seite 197-198).

Stand:06/2022
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Einschränkungen:

Eine Generalisierung der Ergebnisse ist aufgrund der kleinen Stichprobe nicht möglich. Aufgrund der hohen
Vergleichbarkeit der Arbeitsanforderungen in ILS ist jedoch von einer hohen Beanspruchung auch bei anderen
Disponentinnen und Disponenten auszugehen.
Die Konstellation der Arbeitsbedingungen in der ILS weist alle Merkmale einer stark belastenden Tätigkeit auf.
Verhältnispräventive wie auch strukturelle Interventionen sind angezeigt.
Gerade bei hochwichtigen Tätigkeiten mit engen Rahmenbedingungen sind genaue Analysen zur Ableitung von
Maßnahmen notwendig.

(Herbig, Müller, Prohn, Nowak, Spezifische Belastungskonstellationen bei den Tätigkeiten in einer Integrierten Leitstelle; 9.
Fachgruppentagung der Deutschen Gesellschaft für Psychologie, 2015, Seite 197-198).

Ausblick

Die hier nur in wenigen Aus​schnitten teilweise darstellbaren Befunde zur Be​‐
lastungs- und Beanspruchungssituation in einer großen ILS sprechen eine deut​‐
liche Sprache:

Hohe, teilweise sehr hohe Anforderungen in verschiedenen Kom​petenzbereichen
stehen nur sehr geringen arbeitsbezogenen Ressourcen zur Bewäl​tigung dieser
Anforderungen gegenüber. Gleichzeitig zeigen sich ebenfalls stark ausgeprägte
Stressoren, die mit den ge​ringen Ressourcen (vor allem Tätigkeits​spielräume)
nur schwer bewältigt wer​den können. Im Sinne des stress​theoretischen
„demand-control-models“, das konstatiert, dass hohe Ar​beitsanforderungen
gepaart mit gerin​gen Tätigkeitsspielräumen das Erkran​kungsrisiko erhöhen,
kann die Arbeit in einer ILS damit als stark belastende Tä​tigkeit klassifiziert
werden.

Entsprechend diesen Arbeitsbedingun​gen zeigten sich auch sehr deutlich ge​‐
sundheitlich negative Befunde sowohl für psychische (wie Depression), psycho​‐
somatische (wie körperliche Beschwer​den) als auch für physiologische Proble​me
(wie Blutdruck, Puls, Herzratenvariabilität). Da bei der Erfassung von Be​‐
lastungen und Beanspruchungsfolgen auf allen Analyseebenen sowohl (subjek​‐
tive) Selbstberichts- als auch (objektive) Fremdbeobachtungs- oder Messverfah​‐
ren zum Einsatz kamen und Vergleichs​gruppen herangezogen wurden, kann eine
Verzerrung der Ergebnisse durch Antworttendenzen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus​geschlossen werden.

Die Befunde verweisen auf einen ho​hen Handlungsbedarf, der sich nicht in individuellen Maßnahmen erschöpfen, sondern
arbeitsorganisatorische, am besten partizipativ entwickelte Verän​derungen in ILS anstoßen sollte. Eine solche partizipative
Arbeitsgestaltung kann beispielsweise in Form von mode​rierten betrieblichen Projektgruppen umgesetzt werden.

Die Vorteile dieser Vorgehensweise sind:

Die Beseitigung vorgefundener Stres​soren.
Die Nutzung des Erfahrungswissens der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dies gewährleistet zum einen, dass bei der
Planung und Durchführung von Maßnahmen ILS-spezifische Bedingungen berücksich​tigt werden, die durch keine
arbeitswissenschaftliche Richtlinie abge​deckt werden können, zum anderen wird eine hohe Akzeptanz der Maß​nahmen
gewährleistet.
Das Vorgehen der gemeinsamen Pro​blemlösung trägt zur unmittelbaren Erhöhung der Spielräume der Mitarbeiterinnen und
Mitar​beiter als zentrale Ressource bei.
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Jenseits der arbeitsgestalterischen Maß​nahmen wäre auch ein politisches Um​‐
denken bei bisher wesentlich ökono​misch orientierten Vergabekriterien für ILS
sowie eine breitere gesellschaftliche Debatte über die Wertschätzung von (al​len)
Tätigkeiten im Rettungswesen wün​schenswert.

Die Untersuchung zeigte exem​plarisch für eine ILS die hohe Belas​tung und
ungünstige Beanspruchungs​situation von Disponentinnen und Disponenten.
Aufgrund der vergleichbaren Tätigkeiten und standardisierten Abläufe ist
anzuneh​men, dass dies auch in anderen ILS gilt. Der nachweisbare,
unmittelbare Zusam​menhang zwischen Arbeitssituation und negativen
gesundheitlichen Aus​wirkungen jenseits individueller Risiko​faktoren sollte auch
in der medizini​schen Praxis dafür sensibilisieren, die Arbeitssituation der
Patientin bzw. des Patienten stärker in den Blick zu nehmen, als dies bisher oft
der Fall ist. Diese Erkenntnis kann für die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte
eine wertvolle Information sein, die berücksichtigt werden sollte.

Für die Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen hat sich gezeigt, dass Ex​pertenverfahren ein
sehr genaues Bild der Arbeitstätigkeit liefern können, aber auch, dass diese objektiven Daten oft mit den subjektiven Angaben
der Be​schäftigten konvergieren. In spe​zifischen organisatorischen Konstellati​onen kann es jedoch hilfreich sein, mit
„objektivierten“ Daten zu argumentie​ren. Häufig liegen relevante Informati​onen in der Organisation oder dem Un​ternehmen
bereits vor, es bedarf aber medizinischer, psychologischer, metho​discher und/oder statistischer Expertise, diese entsprechend
aufzubereiten und zu analysieren

(Herbig, Müller; Gefährdungsbeurteilung, Hohe Belastungen in einer integrierten Rettungsleitstelle, NeuroTRANSMITTER, Seiten
12-17, September 2016).

Auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und der Deutsche Feuerwehrverband (DFV)
beschäftigten sich bereits vielfach mit der Stressbelastung von Feuerwehrleuten:

Spezifische Belastungen gibt es bei Feuerwehrleuten am Funk oder in der
Leitstelle, z. B. das Entstehen von Phantasie​bildern im Kopf, Bedrohungen und
Beschimpfungen oder das Erleben frustraner Telefonreanimationen. Es ist
allerdings zu beden​ken, dass längst nicht jeder Feuerwehrangehörige sie auch
tatsächlich als solche empfindet. Dies kann so sein, muss es aber nicht.
Scheinbar wenig belastende Situationen und Erfah​rungen können von
Feuerwehrleuten als äußerst unangenehm und problematisch wahrgenommen
werden. Genauso kann es sich aber auch andersherum verhalten: Scheinbar
hoch belas​tende Situationen werden unter Umständen als wenig oder gar nicht
belastend empfunden.

(Psychosoziale Herausforderungen im Feuerwehrdienst, Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)/Deutscher Feuerwehrverband
(DFV), 2/2016, Seite 10)

Im Arbeitsschutz müssen auch für Leitstellen Gefährdungsbeurteilungen
durchgeführt und dokumentiert werden (§§ 5, 6 Arbeitsschutzgesetz; §§ 3, 3a Arbeitsstättenverordnung; §§ 2, 3
Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“, DGUV Vorschrift 1). Bei dieser „Chefsache“ stehen den Unternehmern
die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit in beratender Funktion zur Verfügung.

Die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte haben zum Beispiel die Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der
Unfallverhütung in allen Fragen des Gesundheitsschutzes zu unterstützen. Sie haben insbesondere den Arbeitgeber und die
sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Personen zu beraten. Sie beraten insbesondere bei der
Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen (…), der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der
Einführung von Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen (…). Auch bei arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und
sonstigen ergonomischen sowie arbeitshygienischen Fragestellungen, insbesondere des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit und
der Pausenregelung, der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs und der Arbeitsumgebung, haben die
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte zu beraten. Der Beratung bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(„Gefährdungsbeurteilung“) kommt im modernen Arbeitsschutz eine besondere Bedeutung zu.

Weiterhin haben die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte die Durchführung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu
beobachten und im Zusammenhang damit die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen und festgestellte Mängel
dem Arbeitgeber oder der sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Person mitzuteilen,
Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzuschlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken.
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Quellen

Sicherheit von Maschinen – Ergonomische Gestaltungsgrundsätze, DIN EN 614, Teil 2 „Wechselwirkungen zwischen der
Gestaltung von Maschinen und den Arbeitsaufgaben“
Ergonomische Anforderungen für Bürotätigkeiten mit Bildschirmgeräten, DIN EN 29241, Teil 2 „Anforderungen an die
Arbeitsaufgaben; Leitsätze (ISO 9241-2:1992)“
Grundsätze der Ergonomie für die Gestaltung von Arbeitssystemen, DIN EN ISO 6385

Auch die Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen haben die
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte zu untersuchen, die
Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten und dem Arbeitgeber
Maßnahmen zur Verhütung dieser Erkrankungen vorzuschlagen (§ 3 Gesetz über
Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit
von 1973 – „Arbeitssicherheitsgesetz“, ASiG). Die Aufgaben der Fachkräfte für
Arbeitssicherheit sind im § 6 des Arbeitssicherheitsgesetzes geregelt.

Somit stehen dem Arbeitgeber und den ggf. weiteren zuständigen
Führungskräften Arbeitsschutzexpertinnen und -experten in beratender Funktion
zur Verfügung, um die Belastungen und Be​anspruchungen der
Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten nä​her zu betrachten. Die
Dienststellen in Nordrhein-Westfalen haben auch die Beteiligungsrechte der
Personalräte gemäß § 77 Landespersonalvertretungsgesetz NRW zu beachten.

Die hier verkürzt wiedergegebenen Untersuchungsergebnisse sind in der Zeitschrift NeuroTRANSMITTER, 09/ 2016, S. 12-17
unter dem Titel „Gefährdungsbeurteilung. Hohe Belastungen in einer integrierten Rettungsleit-stelle)“ einsehbar.
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Die Gefährdungsbeurteilung

Die Gefährdungsbeurteilung dient dem Zweck, die Gefahren eines Arbeitsplatzes zu ermitteln, die Wahrscheinlichkeit eines
Schadenfalles einzuschätzen und die erforderlichen Abwendungsmaßnahmen zu erkennen und umzusetzen. Auf diese Weise
wird die Gefahr für die Mitarbeiter auf ein vertretbares Restrisiko beschränkt. Dies gilt auch für Arbeitsmittel wie Werkzeuge,
Geräte, Maschinen oder Anlagen.

Der Gesetzgeber macht die Gefährdungsbeurteilung für den Arbeitgeber zur Pflicht (§ 5 Arbeitsschutzgesetzt und § 3
Betriebssicherheitsverordnung). Damit sind auf diesem Weg die Mitarbeiter in Berufsfeuerwehren zu schützen. Für die
freiwilligen Feuerwehren greift § 3 der Grundsätze der Prävention (GUV‐V A 1), der ebenfalls die Gefährdungsbeurteilung
einfordert. 

Ein Unfall während des Feuerwehrdienstes kann darauf beruhen, weil keine sicheren Einrichtungen zur Verfügung standen
(Feuerwehrhaus, Geräte, Ausrüstungen), regelmäßige Prüfungen und Instandhaltungen unterblieben, die
Feuerwehrangehörigen nicht unterwiesen bzw. nicht ausreichend kontrolliert wurden. Dann stellt sich die Frage, ob der Unfall
mit der Gefährdungsbeurteilung zusammenhängt. Wenn ja, wird weiter zu fragen sein, wer für die Gefährdungsbeurteilung
verantwortlich ist.

Die Zuständigkeit für einen Fehler 

Ein Vorgesetzter kann für einen Unfall nur dann verantwortlich sein, wenn ihm ein fehlerhaftes Verhalten, das für den Unfall
ursächlich ist, zur Last liegt.

Ein fehlerhaftes Verhalten besteht, wenn ein vorhersehbares Unglück eintritt, vermeidbar war und nicht vermieden wurde.
Denn dann lautet der Vorwurf, die Feuerwehrverantwortlichen hätten das Unglück erkennen und vermeiden können. Das Mittel,
mit dem das Vorhersehbare erfasst werden muss, ist die Gefährdungsbeurteilung.

Damit schließt sich der Kreis bei der Suche nach dem Schuldigen. Hätten sich nämlich vor dem Unglück die Verantwortlichen
hingesetzt und die erkennbaren Gefahren erfasst, bewertet und erforderliche Maßnahmen zum Schutz der
Feuerwehrangehörigen veranlasst, dann wäre das Unglück vermieden worden. Kommt hingegen ein Gericht zu dem Ergebnis,
dass ein Unglück nicht vorhersehbar war, dann kann auch kein Verantwortlicher einen Fehler gemacht haben. 

Ausgangspunkt ist damit die Zuständigkeit für die Gefährdungsbeurteilung. Der Leiter der Feuerwehr muss festlegen, wer für
welche Bereiche und Geräte die Gefährdungsbeurteilung zu machen hat. Diese Festlegung ist eine Organisationsaufgabe und –
bezogen auf die verantwortliche Person ‐ eine Auswahlverpflichtung. Wer die zuständige Führungsebene nicht festlegt, begeht
einen Organisationsfehler; wer eine Führungskraft auswählt, die einer solchen Aufgabe nicht gewachsen ist, begeht ein
Auswahlverschulden.

Fehlerquellen

Die Feuerwehrangehörigen müssen vor der Übung und vor dem Einsatz auf
mögliche Gefahren durch Unterweisung hingewiesen werden. Dies setzt voraus,
dass vorher die Gefährdungsbeurteilung erstellt und die Unterweisung festgelegt
wurde. Ereignet sich ein Unglück, das für Vorgesetzte im Rahmen einer
Gefährdungsbeurteilung vorhersehbar und beherrschbar gewesen wäre, aber
nicht bewältigt wurde, löst dies für die betroffenen Vorgesetzten den
Fehlervorwurf aus - Beispiel:

Eine Gebäudeausfahrt ist zu eng für die Fahrzeuge. Ein
Feuerwehrangehöriger wird beim Bewegen der Fahrzeuge eingequetscht.
Eine Betriebsanleitung des Herstellers eines Gerätes wird nicht in der
Gefährdungsbeurteilung umgesetzt, weshalb die Feuerwehrangehörigen nicht ausreichend unterwiesen werden.
Ein Risiko wird erkannt, eine technische Abhilfe für erforderlich gehalten, dann aber doch nicht abgestellt.

Damit ergeben sich aus der Gefährdungsbeurteilung für die Vorgesetzten folgende Fehlerquellen:

Nichterfassen einer vorhersehbaren Gefahr
Fehlerhafte Einordnung einer erkannten Gefahr
Unzureichende Maßnahme zur Gefahrabwendung 
Fehlende oder schlechte Unterweisung 
Fehlende Wirksamkeitskontrolle hinsichtlich der getroffenen Maßnahmen

Stand:05/2020
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Quellen

Gefährdungsbeurteilung aus Sicht der Rechtsprechung; Dr. Klaus Gregor; SiGe – Fachveranstaltung der DGUV am 4./5.
Dezember 2012

Vorsatz – Fahrlässigkeit

Ein Vorgesetzter kann nur dann in die rechtliche Verantwortung geraten, wenn er seinen persönlichen und ursächlichen Fehler
vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführt hat. Vorsatz dürfte im Feuerwehrdienst nicht vorkommen. Denn dann müsste der
Vorgesetzte wissen und wollen, dass ein Unglück geschehen wird. Das Wollen wird im Regelfall nicht vorliegen.

Damit bleibt der mögliche Fahrlässigkeitsvorwurf. Kennt der Vorgesetzte den Missstand und denkt er sich, es wird schon gut
gehen, dann liegt ein Fall der bewussten Fahrlässigkeit vor. Allerdings muss es einen vernünftigen Grund dafür geben, dass
schon nichts passieren wird. Andernfalls käme doch Vorsatz in Betracht. Vorgesetzte sollten sich, wenn sie sich zum Pfuschen
entschieden haben, immer fragen, weshalb es gut gehen wird. Fällt ihnen keine nachvollziehbare Begründung ein (etwa nur:
wir haben Glück), dann wird es gefährlich.

Kennt der Vorgesetzte hingegen eine vorhersehbare Gefahr nicht, müsste sie aber als Feuerwehrangehöriger kennen, dann liegt
ein Fall der unbewussten Fahrlässigkeit vor. Meist hängen diese Fälle mit unzureichender Kontrolle der Feuerwehrangehörigen
zusammen. Denkbar ist aber auch, dass andere Feuerwehren die Gefahr in ihrer Gefährdungsbeurteilung erkannt haben (damit
ist die Vorhersehbarkeit klar), jedoch der zuständige Vorgesetzte bei der „Unfall‐Feuerwehr“ die Gefahr nicht erkannte. Eine
Fahrlässigkeitstat kann jedem Bürger unterlaufen (ein Autofahrer fährt einen Radfahrer aus Unachtsamkeit an). Der
Gesetzgeber sieht deshalb für Tötungs‐ und Körperverletzungsdelikte nur einen geringeren Strafrahmen als bei Vorsatztaten
vor. In Betracht kommen die Geldstrafe und die Freiheitsstrafe bis höchstens 5 Jahre.

Hinweis 
Der vorstehende Text zu der Gefährdungsbeurteilung aus Sicht der Rechtsprechung ist im Rahmen der „SiGe -
Fachveranstaltung" „Gefährdungsbeurteilung in der Feuerwehr und den Hilfeleistungsorganisationen “ am 4./5. Dezember 2012
im Tagungszentrum der DGUV in Dresden veröffentlicht worden. Autor der Veröffentlichung: Dr. Klaus Gregor, - Vorsitzender
Richter a. D. am Landgericht Würzburg.
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Die DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ gibt für bauliche Einrich​tungen der Feuerwehr verbindliche Schutzziele vor, die zwin​‐
gend eingehalten werden müssen. Dort genannte Forderungen werden z. B. dann erfüllt, wenn die Inhalte der Normenreihe DIN
14092 „Feuerwehrhäuser“ eingehalten werden.

Ein eigenverantwortliches Abweichen von den Inhalten der Nor​men oder dieser DGUV Information ist möglich, soweit die
Schutzziele der Unfallverhütungsvorschriften eingehalten wer​den, d. h., Gefährdungen von Feuerwehrangehörigen sind ver​‐
mieden, wenn die gleiche Sicherheit auf andere Weise erreicht wird.

Als Hilfsmittel bei der eigenverantwortlichen Auswahl geeigne​ter Maßnahmen dient die Gefährdungsbeurteilung (§ 5
Arbeitsschutzgesetz). Sie soll zu Sicherheit und Gesundheitsschutz der Feuerwehrangehörigen beitragen und hilft dabei den
Entscheidungsträgern, ihrer Ver​antwortung gerecht zu werden.

Wenn bei bestehenden Feuerwehrhäusern bauseitig die erfor​derliche Sicherheit nicht oder nur zum Teil gewährleistet werden
kann, besteht ggf. die Möglichkeit, durch organisatorische Maß​nahmen das geforderte Schutzziel zu erreichen. Dabei kommt
der Gefährdungsbeurteilung eine besondere Bedeutung zu.

Die Unternehmer sollen regelmäßig prü​fen, ob die Gegebenheiten des
Feuerwehrhauses noch ausrei​chende Sicherheit für Feuerwehrangehörige bieten.

Eine Gefährdungsbeurteilung kann z. B. bei Ersatzbeschaffung von größeren
Einsatzfahrzeugen erforderlich werden, wenn die vorhandenen Stellplatzmaße
an kritische Grenzen stoßen.

Der Träger der Feuerwehr hat die Beurteilung von Gefährdungen und Belastungen
im Feuerwehrdienst durchzuführen und die erforderlichen Maßnahmen zu
ermitteln und umzusetzen. Dabei sind die Leitung und weiteres Fachpersonal der
Feuerwehr bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung zu beteiligen. Darüber
hinaus sollten die Fachkraft für Arbeitssicherheit und der Betriebsarzt/die
Betriebsärztin beratend unterstützen. Mithilfe ihrer Kenntnisse und Erfahrungen
können relevante Gefährdun​gen analysiert und wirksame – vor allem
praxisgerechte – Maß​nahmen ausgewählt und umgesetzt werden.

Der Träger der Feuerwehr kann durch eine schriftliche Pflichtenübertragung
Unternehmerpflichten bzgl. des Arbeits- und Gesundheitsschutzes auf Führungskräfte (z. B. Leitung der Feuerwehr) übertragen.

Der Gesetzgeber gibt keine Form zur Erstellung der Gefährdungsbeurteilung vor. Folgende Methoden können zur Unterstützung
sachdienlich sein:

Auswertung von Unfällen, Beinahe-Unfällen und Verdachtsanzeigen auf Berufskrankheiten
Betriebsbegehungen mit damit verbundenen Mängellisten
Gespräche mit Versicherten
Moderierte Gefährdungsbeurteilung
Verwendung von Checklisten

Bei der Umsetzung von Maßnahmen ist das sogenannte TOP-Prinzip (technische vor organisatorischen vor persönlichen
Schutzmaßnahmen) zu beachten.

Im Rahmen der vorgeschriebenen Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung ist es empfehlenswert, den
Durchführungszeitraum mit möglichem Datum der Umsetzung aufzuschreiben. Auch die Erledigung von Mängelpunkten sollte
mit Datum durch die verantwortliche Führungskraft dokumentiert werden. Die Überprüfung der Wirksamkeit der umgesetzten
Maßnahmen wird ausdrücklich in der Gefährdungsbeurteilung gefordert. Bei mittlerer Wirksamkeit ist die Maßnahme in einem
angemessenen Zeitraum zu überprüfen. Stellt sich die Wirksamkeit als gering heraus, muss zeitnah nachgesteuert werden.

Generell sollte die Gefährdungsbeurteilung einmal jährlich aktualisiert werden. Sobald neue Gefährdungen für Versicherte
erkannt werden, ist eine unterjährige Aktualisierung inklusive Dokumentation notwendig.

Die einzelnen Schritte zur Erstellung einer Gefährdungsbeurtei​lung zeigt die DGUV Information 205-021 „Leitfaden zur Erstel​‐
lung einer Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst“.

Die Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz ist auch auf Tätigkeiten von Feuerwehrangehörigen anzuwenden.

Zu den Themen „Gewalt- und Rückenprävention“ finden Sie jeweils eine Checkliste unter den Quellen.

Hinweis 
Der vorstehende Text zum Thema „Gefährdungsbeurteilung“ ist der Ziffer 3.3 der DGUV Information 205-008 „Sicherheit im
Feuerwehrhaus“ (Stand: Dezember 2016) größtenteils entnommen.

Stand:06/2022
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008
Leitfaden zur Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst, DGUV Information 205-021
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Checkliste Feuerwehrhaus
Checkliste Rückenprävention - Feuerwehr
Checkliste Gewaltprävention - Feuerwehr
(Muster-)Gefährdungsbeurteilung für die Feuerwehr: Bereiche Einsatz, Ausbildung und Übung I
(Muster-)Gefährdungsbeurteilung für die Feuerwehr: Bereiche Einsatz, Ausbildung und Übung, Dokumentationsvorlage II
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Quellen

Aktionsplan Gemeinsam gegen Gewalt - Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und Rettungskräften, Ministerium des
Innern des Landes Nordrhein-Westfalen

Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt“

Feuerwehrleute und Rettungskräfte sollen besser vor Gewalt geschützt werden. Das ist das Ziel des Aktionsplans „Gemeinsam
gegen Gewalt“. In einer gemeinsamen Erklärung bekräftigten die Initiatoren des Aktionsplans ihre Solidarität mit den
Einsatzkräften im Land. „Gemeinsam gegen Gewalt“ ist eine Initiative des nordrhein-westfälischen Innenministeriums, des
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales, der Unfallkasse NRW, der komba gewerkschaft nrw, des Verbandes der
Feuerwehren NRW, des Städtetages NRW, des Landkreistages NRW und des Städte- und Gemeindebundes NRW. Zu den ersten
Maßnahmen des Plans gehört der bereits umgesetzte Meldeerlass des Innenministeriums. Arbeitgeber von Rettungskräften
sind seitdem verpflichtet, Fälle von Gewalt gegenüber Einsatzkräften und vorsätzliche Beschädigung von Einsatzfahrzeugen
und Geräten zu melden. Auf dieser Grundlage wird nun regelmäßig valides Zahlenmaterial erhoben und ausgewertet.

In den kommenden drei Jahren sollen weitere Maßnahmen schrittweise umgesetzt werden, darunter die Einführung eines
sogenannten „Kümmerers“ nach dem Vorbild von psychologischen Unterstützungsteams, die Aufnahme des Bereichs Gewalt
gegen Einsatzkräfte in die Gefährdungsbeurteilung der Betriebe und Unternehmen sowie eine verstärkte Aus- und Fortbildung:
Die Einsatzkräfte sollen so auf gefährliche und gewalttätige Situationen besser vorbereitet werden. In den Fokus genommen
werden hierbei nicht nur körperliche Übergriffe, sondern auch andere Formen nonverbaler oder verbaler Gewalt wie Drohungen
oder Beleidigungen. Regelmäßige Runde Tische der am Aktionsplan beteiligten Institutionen sollen weitere Maßnahmen
erarbeiten und auf aktuelle Entwicklungen reagieren.  

„Gewalt gegen Einsatzkräfte ist nicht hinnehmbar. Wir müssen gerade diejenigen schützen, die täglich für uns den Kopf
hinhalten. Deshalb helfen wir unseren Einsatzkräften mit konkreten Maßnahmen, die ihre Sicherheit deutlich verbessern
sollen“, so Innenminister Herbert Reul.

Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann: „Wenn Retter zum Opfer werden, dann läuft in unserer Gesellschaft etwas gewaltig
schief! Rettungskräfte verdienen unsere Solidarität und unseren Schutz. Deshalb müssen wir gemeinsam alles dafür tun, die
Rahmenbedingungen für die Sicherheit unserer Rettungskräfte zu verbessern.“

Grundlage für den Aktionsplan war eine in Zusammenarbeit mit der Ruhr-Universität Bochum durchgeführte Studie. Die
Befragung der Einsatzkräfte hatte ergeben, dass jeder achte Teilnehmer schon einmal Opfer von körperlicher Gewalt geworden
ist. Aus den Ergebnissen wurden fünf Handlungsfelder erarbeitet, die schrittweise umgesetzt werden sollen.

„Wir benötigen zunächst verlässliche Zahlen über die Häufigkeit von Gewalt an Einsatzstellen. Nur so können wir die Dimension
des Problems realistisch bewerten“, sagt Bernd Schneider, stellvertretender Vorsitzender des Verbandes der Feuerwehren in
Nordrhein-Westfalen.

„Gemeinsam mit den Betrieben macht sich die Unfallkasse NRW im Sinne des präventiven Schutzes der Einsatzkräfte vor
gewalttätigen Übergriffen stark. Daher haben wir das Thema „Gewalt“ zum Bestandteil von Gefährdungs-beurteilungen eines
jeden Arbeitsplatzes gemacht. Auf unseren Internetportalen „Sichere Feuerwehr“ und „Sicherer Rettungsdienst“ bieten wir
dafür u.a. Checklisten an, die es Arbeitgebern erleichtern eine derartige Gefährdungsbeurteilung zu erstellen“, erklärt Gabriele
Pappai, Geschäftsführerin der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen.

Nach der umfassenden Evaluierung der Studienergebnisse soll vor allem das Thema Gewaltprävention nochmals verstärkt
Eingang in die Aus- und Weiterbildung von Führungs- und Einsatzkräften finden. „Sprachlosigkeit ist kein probates Mittel zum
Schutz unserer Feuerwehr- und Rettungskräfte. Stattdessen tragen wir mit geeigneten Maßnahmen zu ihrer Sicherheit bei. Dazu
gehört ein passgenaues Aus- und Weiterbildungskonzept, damit die Kolleginnen und Kollegen präventiv im Umgang mit
derartigen Gefahrenlagen geschult werden und entsprechende Handlungskompetenzen erlernen“, sagt Andreas Hemsing,
Landesvorsitzender der komba gewerkschaft nrw.

Eine erste Evaluierung ist für das erste Quartal 2021 vorgesehen. „Alle Beteiligten nehmen die Herausforderung ernst.
Gewaltprävention ist eine Aufgabe, die sich dauerhaft stellt. Das sind wir den Einsatzkräften bei Feuerwehren und
Rettungsdiensten schuldig. Wir müssen daher die 1Entwicklung und die Wirksamkeit der verabredeten Maßnahmen sowie
deren Erweiterung auf andere Personengruppen ständig überprüfen", sagten die Hauptgeschäftsführer der kommunalen
Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen, Helmut Dedy (Städtetag), Dr. Martin Klein (Landkreistag) und Dr. Bernd Jürgen
Schneider (Städte- und Gemeindebund).

Hier: Der gesamte Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt - Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und Rettungskräften
zum Download.

Stand:10/2019
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Das Thema Gewalt gegen Einsatzkräfte ist für die Unfallkasse NRW nicht neu.
Bereits 2011 wurde zusammen mit der Ruhr- Universität Bochum eine Studie zu
„Gewalt gegen Rettungskräfte – Bestandsaufnahme zur Gewalt gegen
Rettungskräfte in NRW“ durchgeführt. Das damalige Ergebnis war, dass
Schlagen, Schubsen oder Anspucken die häufigsten Arten von Übergriffen sind.
Es konnte auch ein typischer Täterkreis von jungen, männlichen und
alkoholisierten Personen identifiziert werden.

Im Jahr 2017 wurde die Studie um die Einsatzkräfte der Feuerwehr erweitert und
erneut durchgeführt. Diesmal waren zusätzlich noch das Ministerium des Innern
NRW, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW und die
Gewerkschaft komba beteiligt. Ziel der Studie war die Sammlung und Auswertung von Daten zur Gewalt gegen Einsatzkräfte der
Feuerwehr und des Rettungsdienstes in NRW und der Vergleich der Ergebnisse mit der 2011 durchgeführten Studie „Gewalt
gegen Rettungskräfte“.

Die Ergebnisse waren mit denen von 2011 vergleichbar. Allerdings sind die Feuerwehren deutlich weniger betroffen als der
Rettungsdienst. Die beteiligten Institutionen waren sich einig, dass Feuerwehrangehörige und Rettungskräfte besser vor Gewalt
geschützt werden sollen.

Aktionsplan "Gemeinsam gegen Gewalt - Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und Rettungskräften"

Aus diesem Grund wurde der Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt – Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und
Rettungskräften“ mit einer Laufzeit von September 2019 bis September 2022 ins Leben gerufen. An dem Aktionsplan sind
neben der Unfallkasse NRW auch das Ministerium des Innern des Landes NRW, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes NRW, die komba-Gewerkschaft, der Verband der Feuerwehren in NRW, der Städtetag NRW, der
Landkreistag NRW und der Städte- und Gemeindebund NRW beteiligt.

Aus den Ergebnissen der zweiten Studie wurden folgende fünf Handlungsfelder erarbeitet:

1. Aus- und Fortbildung,
2. Einsatz/Einsatzteam,
3. Schnittstellenarbeit,
4. Arbeitgeber
5. Politik, Gesetzgeber, Ressorts

Diese Handlungsfelder enthalten Vorschläge und Arbeitsauträge zu konkreten Maßnahmen. Nach drei Jahren sollen diese
umgesetzt sein.

Die Unfallkasse NRW macht sich in diesem Zusammenhang gemeinsam mit den Betrieben für den präventiven Schutz stark. Mit
Checklisten werden die Gefährdungsbeurteilungen auch auf die Bestandteile zum Themenkomplex Gewalt überprüft. In den
Jahren 2019 und 2020 wurden in einer Schwerpunktüberwachungsaktion über 200 Fragebögen ausgefüllt.

Ergebnisse der Befragung - Stand der Gewaltprävention

Eine deutliche Mehrheit der befragten Feuerwehren weist die Angehörigen der Einsatzabteilung vor Aufnahme des Dienstes
darauf hin, dass es zu Übergriffen kommen kann. Dadurch wird eine erhöhte Sensibilität für das Thema „Gewalt“ in seinen
verschiedenen Ausprägungen geschaffen. Gesetzlich geforderte Unterweisungen hingegen führen nur ca. ¾ der Feuerwehren
durch. Hier ist Verbesserungspotenzial zu erkennen. Zudem werden nicht alle Unterweisungen dokumentiert.

Erfreulich ist hingegen, dass vor Aufnahme der Tätigkeit zum Verhalten nach einem Übergriff unterweisen wird. Jedoch gibt es
auch hier Verbesserungspotenzial in Bezug auf die Dokumentation. Zum einen werden gesetzliche Vorgaben nicht erfüllt, und
zum anderen haben Unterweisungen und Dokumentationen das klare Ziel, Übergriffe zu verhindern. Bereits im Vorfeld erfolgt
somit eine Auseinandersetzung mit dem Thema „Übergriffe“, und auch im Hinblick auf eine mögliche Nachsorge ist eine
abgestimmte Vorgehensweise bekannt.

97 Prozent der Feuerwehren erfassen Übergriffe, und 94 Prozent der betroffenen Feuerwehrangehörigen ist der betriebsinterne
Meldeweg nach einem Übergriff bekannt. In den meisten Fällen wird zudem durch den Dienstherrn eine Strafanzeige gestellt,
die es den Strafverfolgungsbehörden erst ermöglicht, Straftäter konsequent zu verfolgen und zu bestrafen. Hier wäre eine
Quote von 100 Prozent wünschenswert. Nach der vorliegenden Auswertung stellen immerhin 87 Prozent der Arbeitgeber eine
Strafanzeige.

Sehr erfreulich ist, dass die große Mehrheit der befragten Feuerwehren Zugang zu Teams zur psychosozialen Unterstützung
(PSU-Team) hat, um das Entstehen einer möglichen Traumatisierung nach einem Übergriff minimieren zu können. Auch hier ist
eine 100-Prozent-Abdeckung anzustreben.

Stand:04/2022
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Verbesserungen können auch durch den Austausch mit anderen Behörden erreicht werden. Hier fehlt es bei gut 40 Prozent der
befragten Wehren an einer standardisierten Kommunikation zwischen Leitstelle und Einsatzkräften. Beispielsweise kann durch
Nutzung von Stichwortvereinbarungen sofort erkannt werden, dass Feuerwehrangehörige sich in einer Notsituation befinden
und entsprechende Maßnahmen einzuleiten sind. Dies betrifft auch Regelungen zu einem geordneten Rückzug, um
Polizeieinheiten ein taktisches Vorgehen zu ermöglichen. Dazu wären auch im Vorfeld Vereinbarungen bei bestimmten
Einsatzlagen mit der Polizei denkbar.

Fortbildungen zu Kommunikations- und Deeskalationstech- niken werden von gut 2/3 der Befragten bereits durchgeführt. Hier
bestehen insbesondere Defizite bei nahezu der Hälfte der Feuerwehren bezüglich der Fortbildung zum Umgang mit Personen,
die z. B. alkoholisiert sind oder unter Drogeneinfluss stehen. Hierzu zählt auch die rechtliche Aufklärung zum Thema Notwehr,
die in etwa 50 Prozent der Feuerwehren vermittelt wird.

Fortbildungen mit Blick auf zusätzliche Anforderungen von Personengruppen mit religiösen oder migrationsspezifischen
Besonderheiten sind zu empfehlen und in Gesprächen während der Befragungen teilweise auch gewünscht worden.

Deutlich auffallend ist, dass Schutzwesten auch getragen werden, wenn sie vorhanden sind. Diese sind allerdings nur bei rund
10 Prozent der Feuerwehren der Fall.

Die Meldewege zur Unfallkasse NRW sind in der Regel bekannt. Mehr Aufklärung zum Angebot der Unfallkasse NRW in Bezug
auf probatorische Sitzungen nach belastenden Ereignissen unabhängig von bereits eingeschalteten PSU-Teams ist jedoch
notwendig, da nur gut die Hälfte dieses Angebot auch kennt.

Die abschließende Frage in Bezug auf die tatsächlich im letzten Jahr erfolgten Übergriffe auf Einsatzkräfte ist mit 69 Prozent
sehr hoch. Das korreliert nicht mit den Unfallmeldungen, die der Unfallkasse NRW vorliegen. Das kann zum einen an den immer
noch zu geringen Unfallmeldungen liegen oder daran, dass viele Übergriffe, die verbal verübt werden, nicht gemeldet, aber in
der Befragung als solche eingestuft wurden.

Die Befragung hat an verschiedenen Stellen deutlich Verbesserungspotenziale aufgezeigt. Diese liegen größtenteils in Händen
der Arbeitgeber. Die Unfallkasse NRW übernimmt in diesem Zusammenhang auch gerne eine unterstützende Funktion.

Hinweis:
Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin " FEUERWEHReinsatz:nrw 3/2022 " entnommen.
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Mehr als eine Million Menschen in Deutschland sind in Freiwilligen Feuerwehren
aktiv. Sie sind gemeinsam mit den Rettungsdiensten die Ersten vor Ort – bei
einem Autounfall, einem Brand, einem medizinischen Notfall oder wenn ein
Orkan wütet. Sie helfen, und zwar ehrenamtlich. Doch werden sie bei ihrer Arbeit
oft verbal oder körperlich bedroht. Das belegt eine Umfrage der Feuerwehr-
Unfallkasse Niedersachsen eindrücklich. DGUV Kompakt sprach mit Karl-Heinz
Banse, Präsident des Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV), über die
Auswirkungen auf die Helfenden. ...

Beleidigungen und Angriffe haben fatale Folgen für die Motivation der
Helfenden

Stand:04/2022
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Studie: Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in
Nordrhein-Westfalen

Kriminologen der Ruhr-Universität Bochum (RUB) haben im Jahr 2017
Rettungskräfte in NRW zu ihren Gewalterfahrungen befragt. Der Abschlussbericht
zu der Studie wurde jetzt vorgestellt. Der Studie zufolge wurden 92 Prozent der
Rettungskräfte wie Notärzte, Notfallsanitäter und Rettungsassistenten im
zurückliegenden Jahr im Dienst angepöbelt, 26 Prozent wurden Opfer
körperlicher Übergriffe. Die Forscher plädieren dafür, die Rettungskräfte in Aus-
und Fortbildung besser auf kritische Konfliktsituationen vorzubereiten.

Prof. Dr. Thomas Feltes und Marvin Weigert vom Lehrstuhl für Kriminologie,
Kriminalpolitik und Polizeiwissenschaft der RUB hatten 4.500 Rettungskräfte aus
Nordrhein-Westfalen befragt.

Mehr Übergriffe im Rettungseinsatz als im Brandeinsatz

„Wir unterscheiden in der Befragung zwischen verbaler Gewalt, nonverbaler Gewalt – also Gesten wie einen Vogel oder den
Mittelfinger zeigen – und körperlicher Gewalt“, erläutert Marvin Weigert, der für die Auswertung der Befragung zuständig war.
Es zeigte sich, dass Einsatzkräfte im Rettungsdienst wie Notärzte, Notfallsanitäter und Rettungsassistenten ein größeres Risiko
haben, Opfer solcher Übergriffe zu werden als Einsatzkräfte im Brandeinsatz.

26 Prozent der Kräfte im Rettungseinsatz gaben an, in den zwölf Monaten vor der Befragung Opfer körperlicher Gewalt
geworden zu sein. 92 Prozent wurden Opfer verbaler Gewalt, und 75 Prozent berichteten von einem nonverbalen Übergriff. Von
den Einsatzkräften im Brandeinsatz berichteten nur zwei Prozent von körperlichen Übergriffen, 36 Prozent von verbalen und 29
Prozent von nonverbalen Übergriffen. Ein Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Einsatzkräften konnte nicht
festgestellt werden.

Seltenes Ereignis

Insgesamt beteiligten sich nur 18 Prozent der Befragten an der Studie. „Wir hätten uns eine höhere Beteiligung gewünscht, vor
allem auch, weil das Thema in den Medien so intensiv diskutiert wird“, sagt Thomas Feltes. „Über die Gründe für die niedrige
Rücklaufquote können wir nur spekulieren. Möglicherweise betrifft das Problem doch weniger Rettungskräfte als gedacht.“

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss berücksichtigt werden, dass die Rettungskräfte pro Jahr mehrere Hundert Einsätze
absolvieren. Damit sind gewalttätige Übergriffe nach wie vor ein eher seltenes Ereignis.

Wann und wo es zu Gewalt kommt

Nachts und in Großstädten sind Rettungseinsätze am gefährlichsten. Über 60 Prozent aller Fälle ereigneten sich nachts. In
Städten über 500.000 Einwohnern kam es doppelt so häufig zu Übergriffen auf Rettungskräfte wie in Städten zwischen 100.000
und 500.000 Einwohnern. Besonders betroffen waren zudem Innenstädte.

Die Täter sind in der Hälfte der berichteten Fälle zwischen 20 und 40 Jahre alt und in der Regel männlich (rund 90 Prozent). Sie
entstammen überwiegend dem unmittelbaren Umfeld der Hilfesuchenden. In 55 Prozent der Fälle körperlicher Gewalt war der
Täter erkennbar alkoholisiert.

Nur wenige melden Übergriffe

Etwa 80 Prozent der von verbaler und nonverbaler Gewalt betroffenen
Einsatzkräfte meldeten den letzten Übergriff auf ihre Person nicht. Die meisten
begründeten das damit, dass die Situationen für sie Bagatellcharakter hatten
und sich an der Situation nichts ändern würde, wenn sie den Vorfall meldeten.
Einsatzkräfte, die Opfer körperlicher Gewalt geworden waren, meldeten den
Übergriff in 70 Prozent der Fälle. Die Hälfte aller betroffenen Einsatzkräfte gab an,
dass der Meldeweg nicht eindeutig beschrieben sei.

Die Studie wurde unterstützt durch das Ministerium des Innern sowie das
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen, der Unfallkasse NRW und der komba gewerkschaft nrw.

"Übergriffe, insbesondere auf Beschäftigte der Rettungsdienste und Feuerwehren
sind für uns inakzeptabel. Bei vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch
anderer Bereiche des öffentlichen Dienstes verstärken sich aufgrund der Vorfälle
Unsicherheitsgefühle und die Angst selbst zum Opfer zu werden. Daraus und aus der Studie ergibt sich für uns die
Schlussfolgerung, verstärkt präventiv tätig werden zu müssen auch und gerade in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen",
so Gabriele Pappai, Geschäftsführerin der Unfallkasse NRW.

Stand:01/2018
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Quellen

Abschlussbericht „Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in Nordrhein-Westfalen“
Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in NRW

Aus- und Fortbildung

Obwohl die Einsatzkräfte insgesamt zufrieden mit ihrer Ausbildung waren, wünschten sie sich, intensiver auf eskalierende
Einsatzsituationen vorbereitet zu werden und gewaltpräventive Maßnahmen zu erlernen. Sie wünschten sich insbesondere
Fortbildungen zu Deeskalationstechniken und körperschonenden Abwehrtechniken.

„Die Gewaltprävention muss angemessen in Aus- und Fortbildung aufgenommen werden, um wirksam werden zu können“, so
Thomas Feltes. „Außerdem müssen die Einsatzkräfte sensibilisiert werden, Übergriffe jeglicher Art zu melden. Nur auf dieser
Datenbasis können sinnvolle Präventionsmaßnahmen angeboten und ihr Erfolg evaluiert werden.“

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Studie

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 19



Gesprächsrunde mit konkreten Hilfestellungen für Feuerwehr und Rettungsdienst

Zahlreiche Zuschauerinnen und Zuschauer verfolgten am Mittwoch (1.3.) die Online-Veranstaltung "DIE SICHERE STUNDE". Auf
Einladung des Präventionsnetzwerks #sicherimDienst begrüßte Moderatorin und Koordinierungsgruppenmitglied Susanne
Aumann Expertinnen und Experten sowie Einsatz- und Führungskräfte der Feuerwehr und des Rettungsdienstes im "Dortmunder
U" in Dortmund. weiterlesen ...

Mit Ihrem Engagement und Ihrer Arbeit leisten Sie täglich einen wichtigen Beitrag für unsere Gesellschaft. Sie sorgen dafür,
dass die Menschen in Nordrhein-Westfalen gut leben können, und bilden damit einen Grundpfeiler unseres Gemeinwesens.

Doch immer häufiger werden Sie mit aggressivem Verhalten, verbalen Anfeindungen und physischen Angriffen konfrontiert,
zum Beispiel als Einsatz-, Rettungs- oder Vollzugskräfte, Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher, Mitarbeitende in
Behörden mit Publikumsverkehr oder Bedienstete im ÖPNV. Es kommt zu Beleidigungen, Bedrohungen bis hin zu körperlicher
Gewalt. Berichte von Übergriffen auf Beschäftigte im öffentlichen Dienst sind traurige Realität.

www.sicherimdienst.nrw

Stand:03/2023
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Meldesystem für Gewalt gegen Einsatzkräfte - „IMEG-Portal“ geht an den Start

Einsatzkräfte des Rettungsdienstes und der Feuerwehr sind ein wichtiger
Bestandteil unserer Gesellschaft. Rund um die Uhr sind sie für die Bürgerinnen
und Bürger in Nordrhein-Westfalen im Einsatz und üben einen interessanten und
erfüllenden Beruf aus, in dem sie Menschen in Notfällen zur Seite stehen und
Leben retten. Leider werden Einsatzkräfte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit auch
mit Respektlosigkeiten und sogar Gewaltübergriffen konfrontiert. ...

Meldesystem für Gewalt gegen Einsatzkräfte - „IMEG-Portal“
Innovative Melde- und Erfassungssystem Gewaltübergriffe (IMEG)

Stand:06/2022
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Anspannung, (Über) Erregung
Rededrang
Erschöpfung
Aktivitätsüberschuss
Konzentrationsschwierigkeiten
Lachen, kichern
Zittern
Starkes Schwitzen
Unruhe
Rückzug
Appetitlosigkeit

Die „psychosoziale Unterstützung“ für die Mitglieder der freiwilligen Feuerwehren in NRW

Die Angehörigen der Feuerwehren setzen sich Gefahren aus, um Menschen in Not zu helfen. In Extremfällen retten sie
Schwerverletzte aus Trümmern, bringen unter Zeitdruck Opfer in Sicherheit oder bergen Tote. Im Einsatz sehen sie unter
Umständen mit an, wie Kameradinnen und Kameraden, Verwandte oder Freundinnen und Freunde zu Schaden kommen. Dies
gilt nicht nur für Katastropheneinsätze – jeder Einsatz birgt dieses Risiko. Manchmal sind es auch die Erlebnisse mehrerer
Einsätze, die die Seele verletzen. Die „psychosoziale Unterstützung“ (PSU) der Feuerwehren in NRW hilft den Einsatzkräften
deshalb dabei, belastende Eindrücke zu verarbeiten. Die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen unterstützt die Aktiven bei dieser
schwierigen Aufgabe als „Akteur der zweiten Stunde“.

Beispiele für erste Belastungsreaktionen und negative Stressanzeichen an Einsatzstellen der Feuerwehren können sein:

Atemnot
Blässe oder Röte
Übelkeit
Verwirrung
Flucht
Panik
Lähmung
Blackout
Spätere Ein- oder
Durchschlafprobleme
(…..)

Während des Einsatzes

PSU heißt auch, dass während eines Einsatzes psychologische Unterstützung
entsprechend der jeweiligen Lage vor Ort zur Verfügung steht. Dazu ist es
notwendig, dass die Einsatzleiterin oder der Einsatzleiter die PSU in die
Einsatzstellenstruktur integriert. Ihm stehen dafür zwei Helfergruppen zur
Verfügung: die kirchlichen Notfallseelsorger und speziell ausgebildete
Feuerwehrleute.

Am Institut der Feuerwehr in Münster können sich geeignete Kameradinnen und
Kameraden und kirchliche Vertreterinnen und Vertreter zur/zum
„Fachberaterin/Fachberater Seelsorge“ schulen lassen. Sie bilden vor Ort die
sogenannten PSU-Teams. Sollten Einsatzkräfte im Ernstfall Stressreaktionen
über das normale Maß hinaus zeigen, können die Mitglieder dieser Teams
psychologische Sofortmaßnahmen ergreifen, indem sie zum Beispiel Gespräche
anbieten.

Nach dem Einsatz
Das PSU-Team steht den Einsatzkräften selbstverständlich auch nach dem Einsatz zur Verfügung. In vielen Fällen helfen
intensive Einzel- oder Gruppengespräche, die Erlebnisse psychisch zu verarbeiten. Die geschulten Kräfte erkennen aber auch,
wann ihre Hilfe nicht mehr ausreicht und professionelle psychotherapeutische Unterstützung notwendig ist.

Die UK NRW ermöglicht schnelle und unbürokratische Hilfe. Das angewandte Verfahren der fünf probatorischen (=
probeweisen) psychotherapeutischen Sitzungen sieht vor, dass die oder der Betroffene eine Psychotherapeutin bzw. einen
Psychotherapeuten kurzfristig in Wohnortnähe auswählen kann. Hier kann in zunächst fünf therapeutischen Sitzungen geklärt
werden, ob weitere Hilfe nötig ist. Sollte die Therapeutin bzw. der Therapeut eine Weiterbehandlung vorschlagen, finanziert die
UK NRW die Fortsetzung der Therapie.

Mit einem im Oktober 2013 veröffentlichten Infoblatt wurden alle Städte und Gemeinden in NRW über die Rolle der UK NRW
nach traumatisierenden Erlebnissen im Feuerwehrdienst informiert.

Den Leiterinnen und Leitern der Feuerwehren und PSU-Teams in NRW wurde eine sogenannte Taschenkarte für den Einsatz zum
Ablaufschema „psychisch belastendes Ereignis“; Meldeweg an die UK, überreicht.

Posttraumatische Belastungsstörung

Schlafstörungen, Reizbarkeit, Flashbacks, mangelnde Konzentration oder depressive Stimmung weisen manchmal erst nach
einiger Zeit darauf hin, dass die Helferinnen und Helfer an einer „Posttraumatischen Belastungsstörung“ (PTBS) leiden. Es ist
dringend notwendig, Einsatzkräfte auf schwere seelische Belastungen vorzubereiten und sie während und nach einem Einsatz
psychologisch zu betreuen – dies haben schwere Katastrophen, wie das ICE-Unglück in Eschede, gezeigt. Beim Umgang mit
traumatischen Erlebnissen leistet die PSU wertvolle Hilfe.

Stand:06/2022
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 2
Traumatische Ereignisse – Prävention und Rehabilitation, DGUV Grundsatz 306-001
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 5
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 6
Taschenkarte für PSU Teams
Infoblatt Feuerwehr - Traumatisierende Erlebnisse

Bereits im Jahr 2010 wurden die Feuerwehren im Rahmen einer Veröffentlichung
über die Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen im Einsatzdienst der
Feuerwehren informiert. Seit dem Jahr 2013 ist jede Kommune in NRW als Träger
der Feuerwehr verpflichtet, insbesondere für die Feuerwehren eine
Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen durchzuführen,
Schutzmaßnahmen abzuleiten, umzusetzen und das Ergebnis zu dokumentieren
(§ 5 Arbeitsschutzgesetz [101] in Verbindung mit § 2 DGUV Vorschrift 1 [1259] ).

Neben den PSU-Teams und der UK NRW stehen auch Betriebsmedizinerinnen
und Betriebsmediziner und Fachkräfte für Arbeitssicherheit der Städte und
Gemeinden (Empfehlung in Bezug auf den § 6 Arbeitssicherheitsgesetz [548]) für
Beratungen zur Verfügung. Die Aufsichtspersonen der UK NRW beraten und
überwachen die Städte und Gemeinden gemäß ihrem Auftrag (SGB VII) zur
Durchführung der Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen.

Ausbildung der Einsatzkräfte

Mit ziemlicher Sicherheit kommt der Tag, an dem eine Einsatzkraft im Dienst
einer psychisch belastenden Situation ausgesetzt ist. Daher sind alle
Feuerwehrleute vorab auf diesen Zustand vorzubereiten. Bereits im
Truppmannlehrgang lernen die jungen Nachwuchskräfte in drei
Unterrichtseinheiten à 45 Minuten, wie sie auf Stress im Einsatz reagieren und
welche psychischen Folgen entstehen können. Erfahrene und speziell
ausgebildete Fachkräfte übernehmen diese Schulungen.

Die UK NRW beteiligt sich auch an der Entwicklung und Herstellung der dazu
notwendigen Ausbildungsunterlagen der Moderatorinnen und Moderatoren. Eine
wertvolle Hilfe für die Unternehmer und PSU-Teams sind dabei insbesondere die
von der UK NRW geförderten Schulungsunterlagen (CD-ROM). Diese CD-ROM
wurde vom VdF-NRW-Fachausschuss und vom AGBF-NRW-Arbeitskreis
Psychosoziale Unterstützung/Psychosoziale Notfallversorgung (PSU/PSNV)
fachlich erstellt und durch die UK NRW allen PSU-Teams und Fachberaterinnen
sowie Fachberatern Seelsorge in NRW zur Verfügung gestellt. Durch diese Schulungsunterlage kann eine einheitliche und
qualitativ hochwertige Ausbildung der Einsatzkräfte in der psychosozialen Unterstützung sichergestellt werden. Die
Schulungsunterlagen werden im Bedarfsfall neuen Erkenntnissen entsprechend angepasst.

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Psychosoziale Unterstützung (PSU)

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 23



Einsatzkräfte der Freiwilligen Feuerwehren können Situationen erfahren, die
ernsthafte psychische Belastungen nach sich ziehen. Feuerwehrangehörige sind
somit stärker psychisch belastet als der Durchschnitt der Bevölkerung und
haben ein erhöhtes Risiko, nach Einsatzbelastungen Traumafolgen zu
entwickeln. Daher haben sich die Unternehmerin oder der Unternehmer
erforderlichenfalls zur Wahrnehmung ihrer bzw. seiner Pflichten zur
Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheitsschutz sicherheitstechnisch und
medizinisch beraten zu lassen (vgl. § 5 UVV DGUV Vorschrift 49 Feuerwehren ).
Diese Beratung soll zum Beispiel durch geeignete psychosoziale
Fachkräfte erfolgen, da der Gesundheitsschutz auch Aspekte der psychosozialen
Betreuung von Feuerwehrangehörigen zum Inhalt hat.

Die Notwendigkeit einer Beratung kann sich insbesondere bei der Vor- und Nachbereitung psychisch belastender Einsätze
ergeben (vgl. Ziffer 2.3 DGUV Regel 105-049 Feuerwehren ). Psychosoziale Unterstützung für Einsatzkräfte ist integraler
Bestandteil des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Wenn eine unmittelbare psychosoziale Unterstützung (PSU) fehlt, kann
eine Belastung der Sozialversicherungssysteme durch erforderliche Rehamaßnahmen eine Folge sein.

Die Erforderlichkeit der PSU bei Einsatzkräften ist unbestritten und gut erforscht. In der Vergangenheit wurde die Ausbildung
der PSU-Assistentinnen/-Assistenten durch das Land NRW am Institut der Feuerwehr in Münster durchgeführt. Das Land NRW
hat sich jedoch aus der Ausbildung der PSU-Assistenzen zurückgezogen. Insofern wird die Ausbildung zur PSU zukünftig an
anderen Orten stattfinden.

Die Gemeinden haben (als Träger der Feuerwehr) grundsätzlich die Kosten für den „psychologischen Arbeitsschutz“ zu tragen.
Durch die Mitarbeit der Unfallkasse NRW in einem Fachgremium der Feuerwehren (Fachausschuss/Arbeitskreis zur
Psychosozialen Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU) und Psychosoziale Notfallversorgung für Betroffene (PSNV)) konnte eine
erste (anteilige) finanzielle Unterstützung der Unfallkasse NRW für die Städte und Gemeinden bei der Ausbildung der PSU-
Assistenzen auf den Weg gebracht werden, denn die Unfallversicherungsträger können sich an den Kosten für die Ausbildung
der betrieblichen psychologischen Erstbetreuerinnen und -betreuer beteiligen.

Stand:06/2022
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Der Bundesfeuerwehrarzt Klaus Friedrich informiert:

„Kaum lässt uns das Corona-Virus eine Verschnaufpause, bahnt sich eine
weitere Infektionswelle an: „Affenpocken“
Nun sind wir aufgrund der letzten Pandemie mittlerweilen sehr routiniert im
Umgang mit Krankheitserreger, sodass wir an das neue Thema mit einer hohen
Professionalität gehen können.

„In Deutschland sind im Mai 2022 erste Fälle von Affenpocken identifiziert
worden. Mit Stand 3.6.2022 sind 65 Affenpockenfälle aus 9 Bundesländern ans
RKI übermittelt worden. ... “

Der Feuerwehrarzt zum Thema „Affenpocken“

Stand:07/2022
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Quellen

Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für Einsatzkräfte, DGUV Information 205-038

Einsatzorganisationen wecken das Interesse vieler Menschen bereits im
Kindesalter. Viele Jungen und Mädchen finden schnell den Weg in die
entsprechende Kinder- bzw. Jugendorganisation.

Der Übertritt in die Einsatzabteilung erfolgt dann nach den jeweiligen bundes-
oder landesrechtlichen Vorschriften bzw. sonstigen internen Regelungen. Je
nachdem, wann junge Menschen in die Abteilung der Einsatzorganisation
eintreten, die zum Einsatz ausrückt, haben diese aufgrund ihres Alters ein
besonderes Schutzbedürfnis. Der Dienst darf sich auf die Entwicklung junger
Menschen nicht negativ auswirken. An Tätigkeiten, die Frauen und Männer
physisch und psychisch nicht nur an die Leistungsgrenzen heranführen, sondern
auch darüber hinaus belasten können, muss behutsam herangeführt werden. Zu solchen Tätigkeiten zählt in der Regel ein
Einsatz.

Aus diesem Grund ist z. B. entsprechend der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“
neben einer grundlegenden körperlichen und fachlichen Eignung, eine
Teilnahme am Feuerwehreinsatz für Kinder und Jugendliche als
Feuerwehrangehörige grundsätzlich nicht vorgesehen.

Darüber hinaus gelten die Gesetze zum Arbeits- und Jugendschutz. Somit dürfen
unter 18-Jährige nicht mit Arbeiten beauftragt werden, die physisch oder
psychisch ihre Leistungsfähigkeit übersteigen. Viele Tätigkeiten im Einsatzdienst
sind diesen Arbeiten zuzuordnen.

In § 28 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz ( JArbSchG) geht der Gesetzgeber auf
die sonstigen Pflichten zur menschengerechten Gestaltung der Arbeit gesondert
ein: „Der Arbeitgeber hat … Vorkehrungen und Maßnahmen zu treffen, die zum Schutz der Jugendlichen gegen Gefahren für
Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung der
Jugendlichen erforderlich sind. Hierbei sind das mangelnde Sicherheitsbewusstsein, die mangelnde Erfahrung und der
Entwicklungsstand der Jugendlichen zu berücksichtigen und die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und
arbeitsmedizini¬schen Regeln sowie die sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse zu beachten.“

Dieser Umstand muss von den Führungskräften der Einsatzorganisation sowie der Unternehmerin bzw. dem Unternehmer
berücksichtigt werden.

Sind die Einsatzkräfte so alt, dass sie an einem Einsatz teilnehmen dürfen, spielt der gesunde Menschenverstand der
Verantwortlichen eine tragende Rolle. Schließlich nützt es niemandem, wenn aufgrund zu hoher Belastungen die physische
oder psychische Gesundheit von Einsatzkräften auf dem Spiel steht. Junge Menschen mit hohen bzw. höchsten physischen und
psychischen Belastungsfaktoren im Einsatzdienst zu konfrontieren, bedarf, wie bereits erwähnt, der Einbindung des Themas
„Einsatzbelastung“ bereits bei der Ausbildung und Unterweisung sowie Menschenkenntnis, Behutsamkeit und
Fingerspitzengefühl. Die Führungskräfte müssen abwägen, wem „wie viel im Einsatz“ zuzutrauen bzw. zuzumuten ist. Das setzt
auch einen respektvollen und wertschätzenden Umgang miteinander innerhalb der Einsatzorganisation voraus, in der alle
aufeinander achtgeben.

Der vorstehende Text und die Grafik wurden der DGUV Information 205-038 "Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für
Einsatzkräfte" entnommen.

Die NRW-Systematik von psychosozialer Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU)  (= Arbeits- und Gesundheitsschutz) und
psychosozialer Notfallversorgung für Betroffene (PSNV) weicht in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Bezeichnung der Teams
(PSNV-B, PSNV-E) von der DGUV Information 205-038 ab. Die NRW-Systematik ist im gemeinsamen zweiten Positionspapier des
Verbandes der Feuerwehren (VdF NRW) und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF NRW) in einem
Schaubild dargestellt.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 22
Betrieblicher Brandschutz in der Praxis, DGUV Information 205-001
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.3

Jedes Feuerwehrhaus muss mit den erforderlichen Feuerlösch-, Brandmelde- und Alarmierungseinrichtungen (siehe § 22 Abs. 1
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“  in Verbindung mit der ASR A2.2) ausgestattet sein. Da nicht sichergestellt
werden kann, dass sich zu jedem Zeit​punkt Feuerwehrfahrzeuge mit entsprechenden Löscheinrichtungen und -mitteln im
Feuerwehrhaus befinden, wenn sich dort auch Personen aufhalten, sind im Feuerwehrhaus Feuerlöscher vorzuhalten.

In jeder Fahrzeughalle sowie in jeder Etage soll mindestens ein geeigneter Feuerlöscher vorhanden sein. Die tatsächlich erfor​‐
derliche Anzahl von Feuerlöschern ist der ASR A2.2 zu entnehmen.

Feuerlöscher sind gut sichtbar und leicht erreichbar, vorzugswei​se in
Fluchtwegen, im Bereich der Ausgänge ins Freie, an den Zugängen zu
Treppenräumen oder an Kreuzungspunkten von Verkehrswegen/Fluren,
anzubringen. Die Standorte der Feuerlöscher sind gegebenenfalls durch das
Brandschutzzeichen F001 „Feuerlöscher“ entsprechend der „ASR A1.3 –
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ zu kennzeichnen. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn die Feuerlöscher schlecht zu finden sind, weil
sie z. B. verdeckt sind oder sich hinter einer Ecke befinden.

Zur Sicherstellung ihrer Funktionsfähigkeit sind Feuerlöscher in der Regel
mindestens alle zwei Jahre durch eine sachkundige Person zu prüfen.

Hinweis 
Der vorstehende Text zum Thema „Brandschutz“ ist der Ziffer 3.2 der DGUV-
Information 205-008 „Sicherheit im Feuerwehrhaus“ (Stand: Dezember 2016)
größtenteils entnommen.
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Erkennen einer außergewöhnlichen psychischen Belastung

Einsatzkräfte müssen in der Lage sein, zu erkennen, wenn Ereignisse für sie
belastend sind bzw. waren und sich dieses auch eingestehen. Ob „normale“
Einsatzkraft, Spezialistin bzw. Spezialist oder Führungskraft, die Seele macht
hier keinen Unterschied. Die individuelle Belastungsgrenze kann jederzeit
plötzlich erreicht sein. (…).

Beurteilen – wann Handlungsbedarf gegeben ist

Da das individuelle Belastungserleben jeder einzelnen Einsatzkraft sehr
unterschiedlich ist, ist es schwer aufzuzeigen, wann Handlungsbedarf gegeben ist. Wurde erkannt, dass die individuelle
Belastungsgrenze erreicht bzw. überschritten wurde, gilt es, sich Ruhe und Zeit zu nehmen, um das Erlebte zu verarbeiten und
auf die momentanen Bedürfnisse zu achten. Gefühle dürfen nicht unterdrückt werden. Ebenso darf man nicht erwarten, dass
die Zeit alle Wunden – auch seelische – heilt und Erinnerungen einfach auslöscht.

Wenn einem selbst Veränderungen auffallen oder Bedenken im Umgang mit dem Erlebten kommen, ist es kein Zeichen von
Schwäche, sich Hilfe für die Seele einzufordern und anzunehmen. Sinnbildlich, die Pflicht zur Ersten Hilfe sich selbst
gegenüber. Grundsätzlich gilt, je früher fachkundige Unterstützung eingefordert und gegeben wird, umso besser ist die
Aussicht, das Belastende zu verarbeiten und eine chronische psychische Erkrankung zu vermeiden. Hierauf basieren das
Angebot zur psychologischen Erstbetreuung wie auch die Interventionsmaßnahmen der PSNV-E.

Handeln – gegebenenfalls Hilfe einfordern

Psychische und körperliche Reaktionen und Symptome als Folge belastender Ereignisse die länger als vier Wochen bestehen
bzw. immer wiederkehrend empfunden werden, wirken sich häufig stark auf die Lebensführung und das Lebensumfeld
betroffener Einsatzkräfte aus. Wenn ein Ereignis für Einsatzkräfte besonders belastend war, ist zügiges Handeln geboten. Eine
frühzeitige psychologische Unterstützung ist sinnvoll und kann helfen die akute Stressreaktion zu vermindern bzw. bei Bedarf
die Weitervermittlung in professionelle psychologische Versorgung unterstützen.

Ein Risikofaktor für das Entstehen von psychischen Erkrankungen nach traumatischen Ereignissen ist ein Mangel an sozialer
Unterstützung. Für Einsatzkräfte ist mit der Vorhaltung der PSNV-E vorgesorgt und somit sollte nicht gezögert werden, diese
Hilfe auch einzufordern bzw. anzunehmen.
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Quellen

Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für Einsatzkräfte, DGUV Information 205-038

Hilfe annehmen

Heute gibt es in vielen Regionen ausgebildete Personen mit Fähigkeiten zur Unterstützung von Einsatzkräften nach
belastenden Ereignissen. Mit ihren Interventionsmöglichkeiten können sie je nach Situation bei der Verarbeitung von
belastenden Ereignissen helfen. Nach Möglichkeit soll dabei der Entwicklung psychischer und körperlicher Erkrankungen
frühzeitig ent​gegengewirkt werden. Die Angebote sind freiwillig und für jede Einsatzorganisation und deren Angehörige
zugänglich. Verschwiegenheit und Anonymität gehören zu den Grundlagen der Arbeitsweise.

In der Regel erfolgt die Alarmierung über die bekannten regionalen Leitstellen bzw. die bekannten Ansprechpersonen der PSNV.
Raten die psychosozialen Fachkräfte eines PSNV-E-Teams zu einer weiterführenden therapeutischen Behandlung bzw.
wünschen betroffene Einsatzkräfte dieses, wird durch den zuständigen Unfallversicherungsträger weiterführende Hilfe
organisiert. Voraussetzung ist, dass dem Träger der gesetzlichen Unfallversicherung die Anzeige eines Arbeitsunfalles zugeht
(…). Sollte eine betroffene Einsatzkraft sich nicht für diesen Weg entscheiden können, ist auch eine direkte Kontaktaufnahme
zu einer Ansprechperson des zuständigen Unfallversicherungsträgers möglich.

Der vorstehende Text und die Grafik wurden der DGUV Information 205-038 "Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für
Einsatzkräfte" entnommen.

Die NRW-Systematik von psychosozialer Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU)  (= Arbeits- und Gesundheitsschutz) und
psychosozialer Notfallversorgung für Betroffene (PSNV) weicht in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Bezeichnung der Teams
(PSNV-B, PSNV-E) von der DGUV Information 205-038 ab. Die NRW-Systematik ist im gemeinsamen zweiten Positionspapier des
Verbandes der Feuerwehren (VdF NRW) und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF NRW) in einem
Schaubild dargestellt.
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Führungskräfte spielen in einer Einsatzorganisation eine wichtige Rolle und
tragen besondere Verantwortung. Sie haben ebenfalls eine Fürsorgepflicht und
achten in ihrer Einsatzorganisation auf einen respektvollen und wertschätzenden
Umgang aller Einsatzkräfte miteinander und untereinander. Sie haben die
Gesamtheit aller Belastungen, die sich für die Einsatzkräfte ergeben, im Blick.
Ihnen müssen die Strukturen und die Arbeitsweise der PSNV grundsätzlich
bekannt sein.

Führungskräfte sollen erkennen können, wann Einsätze eine außergewöhnliche
Belastung mit sich bringen und wenn mit ihren Einsatzkräften nach dem Ereignis
„etwas nicht stimmt“. Das Miterleben eines traumatischen Ereignisses führt
nicht zwangsläufig dazu, dass Betroffene eine behandlungsbedürftige
psychische Störung entwickeln. Grundsätzlich sollte bei gewissen
Einsatzmerkmalen im Rahmen des Führungsvorganges geprüft werden, ob Maßnahmen der PSNV zur Unterstützung
herangezogen werden sollten.

Hierzu gehören z. B. Einsätze:

mit schwerverletzten oder toten Kindern
mit schwerverletzten oder getöteten Einsatzkräften
mit persönlich bekannten Verletzten oder Toten
die schwierig und lang andauernd sind
bei denen nicht geholfen werden konnte

Beurteilen – Handlungsbedarf feststellen

Bereits während des Einsatzverlaufes müssen Führungskräfte den Bedarf von
Maßnahmen der PSNV prüfen. Sollte ein Bedarf erkannt werden, ist die
Unterstützung durch die PSNV über die Leitstelle anzufordern.

Für die Beurteilung, ob eine Einsatzkraft eine außergewöhnliche Belastung erlebt
hat, gibt es eindeutige Anzeichen. Von besonderer Bedeutung ist, die
nachfolgend aufgeführten möglichen Reaktionen und Symptome zu kennen und
zu beachten. Der Aufmerksamkeit gegenüber Veränderungen im Verhalten der
Einsatzkräfte (z. B. erhöhte Reizbarkeit, Schlafstörungen, Ängstlichkeit,
Niedergeschlagenheit) nach einem traumatischen Ereignis kommt eine
besondere Bedeutung zu, weil die Folgen häufig zeitversetzt auftreten.
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Handeln – PSNV rechtzeitig anfordern und einbinden; Unterstützung zur Betreuung von Betroffenen anfordern

Auch in zunächst als relativ einfach und überschaubar erscheinenden Schadenslagen kann es für Einsatzkräfte belastend sein,
wenn sie sich z. B. betroffenen Personen an einer Einsatzstelle persönlich annehmen müssen. Hier sollten rechtzeitig die
entsprechenden Kräfte der PSNV-B (z. B. Notfallseelsorge, Kriseninterventions-Team) zur Unterstützung und fachgerechten
Betreuung Betroffener angefordert werden.

PSNV als Führungsaufgabe im Einsatz verstehen und berücksichtigen

Gibt es eine komplexere Einsatzlage, bei der z. B. eine Zerstörung in bisher nie dagewesener Größe zu erfassen oder eine
größere Anzahl von Personen betroffen ist, sollte eine Beratung der Einsatzleitung durch dafür geschulte Kräfte der
Psychosozialen Notfallversorgung sichergestellt werden.

Nachsorgeangebote für die Einsatzkräfte unterbreiten

Werden Belastungen im Einsatz festgestellt bzw. sind Belastungsreaktionen nach einem belastenden Ereignis zu erwarten, ist
es die Pflicht der Unternehmerin bzw. des Unternehmers und seiner Führungskräfte, die vorhandenen Maßnahmen der PSNV
anzufordern und zur Nutzung der Angebote zu motivieren.
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Quellen

Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für Einsatzkräfte, DGUV Information 205-038

Helfen – Angebote der Einsatznachsorge umsetzen und Dokumentieren des belastenden Ereignisses

Hilfe und Unterstützung bietet beispielsweise die PSNV-E. Deren Angehörige sind speziell für die Betreuung von Einsatzkräften
geschult und haben in der Regel einen Bezug zur anfordernden Organisation. Werden Angebote der PSNV-E organisiert und
durch die Einsatzorganisation angeboten, ist die Teilnahme daran freiwillig.

Jede Einsatzkraft sollte die Möglichkeit haben, sich unmittelbar persönlich an eine Person ihres Vertrauens zu wenden, um
Hilfe zu erhalten. Diese Person kann z. B. eine Führungskraft, der Hausarzt bzw. die Hausärztin oder auch ein bekanntes
Mitglied eines PSNV-E-Teams sein. Verschwiegenheit muss dabei selbstverständlich gewahrt werden.

Sollten diese Maßnahmen nicht ausreichend und darüber hinausgehende professionelle Hilfe erforderlich sein, muss der
zuständige Unfallversicherungsträger informiert werden!

Bei potenziell belastenden Einsätzen, insbesondere z. B. Menschenrettung, Totenbergung, persönliche Betroffenheit,
verletzten oder gar getöteten Einsatzkräften, Kindern oder bekannten Personen, sollte ein ausführlicher Einsatzbericht verfasst
werden.

Dazu gehört auf jeden Fall die namentliche Erfassung der am Einsatz beteiligten Einsatzkräfte (möglichst mit der Funktion und
Tätigkeit, die diese im Einsatz inne hatten, z. B. Einsatzleiter, Einsatzleiterin, Einheitsführer, Einheitsführerin oder mit
besonders belastenden Einsatzmaßnahmen betraute Personen), um später dem zuständigen Unfallversicherungsträger die
Ermittlungen zum Geschehen zu erleichtern. Die Einsatzdokumentation sollte sicher aufbewahrt werden.

Der vorstehende Text und die Grafik wurden der DGUV Information 205-038 "Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für
Einsatzkräfte" entnommen.

Die NRW-Systematik von psychosozialer Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU)  (= Arbeits- und Gesundheitsschutz) und
psychosozialer Notfallversorgung für Betroffene (PSNV) weicht in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Bezeichnung der Teams
(PSNV-B, PSNV-E) von der DGUV Information 205-038 ab. Die NRW-Systematik ist im gemeinsamen zweiten Positionspapier des
Verbandes der Feuerwehren (VdF NRW) und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF NRW) in einem
Schaubild dargestellt.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 25
Erste Hilfe (Plakat), DGUV Information 204-001
Verbandbuch, DGUV Information 204-020
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008
Infoblatt Feuerwehr - Erste-Hilfe-Material im Feuerwehrhaus
Erste-Hilfe-Material – Verbandkasten C, DIN 13157
Erste-Hilfe-Material – Verbandkasten E, DIN 13169

Um im Falle eines Unfalls Erste-Hilfe-Maßnahmen einleiten zu können, muss regelmäßig überprüftes Erste-Hilfe-Material zur
Verfügung stehen. Dieses ist an deutlich und dauerhaft gekenn​zeichneten Aufbewahrungsorten oder -behältnissen so vorzu​‐
halten, dass es jederzeit schnell erreichbar und leicht zugäng​lich ist.

Da nicht sichergestellt werden kann, dass sich zu jedem Zeit​punkt Feuerwehrfahrzeuge mit ausreichendem Erste-Hilfe-Mate​rial
im Feuerwehrhaus befinden, wenn sich dort auch Personen aufhalten, ist im Feuerwehrhaus zusätzliches Erste-Hilfe-Material
vorzuhalten.

Entsprechend § 25 DGUV Vorschrift 1  sind je nach Größe und Ausstattung des Feuerwehrhauses ein oder mehrere Verband​‐
kästen bereitzustellen. Dies wird z. B. durch Verbandkästen nach DIN 13157 „Erste-Hilfe-Material – Verbandkasten C“ oder DIN
13169 „Erste-Hilfe-Material – Verbandkasten E“ erreicht.

Als Richtwert soll ab einer Versichertenzahl von 21 ein großer Ver​bandkasten zur Verfügung stehen. Dieser kann durch zwei
kleine Verbandkästen ersetzt werden. Dabei ist empfehlenswert, einen kleinen Verbandkasten in der Fahrzeughalle bzw. im
Werkstatt​bereich und ggf. einen weiteren an einer anderen geeigneten Stelle, z. B. in der Küche oder im Schulungsraum,
anzubringen. Für die Lagerung des Erste-Hilfe-Materials eignen sich sehr gut Verband​kästen mit Wandhalterungen.

Jede Erste-Hilfe-Leistung ist zu dokumentieren. Bei kleineren Verletzungen reicht
eine Dokumentation innerhalb der Feuer​wehr aus. Hierfür eignet sich die DGUV
Information 204-020 „Verbandbuch“, die über den zuständigen
Unfallversicherungsträger (Unfallkasse NRW) bezogen werden kann.

Die Aufzeichnungen sind vertrau​lich zu behandeln und müssen fünf Jahre lang
verfügbar sein. Meldepflichtige Unfälle sind dem zuständigen
Unfallversicherungsträger (Unfallkasse NRW) mittels Unfallanzeige zu melden.

Um die Feuerwehrangehörigen darüber zu unterrichten, wer ihr Ansprechpartner
im Falle eines Unfalles ist, soll ein Aushang mit den Angaben des zuständigen
Unfallversicherungsträgers (Unfallkasse NRW) im Feuerwehrhaus sichtbar
angebracht werden. Hierzu gehört auch die DGUV Information 204-001 „Erste Hilfe“ (Plakat, DIN A2) , in der wichtige Angaben
eingetragen werden können, z. B. Telefon​nummern und Anschriften.
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Das Miterleben einer außergewöhnlichen psychischen Belastung führt nicht
zwangsläufig dazu, dass Betroffene eine behandlungsbedürftige psychische
Störung entwickeln. Von besonderer Bedeutung ist die Aufmerksamkeit
gegenüber Veränderungen im Verhalten von Betroffenen (z. B. erhöhte
Reizbarkeit, Schlafstörungen, Ängstlichkeit, Niedergeschlagenheit) nach einem
traumatischen Ereignis, weil die Folgen häufig zeitversetzt auftreten. Kommt es
zu einer behandlungsbedürftigen psychischen Störung, kann sich diese sehr
unterschiedlich äußern. Die Bandbreite ist dabei genau so groß wie die
möglichen Ereignisse unterschiedlich sein können. Neben der akuten
Belastungsreaktion kommen Anpassungsstörungen, spezifische Phobien,
posttraumatische Belastungsstörungen, Angststörungen und depressive
Episoden sowie anhaltende Schmerzstörungen in Verbindung mit physischen und psychischen Faktoren in Betracht.
Nachfolgend werden einige Formen genauer erläutert.

Akute Belastungsreaktion und akute Belastungsstörung

Typische erste Reaktionen auf besonders belastende Einsätze wie
Schlafstörungen, Konzentrationsschwierigkeiten oder eine starke Erschöpfung,
werden als „akute Belastungsreaktion“ bezeichnet. Oft wird für diese
kurzfristigen Reaktionen auch die etwas unspezifische und verallgemeinernde
Bezeichnung „akuter Stress“ gewählt. Meist klingen diese Reaktionen innerhalb
weniger Stunden oder Tage wieder ab.

Dauern diese Anzeichen von „akutem Stress“ jedoch länger als drei Tage und bis
zu vier Wochen an, bezeichnet man diese mittelfristige Reaktion als eine „akute
Belastungsstörung“. In diesem Fall ist besondere Aufmerksamkeit erforderlich
und es sollten Psychosoziale Ansprechpartner in der Einsatzorganisation, wie
beispielsweise Einsatznachsorgeteams, kontaktiert werden.

Durch frühzeitiges Erkennen der Symptome einer psychischen Störung besteht
die Möglichkeit, mit geeigneten Maßnahmen die Entwicklung oder
Chronifizierung einer psychischen Störung zu verhindern. Wenn erforderlich,
stellt das Psychotherapeutenverfahren der DGUV die zeitnahe Versorgung von der Akutintervention bis zur beruflichen
Reintegration sicher. Dieses ist unter der Bezeichnung Tertiärprävention zusammengefasst. Die tertiäre Prävention umfasst
auch alle längerfristigen Maßnahmen der Einsatznachsorge (psychotherapeutische Interventionen). Ziel ist die Linderung und
Heilung sowie Prävention der Chronifizierung einer eingetretenen psychischen Traumafolgestörung und die Ermöglichung der
Rückkehr in Alltag und Beruf bei Einsatzkräften.

Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS)

Bleiben die Anzeichen der akuten Belastungsreaktion und der akuten
Belastungsstörung länger als einen Monat bestehen und verursachen
ausgeprägtes Leiden oder starke Beeinträchtigungen in sozialen, beruflichen
oder anderen wichtigen Bereichen, so spricht man von einer Posttraumatischen
Belastungsstörung (PTBS).

Zu beachten ist außerdem, dass eine Posttraumatische Belastungsstörung auch
verzögert auftreten kann. Dies ist der Fall, wenn die entsprechenden Symptome
später als sechs Monate nach einem besonders belastenden Ereignis auftreten.

Eine PTBS zeichnet sich durch unterschiedliche Symptome aus:

Wiedererleben (Intrusionen) der Situation in Form von Bildern, Gedanken,
Flashbacks oder Albträumen; körperliche Erregung (z. B. Zittern, Schwitzen, Herzrasen); emotionale Belastung,
Vermeidungsverhalten durch Vermeidung von z. B. Orten, Menschen, Aktivitäten, die an das belastende Ereignis erinnern,
Entfremdung von zuvor als wichtig empfundenen Aktivitäten; Loslösung aus dem sozialen Umfeld, anhaltendes negatives
Gefühlserleben,
Übererregung (Hyperarousal) in Form von Konzentrationsschwierigkeiten, erhöhter Reizbarkeit, Schlafstörungen,
übermäßiger Schreckhaftigkeit.
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Quellen

Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für Einsatzkräfte, DGUV Information 205-038

Wichtig ist, dass die PTBS unbedingt einer professionellen Behandlung durch speziell ausgebildetes Personal (psychologische
oder ärztliche Psychotraumatherapeuten bzw. Psychotraumatherapeutinnen) unterzogen werden sollte. Sie ist gut
behandelbar.

Der vorstehende Text und die Grafik wurden der DGUV Information 205-038 "Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für
Einsatzkräfte" entnommen.

In der akuten Phase nach einem traumatischen Ereignis für Einsatzkräfte der Feuerwehren sind vor allem die Teams zur
Psychosozialen Unterstützung (PSU-Teams) gefragt.

Die Unfallkasse NRW gehört zu den wichtigen „Akteuren der zweiten Stunde“, wenn es um die gezielte und gesteuerte
Vernetzung und Koordinierung der vorhandenen Hilfssysteme sowie um die Bereitstellung zusätzlicher Betreuungsangebote
geht. In diesem Zusammenhang wird auf die Information der Unfallkasse-NRW mit dem Titel „Informationen zur Rolle der
Unfallkasse NRW nach traumatisierenden Erlebnissen im Feuerwehrdienst in Nordrhein-Westfalen“ in diesem Portal
hingewiesen.

Informationen über bestehende PSU-Teams in NRW sind unter folgendem Link einsehbar:
https://www.feuerwehrverband.nrw/verband/themen/psu/psnv

Die NRW-Systematik von psychosozialer Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU)  (= Arbeits- und Gesundheitsschutz) und
psychosozialer Notfallversorgung für Betroffene (PSNV) weicht in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Bezeichnung der Teams
(PSNV-B, PSNV-E) von der DGUV Information 205-038 ab. Die NRW-Systematik ist im gemeinsamen zweiten Positionspapier des
Verbandes der Feuerwehren (VdF NRW) und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF NRW) in einem
Schaubild dargestellt.
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Erste Hilfe in der Feuerwehr beschränkt sich nicht allein auf den
Feuerwehreinsatz, denn bei Unfällen von Feuerwehrangehörigen im Werkstatt-
und Übungsdienst, auf Dienstfahrten und auf Wegen zum und vom
Feuerwehrdienst, kann Erste Hilfe erforderlich werden.

Die aktualisierte Veröffentlichung „Anleitung zur Ersten Hilfe“- DGUV Information
leistet dazu einen praxisgerechten Beitrag.

Die Aktualisierungen im Einzelnen: Die Inhalte wurden den Aussagen des
aktualisierten Handbuchs zur Ersten Hilfe (DGUV Information 204-007)
angepasst. Dabei wurden Empfehlungen des GRC (German Resuscitation
Council) berücksichtigt. In der Veröffentlichung werden lebensrettende
Sofortmaßnahmen, Herzdruckmassage, Beatmung und Maßnahmen bei Unfälle
durch elektrischen Strom beschrieben.

Die Veröffentlichung ist hier im Portal einsehbar.
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Rechtsgrundlagen zur Beratung und psychosozialen Unterstützung für Einsatzkräfte der Feuerwehren in NRW (PSU-Teams)

Psychische Belastungen 

Einsatzkräfte der Freiwilligen Feuerwehren können Situationen erfahren, die ernsthafte psychische Belastungen nach sich
ziehen. Feuerwehrangehörige sind stärker psychisch belastet als der Durchschnitt der Bevölkerung und haben ein erhöhtes
Risiko, nach Einsatzbelastungen Traumafolgen wie z. B. Angststörungen, Posttraumatische Belastungen, Depressionen oder
psychosomatische Erkrankungen zu entwickeln. Eine unmittelbare psychosoziale Unterstützung (PSU) kann den Einsatzkräften
helfen das Erlebte besser zu verarbeiten.

Verantwortung der Gebietskörperschaften:  

Der Bundesgesetzgeber hat bereits 1996 im Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) festgelegt, dass durch den betrieblichen
Arbeitsschutz auch arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren abgewendet oder mindestens minimiert werden müssen. Grundlage
für betriebliche Maßnahmen ist die Gefährdungsbeurteilung (§ 5 ArbSchG), in der auch Gefährdungen durch traumatische
Ereignisse zu erfassen sind. Leitet sich aus der Gefährdungsbeurteilung ein Handlungsbedarf ab, sind entsprechende
präventive Maßnahmen zu treffen. Die Wirksamkeitskontrolle der zu ergreifenden Schutzmaßnahmen ist durch den
Unternehmer durchzuführen (§§ 5, 6 ArbSchG in Verbindung mit § 2 Unfallverhütungsvorschrift (UVV) DGUV Vorschrift 1 i.V.m. §
4 UVV DGUV Vorschrift 49).

Rechtsgrundlagen zur Beratung und psychosozialen Unterstützung für Einsatzkräfte der Feuerwehren in NRW (PSU-Teams)

Stand:12/2020
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49, § 7 Arbeitsmedizinische Vorsorge
Hygiene und Kontaminationsvermeidung bei der Feuerwehr, DGUV Information 205-035, Checkliste zur Hygiene und
Kontaminationsvermeidung, S. 38
Hygiene und Kontaminationsvermeidung bei der Feuerwehr, DGUV Information 205-035, Ziffer 3.6

Im Feuerwehrdienst können sich Gefährdungen durch verschiedenste
Infektionserreger ergeben. Es ist gemäß § 7 DGUV Vorschrift 49 Aufgabe des
Trägers bzw. der Trägerin der Feuerwehr auf der Grundlage der
Gefährdungsbeurteilung für angemessene Impfangebote zu sorgen.
Gegebenenfalls ist bei der Beurteilung der Infektionsrisiken und den
erforderlichen Schutzmaßnahmen eine ärztliche Beratung notwendig.

So hat die Trägerin bzw. der Träger der Feuerwehr z. B. Pflichtvorsorge und
Impfangebot hinsichtlich Hepatitis-B-Virus oder Hepatitis-C-Virus bei
Feuerwehrangehörigen zu veranlassen und die Kosten dafür zu tragen, wenn
diese bei Notfall- und Rettungseinsätzen Tätigkeiten ausüben, bei denen es
regelmäßig und in größerem Umfang zu Kontakt mit Körperflüssigkeiten, Körperausscheidungen oder Körpergewebe kommen
kann, insbesondere bei Tätigkeiten mit erhöhter Verletzungsgefahr oder Gefahr von Verspritzen und Aerosolbildung. Dies ist bei
Einsatztätigkeiten im First-Responder-Dienst und z. B. bei regelmäßigem Kontakt mit Verletzen bei Verkehrsunfällen der Fall.

Der Träger bzw. die Trägerin der Feuerwehr hat Feuerwehrangehörigen z. B. eine Angebotsvorsorge inklusive Impfangebot
hinsichtlich Hepatitis-A-Virus anzubieten, wenn diese Einsatztätigkeiten mit regelmäßigem Kontakt zu fäkalienhaltigen
Abwässern ausüben. Dies kann z. B. bei wiederkehrenden Hochwassereinsätzen der Fall sein.

Impfangebote sind Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge und daher den Feuerwehrangehörigen anzubieten, sobald
das Risiko einer Infektion tätigkeitsbedingt und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöht ist. Das gilt nicht, wenn
Feuerwehrangehörige bereits über einen ausreichenden Immunschutz verfügen. Eine Impfpflicht besteht jedoch nicht.
Feuerwehrangehörige können, ohne Rechtsfolgen oder Nachteile im Hinblick auf den Schutz durch die gesetzliche
Unfallversicherung befürchten zu müssen, das Impfangebot ablehnen.

Man beachte, dass nicht alle Infektionen impfpräventabel sind. Daher muss auch eine Beratung bzw. Unterweisung erfolgen,
wie bei möglichem Kontakt mit Erregern zu verfahren ist, bei denen sich ein Schutz durch Impfung nicht erreichen lässt, z. B.
dem HI-Virus oder Borrelien.

Hinweis 
Der vorstehende Text ist der Ziffer 3.6 der DGUV Information 205-035, Hygiene und Kontaminationsvermeidung bei der
Feuerwehr (Stand 05/2020) entnommen.

Stand:10/2020
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Quellen

Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für Einsatzkräfte, DGUV Information 205-038

Einsatzkräfte (und dazu zählen auch die Führungskräfte!) helfen an Brand-,
Unfall- und anderen Schadenstellen. Oftmals arbeiten an einer Einsatzstelle die
Angehörigen verschiedener Einsatzorganisationen eng zusammen. Zu den als
besonders belastend empfundenen Einsätzen zählt z. B. die Bergung von
Unfallopfern, insbesondere von Kindern oder persönlich bekannten Personen.
Wenn Einsatzkräfte selbst gefährdet sind oder andere Einsatzkräfte schwer
verletzt oder gar getötet werden, stellt dies ebenfalls eine besonders
außergewöhnliche Belastung dar.

Es gilt, diese Belastungen rechtzeitig zu erkennen, zu beurteilen, zu handeln
und zu helfen. 

Die vier Phasen „erkennen“, „beurteilen“, „handeln“ und „helfen“ sind zum Teil durch die Einsatzkräfte bzw.
Führungskräfte anders zu beachten und in ihrer Verantwortung unterschiedlich zu behandeln. Dazu gilt es, die möglichen
Reaktionen und Symptome, die individuell sehr verschieden auftreten können, zu kennen und vor allem zu beachten.

Der vorstehende Text wurde der DGUV Information 205-038 "Leitfaden Psychosoziale Notfallversorgung für
Einsatzkräfte" entnommen.

Die NRW-Systematik von psychosozialer Unterstützung für Einsatzkräfte (PSU)  (= Arbeits- und Gesundheitsschutz) und
psychosozialer Notfallversorgung für Betroffene (PSNV) weicht in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf die Bezeichnung der Teams
(PSNV-B, PSNV-E) von der DGUV Information 205-038 ab. Die NRW-Systematik ist im gemeinsamen zweiten Positionspapier des
Verbandes der Feuerwehren (VdF NRW) und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF NRW) in einem
Schaubild dargestellt.

Stand:07/2021
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Die sechs Handlungsfelder der Kampagne kommmitmensch sind:

1. Führung – Die Unternehmensleitung als entscheidender Impulsgeber
2. Kommunikation  – Miteinander reden ist das A und O
3. Beteiligung  – Erfahrung und das Wissen der Beschäftigten intensiv nutzen
4. Fehlerkultur  – Fehler offen diskutieren und daraus lernen
5. Betriebsklima – In meinem Betrieb fühle ich mich wohl!
6. Sicherheit und Gesundheit  – Selbstverständlich einbeziehen

1. Führung
Neben den Gestaltungsmöglichkeiten der Führungskraft durch eine gute
Organisation in den Freiwilligen Feuerwehren gibt es weitere Vorteile, z. B. die
Möglichkeit Sicherheit und Gesundheit im Betrieb vorzuleben. An dieser Stelle
sind sämtliche Ebenen der Führung angesprochen. Dies umfasst sowohl die
Leitung der Feuerwehr als auch die Leitungen der Einheiten, der Gruppen und der
einzelnen Trupps. Wenn die Führungskraft als gutes Vorbild wahrgenommen
wird, fällt es den Kameradinnen und Kameraden leichter, sich selbst sicher und
gesund zu verhalten. Regeln und Vorschriften sind da deutlich weniger wirksam.

Auch das Miteinander in den einzelnen Löschgruppen wird gestärkt, wenn alle
gemeinsam an einem Strang ziehen und sich die Führungsperson in ihrem
Verhalten nicht von den Kameradinnen und Kameraden abhebt.

Mit gutem Beispiel vorangehen
Als Führungskraft haben Sie, neben Ihren anderen Funktionen, auch eine
Vorbildfunktion. Diese nehmen Sie wahr, indem Sie selbst konsequent sicheres
und gesundes Verhalten z. B. in Einsätzen und Übungen vorleben, beispielsweise indem Sie notwendige Schutzausrüstungen
tragen.

Rückmeldungen geben
Angemessene Rückmeldungen zu der Qualität der Arbeit können Sie in regelmäßigen Einsatznachbesprechungen oder auch in
Einzelgesprächen mit Ihren Kameradinnen und Kameraden deutlich machen. Sprechen Sie weniger konstruktive oder
zielführende Ideen an, aber berücksichtigen Sie dabei auch gute Vorschläge oder Überlegungen Ihrer Kameradinnen und
Kameraden und geben Sie entsprechend Anerkennung. Dies kann sich in einem Lob oder durch eine andere Honorierung
ausdrücken.

Austausch fördern
Bei der Gestaltung der Kommunikation in der Freiwilligen Feuerwehr kommt der Führungskraft eine zentrale Rolle zu. Einerseits
ist ein offenes Ohr wichtig. Kooperatives, mitwirkungsorientiertes Führungsverhalten kann beispielsweise dadurch gefördert
werden. Andererseits ist es wichtig, geplante Veränderungen frühzeitig allen Kameradinnen und Kameraden mitzuteilen, da
dies dazu beiträgt, dass sich alle mitgenommen und auch einbezogen fühlen.

Werte definieren
Wie mitarbeiterorientierte Führung aussehen kann, wird durch die Leitung der Feuerwehr oder einzelner Löschgruppen geprägt.
Leitlinien umreißen sowohl die Erwartungen an das Führungsverhalten als auch die Ansprüche, die das Führungspersonal
selbst an seine Vorgesetzten stellen kann. Führungskräfte sollten ihre Kameradinnen und Kameraden fair behandeln und ihre
Arbeit wertschätzen. Fairness, Anerkennung und Wertschätzung bedeuten auch, dass Führungskräfte für Chancengleichheit in
den einzelnen Einheiten sorgen.

Voraussetzungen schaffen
Führung erfordert zum einen Zeit, zum anderen über die fachliche Qualifikation hinausgehende Fähigkeiten, die gegebenenfalls
weitere Qualifizierung erfordern. Dies bedeutet auch, dass sich eine Führungsperson Zeit nehmen sollte, sich nachhaltig mit
den Themen Sicherheit und Gesundheit bei der Freiwilligen Feuerwehr zu beschäftigen.

Stand:04/2020
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2. Kommunikation
Wer ein offenes Ohr für Fragen und interessante Ideen hat und diese auf Augenhöhe diskutiert, kann sich weiterentwickeln. Für
Freiwillige Feuerwehren oder Löschgruppen bedeutet das höhere Effektivität und Zukunftsfähigkeit sowie weniger Risiken.

Missverständnisse und Konflikte sowie ein mangelhafter Informationsfluss werden vermieden. Wenn Informationen bezüglich
Sicherheit und Gesundheit durch gute Kommunikation allen Beteiligten zur Verfügung stehen, werden Unfälle reduziert.

Ebenso hängen das persönliche Wohlbefinden und das Betriebsklima stark von der Kommunikation ab. Diese stärken nicht nur
den Zusammenhalt, sondern sind auch ein positives Aushängeschild für die Freiwillige Feuerwehr oder die Löscheinheit.

Zugängliche Informationen
Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr bzw. der Löscheinheit werden frühzeitig informiert, wo sie betriebsrelevante
Informationen erhalten und haben selbst Zugang dazu. Dies beinhaltet auch eine übersichtliche Darstellung (z. B. von
Ordnerstrukturen), um das Finden von Informationen zu erleichtern.

Wertschätzung als Grundlage
Die entscheidende Basis konstruktiver Gespräche ist die Wertschätzung des Gegenübers, beispielsweise bei regelmäßigen
Gesprächen. Der richtige Ton und ein offenes Ohr sorgen für eine Identifikation der Kameradinnen und Kameraden mit der
Feuerwehr oder der Löscheinheit.

Sicherheit und Gesundheit ansprechen
Sei es als wiederkehrender Punkt auf der Tagesordnung von Teambesprechungen, bei besonderen Anlässen wie Ideentreffen
oder durch einen informellen Austausch beim Betriebssport, das Thema Sicherheit und Gesundheit soll regelmäßig
angesprochen werden. Allein die Kommunikation über Risiken und Verbesserungspotentiale erhöht bereits das Sicherheits-
und Gesundheitsniveau für alle. Die Position der Vertrauensperson, die im Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und
den Katastrophenschutz (BHKG) gefordert wird, nimmt an dieser Stelle eine besondere Rolle ein. Vertrauenspersonen sollen die
Einheitsleiterin oder den Einheitsleiter bei der Wahrnehmung der Führungsaufgaben unterstützen, indem sie den
Zusammenhalt fördern, zur Integration des Einzelnen/der Einzelnen in die Einheit beitragen, Konflikten vorbeugen und an der
Bewältigung bestehender Konflikte mitwirken.

Austausch strukturieren
Durch regelmäßige strukturierte Versammlungen wird sichergestellt, dass Wissen und Ideen ausgetauscht werden und
Informationen nicht verloren gehen. Dies kann zum Beispiel in den regelmäßig stattfindenden Übungen erfolgen oder
beispielsweise einmal monatlich im Rahmen eines Ideentreffens umgesetzt werden. Es empfiehlt sich, dass eine Person diese
Veranstaltung moderiert und für die Leitung der Feuerwehr oder die Löschgruppe die Ergebnisse dokumentiert.4

Gemeinsam die Präventionskultur verbessern
Die kommmitmensch-Dialoge schärfen bei allen Beteiligten das Verständnis, wie sicheres und gesundes Verhalten auf einem
hohen Niveau funktionieren kann – für sich selbst und für andere.

Wertschätzend Feedback geben
Dinge beim Namen zu nennen ist nicht nur eine Aufgabe von Führungskräften. Feedback ist auch unter Kameradinnen und
Kameraden und auch gegenüber den Führungskräften wichtig. Die Praxishilfe zum Geben und Nehmen von Feedback informiert
darüber, wie mit den „drei W“ – Wahrnehmung, Wirkung, Wunsch – konstruktiv Feedback gegeben wird.
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3. Beteiligung
Die Einbindung von Kameradinnen und Kameraden in betriebliche Entscheidungen ist für alle Beteiligten gewinnbringend.
Angehörige der Freiwilligen Feuerwehren sind Fachleute für ihre Tätigkeit und können oft Ideen einbringen und Probleme
erkennen ehe Führungskräfte diese sehen. Ihr Wissen nutzt also der Feuerwehr bzw. der Löscheinheit. Es motiviert und stärkt
Kameradinnen und Kameraden, wenn ihre Meinung wertschätzend erfragt und berücksichtigt wird. Die Arbeit wird als sinnhaft
erlebt und das Betriebsklima und die Stimmung in der Freiwilligen Feuerwehr werden positiv beeinflusst. Gemeinsam
getroffene Entscheidungen haben die beste Chance verwirklicht zu werden. Aus diesen erwächst eine Verbindlichkeit – ein
Commitment –, aus dem heraus Sicherheits- und Gesundheitsmaßnahmen besser akzeptiert und genutzt werden.

Wichtige Akteure
Aufgabe der Führungskräfte ist es, die organisatorischen Voraussetzungen für eine Beteiligung der Kameradinnen und
Kameraden zu schaffen und zu Ergebnissen zu kommen, die schließlich auch umgesetzt werden. Zudem sind die betrieblichen
Interessenvertretungen wichtige Ansprechpersonen und Multiplikatorinnen/Multiplikatoren.

In den Dialog treten
Mithilfe der kommmitmensch-Dialoge können Teams unter anderem ihren gegenwärtigen Umgang mit Beteiligung untersuchen.
Es handelt sich um ein leicht zu handhabendes Instrument, um von einer kurzen Bestandsaufnahme zu konkreten
Veränderungsansätzen zu kommen.

Gefährdungsbeurteilungen nutzen
Gute Beteiligungsmöglichkeiten bietet die Gefährdungsbeurteilung, die gesetzlich vorgeschrieben ist und für jeden
Arbeitsplatz erstellt werden muss. Wie eine Gefährdungsbeurteilung beteiligungsorientiert und rechtssicher gelingt, erklären
ein kurzer Film der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA), das Arbeitsprogramm Psyche (Downloadseite des
Kurzfilms) sowie eine Broschüre (Downloadseite der Broschüre).

Ein Vorschlagswesen einführen
Um gemeinsam Verbesserungen zu erzielen, bietet sich ein Vorschlagswesen an. Eine zentral in der Freiwilligen Feuerwehr bzw.
der Löscheinheit platzierte Tafel, ein Briefkasten oder eine App laden Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr ein, Ideen
einzureichen. Wichtig ist es, eine zeitnahe und wertschätzende Rückmeldung zu organisieren, damit die Kameradinnen und
Kameraden motiviert sind, bei weiteren Fragestellungen und Projekten mitzuwirken und ihre Ideen einzubringen.

Regelmäßig Ideen sammeln
Ein effektives Instrument, um gemeinsam Ideen zu entwickeln, ist der Ideentreff, eine praktische Hilfestellung für kleine
Löscheinheiten, um die Ideen von Kameradinnen und Kameraden stärker einzubinden. Kernstück sind regelmäßige, nach
einem festgelegten Muster ablaufende Besprechungen. Detaillierte Informationen zu Ideen-Treffen finden Sie in der Broschüre
DGUV Information 206-007 „So geht's mit Ideen-Treffen“

Strukturen schaffen
Beteiligung muss sich in Strukturen und Abläufen der Freiwilligen Feuerwehr bzw. der Löscheinheit widerspiegeln. Nur so
entstehen Verlässlichkeit und Vertrauen darin, dass Beteiligung akzeptiert und gewollt ist. Am besten wird diese
Verbindlichkeit schriftlich, zum Beispiel im Leitbild oder in Dienst- beziehungsweise Betriebsvereinbarungen, festgehalten.
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4. Fehlerkultur
Führungskräfte und Kameradinnen und Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr können aus Fehlern und unerwünschten
Ereignissen viel darüber lernen, wie sie ihre Arbeit in Zukunft besser gestalten können. Durch die Analyse von Beinahe-Unfällen
können Schlussfolgerungen über deren Ursachen gezogen und Schutzmaßnahmen getroffen werden.

Durch einen gut etablierten Prozess der Fehlermeldung und -aufarbeitung sowie der nachfolgenden Entscheidungsfindung wird
– auch im Ernstfall – schnelles Handeln ermöglicht.

Wenn Kameradinnen und Kameraden erleben, dass im Unternehmen mit Fehlern oder Ereignissen konstruktiv umgegangen
wird, erhöht dies auch die Wahrscheinlichkeit, dass sie im Alltag bereits über kleine Fehler und Abweichungen offener
sprechen und diese nicht verschweigen. Eine Kultur, in der Führungskräfte und Kameradinnen und Kameraden frei von Angst
Fehler eingestehen können, wirkt sich zudem positiv auf das Betriebsklima aus.

Akzeptanz für Fehler schaffen
Wenn den Kameradinnen und Kameraden bewusst ist, dass unerwünschte Ereignisse wichtige Informationen liefern und sie
erleben, dass mit dieser Information konstruktiv umgegangen wird, sind sie bestärkt, über diese Fehler zu sprechen. Auch die
Ansprache von Fehlern anderer wird dann leichter.

Die Fehlermeldung fördern
Meldehilfen die den Beteiligten auf einfache Weise die Möglichkeit geben, den Unfall oder den Fehler zu schildern, können die
Fehlermeldung anregen.

Aufarbeiten mit System
Die Ereignisanalyse dient dazu, ein unerwünschtes Ereignis besser zu verstehen, um möglichst viel daraus zu lernen. Sie
besteht aus drei Phasen. In Phase 1 wird mithilfe erkundender Fragen möglichst viel Information über das Ereignis gesammelt.
Phase 2 dient dem Aufstellen von Annahmen, was zu diesem Vorfall geführt haben könnte. In Phase 3 werden diese Annahmen
bewertet und das folgende Vorgehen geplant. Eine gute Nachbesprechung eines Einsatzes oder einer Übung ist an dieser Stelle
beispielhaft zu nennen.

Konsequenzen in begründeten Fällen
Auch in einer gut funktionierenden Fehlerkultur müssen Fahrlässigkeit oder mutwillige Verstöße gegen Regeln Konsequenzen
haben. Für alle in der Freiwilligen Feuerwehr sollte aber klar sein, dass Konsequenzen eben nur in diesen Fällen drohen.

Richtig Feedback geben
Schuldzuweisungen führen zum Zurückhalten wichtiger Informationen. Konstruktives, nachvollziehbares Feedback hingegen
weist den Beteiligten den richtigen Weg im Umgang mit Fehlern und bildet die Grundlage für offenen Austausch – auch über
Fehler.

Die Fehlerkultur im Management verankern
In größeren Einrichtungen kann es wirkungsvoll sein, die Fehlerkultur als Teil eines Managementsystems sowie in den
Leitlinien zu verankern. Es müssen aber aus diesen Festschreibungen auch konkrete Maßnahmen im Arbeitsalltag folgen.
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5. Betriebsklima
Ein gutes Betriebsklima geht einher mit sozialer Unterstützung, gegenseitigem Vertrauen, guter Kommunikation, einem
konstruktiven Umgang mit Fehlern und Konflikten, individueller Wertschätzung und guter Führung. Wer heute gut ausgebildete
Personen finden und lange an die Freiwillige Feuerwehr bzw. die Löscheinheit binden will, braucht ein solches Betriebsklima.

Ein gutes Betriebsklima wirkt sich nicht nur auf die Stimmung, sondern auch auf die Motivation, das Engagement, die
Produktivität und die Sicherheit und Gesundheit aller in der Freiwilligen Feuerwehr aus. Kameradinnen und Kameraden, die sich
mit „ihrer“ Freiwilligen Feuerwehr identifizieren und stolz sind, dort zu arbeiten, sind bereit, sich stärker für ihre Freiwillige
Feuerwehr einzusetzen. Ein fairer und offener Umgang miteinander macht es auch möglich, die Potentiale vielfältiger
Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr zu nutzen. Diese bringen dann viel eher unterschiedliche Blickwinkel und Ideen ein. Die
Ideen können genutzt werden, um mögliche Probleme, aber auch neue Chancen früher zu erkennen.

Den Umgang pflegen
Nicht nur Lob ist ein wichtiger Faktor, sondern auch ehrliche Anerkennung, Wertschätzung und Respekt spielen eine große
Rolle beim Thema Wohlfühlen in der Freiwilligen Feuerwehr.

Gemeinsame Aktivitäten veranstalten
Planen Sie gemeinsame Aktivitäten, die von den Kameradinnen und Kameraden positiv erlebt werden. Dies kann
beispielsweise eine besondere Veranstaltung, ein regelmäßiges gemeinsames Treffen neben den Übungen und Tätigkeiten, ein
Gesundheitstag oder gemeinschaftlicher Sport sein.

Regeln vereinbaren
Stellen Sie gemeinsam mit den Kameradinnen und Kameraden Regeln der Zusammenarbeit auf. Nach der gemeinsamen
Erarbeitung hängen Sie diese Regeln gut sichtbar für alle aus. So hat jede/r Beteiligte die Möglichkeit, sich selbst zu
reflektieren und sich nach diesen Regeln zu verhalten.

Vielfalt anerkennen und leben
Jeder Mensch ist anders und das sind auch die Kameradinnen und Kameraden in einer Freiwilligen Feuerwehr. Damit die Vielfalt
in der Freiwilligen Feuerwehr erfolgreich gelebt werden kann, sollte jegliche Diskriminierung verhindert werden. Gehen Sie
deshalb nicht nur auf die fachliche Notwendigkeit der Kameradinnen und Kameraden ein, sondern auch auf die soziale
Passung, um den aktiven Austausch im Team anzuregen und Innovationen zu ermöglichen.
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Quellen

kommmitmensch

6. Sicherheit und Gesundheit 
Engagement beim Thema Sicherheit und Gesundheit kann als Erfolgsfaktor sowohl nach innen als auch nach außen wirken.
Freiwillige Feuerwehren profitieren von einer sicheren und gesunden Kultur unter anderem durch geringere Ausfallzeiten und
Unfallzahlen sowie den Zugewinn an Qualität und Produktivität. Sichere und gesunde Freiwillige Feuerwehren sind zudem
attraktiv für potentiell neue Mitglieder.

Sicherheit und Gesundheit als selbstverständlicher Aspekt
Bei betrieblichen Entscheidungen spielt Effizienz in der Regel die entscheidende Rolle. Ebenso selbstverständlich sollte es
aber sein, dass bei Entscheidungen über den Kauf neuer Arbeits- bzw. Einsatzmittel, der Beauftragung von Dienstleistungen
oder der Planung betrieblicher Abläufe geprüft wird, wie Sicherheit und Gesundheit dabei optimal berücksichtigt werden
können. Eine intensive Beteiligung der Kameradinnen und Kameraden, die von diesen Entscheidungen betroffen sind, ist dafür
sehr hilfreich.

Potentiale und Risiken kontinuierlich zusammentragen
Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet Unternehmen und Einrichtungen eine Gefährdungsbeurteilung vorzunehmen. Darin sollen
Risiken und Potentiale für Sicherheit und Gesundheit dokumentiert und Maßnahmen eingeleitet werden. Erfolgt eine solche
Sammlung kontinuierlich und werden die Kameradinnen und Kameraden beteiligt, sinkt der Aufwand, und es wird gleichzeitig
selbstverständlich, im Alltag auf Sicherheit und Gesundheit zu achten.

Sicherheits- und Gesundheitskompetenz fördern
Gerade vor dem Hintergrund der schnellen Veränderungen in der Arbeitswelt, ist es ein entscheidender Vorteil, wenn
Kameradinnen und Kameraden Sicherheit und Gesundheit auch selbst im Blick haben. Dafür ist es auch wichtig, dass sie
Risiken und Potentiale selbst erkennen können. Qualifizierung, Sensibilisierung und betriebliche Angebote wie z. B. Sport sind
daher ebenfalls wichtige Bausteine. Führungskräfte sollten gezielt darauf achten, dass Kameradinnen und Kameraden solche
Kompetenzen erwerben.

Prozess etablieren
Eine gute Präventionskultur lässt sich in der Regel nur über einen längeren Zeitraum etablieren. Für einen solchen
Veränderungsprozess ist es wichtig, ein klares Ziel zu formulieren und dieses mit den Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr
abzustimmen (z. B. „Jede neue Kameradin/jeder neue Kamerad soll bei uns schon in der ersten Woche merken, dass Sicherheit
und Gesundheit einen hohen Stellenwert haben.“). Das erhöht den Willen erheblich, Veränderungen mitzutragen. Darüber
hinaus sollte klar festgelegt werden, wer den Veränderungsprozess vorantreibt und wie die einzelnen Schritte aussehen.
Natürlich können im Prozess auch Schritte verändert werden. Auch hier ist eine enge Abstimmung mit den Kameradinnen und
Kameraden förderlich.

Ganzheitlich ansetzen
Die Kampagne kommmitmensch zielt darauf ab, dass Sicherheit und Gesundheit die Angelegenheit aller Führungskräfte und
Kameradinnen und Kameraden ist. Managementsysteme, Führungsleitlinien, Betriebsvereinbarungen, Qualifizierung und der
offene Austausch helfen, Sicherheit und Gesundheit in betrieblichen Strukturen und Arbeitsprozessen sowie in sozialen
Beziehungen der Menschen zu verankern. So werden Sicherheit und Gesundheit zu gelebten Grundwerten, die bei allen
Entscheidungen mitgedacht werden und ganz selbstverständlich fester Bestandteil des täglichen Handelns sind.

Hinweis
Der vorstehende Text zum Thema „kommmitmensch“ wurde auf Grundlage der Kampagne www.kommmitmensch.de erstellt.
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Schwangerschaft und Feuerwehrdienst

Für Frauen darf die Ausübung eines Ehrenamtes bei der Feuerwehr mit seinen vielfältigen Facetten niemals zu einer
Vernachlässigung der eigenen Gesundheit führen. Im Feuerwehrdienst kann es insbesondere für werdende Mütter eine große
Herausforderung sein, sich zu schützen und die eigenen Interessen zurückzustellen. Während der Zeit der Schwangerschaft
sollte es in jedem Fall vermieden werden, Kompromisse zu machen.

Werdende Mütter achten aus Sorge um ihr noch nicht geborenes Kind naturgemäß besonders auf ihre Gesundheit.
Selbstverständlich sollte auch im Feuerwehrdienst die werdende Mutter besonders geschützt werden. Dies sollte auch ein
Anliegen ihrer Kameradinnen und Kameraden und natürlich der Führungskräfte im Dienst sein.

Über den Zeitraum von der Schwangerschaft über die Geburt bis hin zur Stillzeit wird die Frau auch in der Feuerwehr als
besonders schutzbedürftig angesehen. Unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung ist sie vor Gefahren,
Überforderung und Gesundheitsschädigung im Feuerwehrdienst zu bewahren. Arbeitsschutz in diesem Sinne bedeutet
Schonzeit vor und nach der Geburt.

Die mit in der Verantwortung stehenden Leiterinnen und Leiter der Feuerwehren und natürlich die betroffenen werdenden
Mütter stellen sich dann die Frage, welche Aufgaben im Dienst noch übernommen werden können.

Die Handreichung „Schwangerschaft und Feuerwehrdienst“ Veröffentlichung: „Mädchen & Frauen bei der Feuerwehr.
Empirische Ergebnisse – praktische Maßnahmen“ (9/2007, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend)
berücksichtigt den Wunsch vieler Feuerwehrfrauen, auch während der Schwangerschaft am Feuerwehrdienst oder an
Fortbildungen teilnehmen zu können. Sowohl werdende Mütter als auch Führungskräfte werden über die rechtlichen
Bedingungen informiert, unter denen eine Teilnahme möglich ist.

Fragestellungen aus der Praxis:

„Ich bin in der neunten Woche schwanger und habe am Wochenende den letzten Block meiner Ausbildung zur
Truppführerin. Darf ich an dem Lehrgang teilnehmen?“  
(Marlis B., 22 Jahre, Maschinistin) 
„Ich bin 27 Jahre alt, lebe in der Feuerwehr, mit der Feuerwehr, um die Feuerwehr herum – alles dreht sich in unserem
Leben um Feuerwehr. Nun bin ich schwanger. Was wird sich alles ändern? Wie lange darf ich Einsätze mitfahren? Was ist
mit Übungen in Theorie und Praxis?“  
(Simone K., 27 Jahre, Gruppenführerin) 
„Natürlich muss ich bei einer Frau, die schwanger ist, berücksichtigen: Wieweit kann sie am Feuerwehrdienst teilnehmen?
Wie lange kann sie eingesetzt werden? Welche Aufgaben kann sie übernehmen? Was ist mit der Versicherung? Das sind
natürlich Fragen, die dann aufkommen, die geklärt werden müssen; aber ich finde, das kann kein Argument sein,
überhaupt keine Frau in der Einsatzabteilung aufzunehmen!“  
(Martin H., 53 Jahre, Wehrleiter) 

Schwangerschaft ist keine Krankheit, sondern ein völlig normaler Bestandteil des Lebens. Viele Feuerwehrfrauen möchten auch
während dieser Zeit am Feuerwehrdienst teilnehmen und werden in ihrer Wehr außerdem dringend gebraucht. Manchmal
werden sie jedoch aus ihrer Gemeinschaft „ausgegrenzt“, da in der Wehr ein absolutes Teilnahmeverbot werdender Mütter am
Übungs- oder Einsatzdienst sowie an Lehrgängen, die praktische Elemente enthalten, herrscht.

Unter welchen Bedingungen aber ist eine Teilnahme am Feuerwehrdienst möglich und welche Aspekte gilt es im Umgang mit
einer Schwangerschaft sowohl für die werdenden Mütter als auch für die Führungskräfte zu beachten? 

In den ersten zwölf Wochen einer Schwangerschaft verläuft die Entwicklung des Fötus fast explosiv. Organe, Gehirn und
zentrales Nervensystem bilden sich in dieser Zeit aus. In dieser Zeit ist der Fötus „sehr verletzlich“. Ein Fötus von 16 Wochen ist
ein kompletter Mensch in einer Umhüllung: Alle Gliedmaßen und inneren Organe sind vollständig ausgebildet. Die restliche
Zeit der Schwangerschaft benötigt der Fötus zum Wachsen und zur weiteren Entwicklung. 

Der Deutsche Feuerwehrverband empfiehlt – auf der Basis des Mutterschutzgesetzes und
der [damaligen] Mutterschutzrichtlinienverordnung – folgenden Umgang mit werdenden Müttern im Feuerwehrdienst (DFV -
Frauen lassen nichts anbrennen, Stand: 2007). 

Stand:02/2020
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Quellen

Handreichung „Schwangerschaft und Feuerwehrdienst“
Deutscher Feuerwehrverband (DFV) - Frauen lassen nichts anbrennen

Über allem steht die Gewährleistung eines umfassenden Schutzes sowohl für die werdende Mutter als auch für das ungeborene
Leben: 

Frauen sollten nach der Feststellung einer Schwangerschaft ihre Wehrleitung sofort darüber informieren. Körperliche bzw.
gesundheitliche Schäden durch Unterlassung dieser Informationspflicht gehen nicht zulasten der Feuerwehr. 
Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigt werden, es sei denn, sie
erklären sich zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit, und medizinische Gründe stehen dem nicht entgegen. Die Erklärung
kann jederzeit widerrufen werden. 
Nach der Entbindung dürfen Feuerwehrfrauen bis zum Ablauf von acht Wochen (bei Früh- und Mehrlingsgeburten zwölf
Wochen) nicht beschäftigt werden. 
Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperlichen Arbeiten und nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie
schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, von Staub, Gasen oder Dämpfen, von
Hitze, Kälte oder Nässe, von Erschütterungen oder Lärm ausgesetzt sind.
Werdende und stillende Mütter dürfen insbesondere nicht beschäftigt werden  
a) mit Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg Gewicht oder gelegentliche Lasten von mehr als 10 kg
Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, 
b) mit Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken oder beugen oder bei denen sie andauernd hocken oder sich
gebückt halten müssen,  
c) mit Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren, insbesondere der Gefahr auszugleiten, zu fallen oder abzustürzen
ausgesetzt sind.

Die Einhaltung dieser Bedingungen kann bei Einsätzen nicht gewährleistet werden, sodass verantwortlichen Führungskräften
im Rahmen ihrer Fürsorgepflichten empfohlen wird, eine Dienstausübung durch schwangere Feuerwehrangehörige
grundsätzlich zu unterbinden. 

„Als ich erfahren habe, dass ich schwanger bin, habe ich das sofort meiner Wehrleitung mitgeteilt. Die hat mich darüber
informiert, dass ich jetzt zum Schutz des Kindes nicht mehr am Einsatzdienst teilnehmen kann. Da die Feuerwehr aber ein Teil
meines Lebens ist und sie auch im Moment nicht auf mich verzichten können (und auch nicht wollen), habe ich jetzt solche
Aufgaben übernommen, in denen ich mich nicht körperlich betätigen muss und die sowohl für mich als auch für mein Kind
ungefährlich sind. Dazu gehört etwa der Funkdienst in der Telefonzentrale.“ (Julia S., 34 Jahre, Zugführerin) 

Die Unfallkasse NRW berät unter Berücksichtigung insbesondere der oben genannten Einschränkungen dahin gehend, dass bei
Feuerwehrangehörigen während ihrer Schwangerschaft und Stillzeit keine Teilnahme an Feuerwehreinsätzen und praktischen
Übungen erfolgen sollte! Außerhalb der Schutzfristen und des Verbots der Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit dürfte einer
Teilnahme ausschließlich an Tätigkeiten ohne Gefährdungen, wie z. B.

Schulungsveranstaltungen („Dienstabend“ Theorie),
Objektbegehungen,
Feuerwehrdienstbesprechungen,
Tätigkeiten im rückwärtigen Dienst (z. B. Fernmeldebereich, normale Bürotätigkeit, theoretische Planung von Übungen),
in der „Kleiderkammer“

nichts entgegenstehen.

Insofern ist auch aus Sicht der Prävention eine generelle „Freistellung“ vom (gesamten) Feuerwehrdienst nicht erforderlich! Das
bedeutet, dass werdende oder stillende Feuerwehrfrauen sehr wohl an Diensten in der Feuerwehr teilnehmen können.

Neben den aufgeführten formalen Regelungen ist sowohl bei der werdenden bzw. stillenden Mutter selbst als auch bei den
Führungskräften in diesen besonderen Fällen auch in der Zukunft ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein erforderlich.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Die Personen, die z. B. in Einsätzen die geforderten Tätigkeiten ausführen,
müssen dafür geeignet sein, um den besonderen und breiten Herausforderungen
begegnen zu können. Dies wird im § 6 „Persönliche Anforderungen und Eignung“
der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ näher definiert. Hier heißt es:

Die Unternehmerin oder der Unternehmer darf Feuerwehrangehörige nur für
Tätigkeiten einsetzen, für die sie körperlich und geistig geeignet sowie fachlich
befähigt sind. Bestehen konkrete Anhaltspunkte, aus denen sich Zweifel an der
körperlichen oder geistigen Eignung von Feuerwehrangehörigen für die
vorgesehene Tätigkeit ergeben, so hat sich die Unternehmerin bzw. der
Unternehmer die Eignung ärztlich bestätigen zu lassen.

Die unterschiedlichen Aufgaben, Tätigkeiten und Funktionen in der Feuer​wehr setzen das Vorhandensein entsprechender
körperlicher und geistiger Eignung, Erfahrung sowie spezifische fachliche Befähigung voraus. Schwierig ist an dieser Stelle
festzustellen, was dies genau bedeutet oder wie man diese Forderung definiert und umsetzt. Dies kann nur die jeweilige
Führungskraft vor Ort prüfen und definieren. Grundsätzlich müssen die Unternehmerin bzw. der Unternehmer in
Zusammenarbeit mit der Leitung der Feuerwehr die Spezifikationen und Anforderungen vor Durchführung von Tätigkeiten
beispielsweise per Dienstanweisung festlegen und kontrollieren.

Bei konkreten Anhaltspunkten für Zweifel an der körperlichen bzw. geisti​gen Eignung hat eine Untersuchung durch eine
geeignete Ärztin bzw. einen geeigneten Arzt unter Berücksichti​gung der auszuführenden Tätigkeiten stattzufinden. Durch die
Ergebnisse aus den vorliegenden Untersuchungen können dem oder der Feuerwehrange​hörigen dann individuell Aufgaben,
Tätigkeiten und Funktionen zugewiesen werden.

Zur Erhaltung bzw. Förderung der körperlichen Leistungsfähigkeit der Feuerwehrangehörigen soll die Unternehmerin oder der
Unternehmer geeignete Maßnahmen anbieten und unterstützen. Dazu kann auch ein regelmäßiger Feuerwehrdienstsport
gehören.

Die fachlichen Voraussetzungen erfüllt, wer für die jeweiligen Aufgaben ausgebildet ist und die Kenntnisse durch regelmäßige
Übungen und erforderlichenfalls durch zusätzliche Aus- und Fortbildung erweitert. Dies gilt insbesondere für
Atemschutzgeräteträgerinnen und Atemschutzgeräte​träger, Taucherinnen und Taucher, Maschinistinnen und Maschinisten,
Bedienende von Hubrettungsgeräten, Führende von Motorsägen, Höhenretterinnen und Höhenretter.

Stand:08/2020

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Persönliche Anforderungen und Eignung in Freiwilligen Feuerwehren

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 48



Quellen

Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008, Ziffer 3.4, Prüfung von baulichen Einrichtungen und Anlagen

Feuerwehrangehörige dürfen nicht durch sicherheitswidrige Technik zu Schaden kommen.

Alle Geräte und Ausrüstungsgegenstände sowie bauliche Einrichtungen und Anlagen können bei ihrer Verwendung
verschleißen oder beschädigt werden. Zudem können äußere Einflüsse wie Feuchtigkeit und UV-Strahlung die
Materialeigenschaften verändern.

Bei der regelmäßigen Überprüfung von baulichen Einrichtungen und Anlagen der Feuerwehr sollen Beschädigungen,
Verschleiß, Korrosion oder sonstige Veränderungen frühzeitig erkannt sowie die Vollständigkeit und Wirksamkeit der
Sicherheitseinrichtungen festgestellt werden.

Neben den auf den Fahrzeugen verlasteten Geräten ist auch die im
Feuerwehrhaus befindliche Technik, wie z. B. die ortsveränderlichen elektrischen
Betriebsmittel, aber auch die ortsfesten elektrischen Anlagen, die Tore,
Hebebühnen, Winden, Hochdruckreiniger, Druckluftkompressoren oder
Schweißgeräte in die regelmäßige Prüfung einzubeziehen.

Hinweise zur Prüfung können u. a. den Herstellerangaben sowie dem Regelwerk
entnommen werden. So enthalten Unfallverhütungsvorschriften, wie z. B. die
DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ oder die DGUV Vorschrift 3/4 „Elektrische
Anlagen und Betriebsmittel“ nähere Angaben zu vorzusehenden Prüfungen.

Ein wichtiges Hilfsmittel für die Feuerwehren ist der DGUV Grundsatz 305-002
„Prüfgrundsätze für Ausrüstung und Geräte der Feuerwehr“. Sie enthalten
Angaben über Art, Umfang und Durchführung der Prüfungen vieler typischer
Feuerwehreinrichtungen.

Die Prüfungen der Feuerwehrausrüstungen können von in den Prüfgrundsätzen
genannten Personen durchgeführt werden. Andere Feuerwehreinrichtungen sind von dafür qualifizierten Personen zu prüfen.
Die Organisation und Durchführung dieser Prüfungen unterliegt der Verantwortung des Trägers des Brandschutzes und ist nicht
originäre Aufgabe der Feuerwehr.

Hinweis 
Der vorstehende Text zum Thema „Prüfung von baulichen Einrichtungen und Anlagen“ ist der Ziffer 3.4 der DGUV-Information
205-008 „Sicherheit im Feuerwehrhaus“ (Stand: Dezember 2016) entnommen.

Stand:06/2019
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Die Unternehmerin oder der Unternehmer ist für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der im Feuerwehrdienst Tätigen
verantwortlich. Sie oder er hat für eine geeignete Organisation zu sorgen und dabei die besonderen Strukturen und
Anforderungen der Feuerwehr zu berücksichtigen (§ 3 (1) UVV Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49).

Die Unternehmerin oder der Unternehmer ist die Trägerin oder der Träger einer (kommunalen) Feuerwehr. In diesem Bereich ist
die Unternehmerin die Gemeinde bzw. die Stadt und wird durch die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister und den Ge​‐
meinde- bzw. Stadtrat vertreten.

Die Gesamtverantwortung für öffentliche Feuerwehren liegt somit bei der jeweiligen Gebietskörperschaft (zum Beispiel der
Stadt oder Gemeinde) und nicht bei der Leitung der Feuerwehr . Damit obliegt der Stadt oder Gemeinde die Verantwortung für
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der dort tätigen Feuerwehrangehörigen.

Eine geeignete Organisation ist u. a. dadurch gekennzeichnet, dass die Zu​ständigkeiten, Aufgaben, Pflichten und Befugnisse
eindeutig und sinnvoll geregelt sind (…).

In freiwilligen Feuerwehren und Pflichtfeuerwehren sind Feuerwehrangehö​rige überwiegend ehrenamtlich tätig. Die sich daraus
ergebenden Struktu​ren und Anforderungen müssen bei der Wahrnehmung der Verantwortung besonders berücksichtigt werden.

Dazu zählen insbesondere:

(…) die Prüfung der Notwendigkeit  der Übertragung von Aufgaben, die keine Pflichtaufgaben sind. (…).

Beabsichtigt die Trägerin oder der Träger der Feuerwehr ihnen nach Unfallverhütungsvorschriften obliegende Aufgaben und
Pflichten an Feuerwehrangehörige zu übertragen, haben sie sorgfältig zu prüfen,

welche Aufgaben und Pflichten nach bundes- bzw. landesrechtlichen Bestimmungen Feuerwehrangehörigen übertragen
werden können. Die ehrenamtlichen Strukturen sind besonders zu beachten,
welche Aufgaben und Pflichten bei ihnen verbleiben bzw. durch sie organisiert  werden können oder müssen (z. B.
Personal- und Verwaltungstätig​keiten, Prüfung von baulichen Anlagen, Maßnahmen zur Instandhaltung, zum Unterhalt des
Feuerwehrhauses, zur Überprüfung und Durchführung notwendiger Dokumentationen).

Aufgrund der Besonderheiten von freiwilligen und Pflichtfeuerwehren hat die Unternehmerin oder der Unternehmer bei der
Übertragung von Aufgaben und Pflichten auf Versi​cherte in besonderem Maße je nach Art der Tätigkeiten zu berücksichtigen,
ob die Versicherten befähigt sind, die für die Sicherheit und den Gesund​heitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden
Bestimmungen und Maßnahmen einzuhalten (vgl. § 7 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ ).

Der Begriff der Befähigung umfasst alle körperlichen sowie geistigen
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Eigenschaften.

Ist für die Pflichtenerfüllung eine Aus- und Fortbildung  erforderlich, ist die​se von
der Unternehmerin oder vom Unternehmer zu veranlassen.

Die Übertragung von Pflichten der Unternehmerin bzw. des Unternehmers auf
Feuerwehrangehörige hat schriftlich zu erfolgen.

Die Unternehmerin oder der Unternehmer hat die zur Pflichtenerfüllung
notwendigen Einrichtungen und Ausstattungen zur Verfügung zu stellen.

Eine enge Zusammenarbeit zwischen der Trägerin oder dem Träger und der
Leitung der Feuerwehr soll insbesondere bei der Gefährdungsbeurteilung, der Auswahl von Ausrüstungen und Geräten, der
Planung von Neu-, Aus- und Umbau des Feuerwehrhauses, der Auswahl von persönlicher Schutz​ausrüstung und der Vergabe
von Prüf- und Reparaturaufträgen erfolgen.

Die Unternehmerin oder der Unternehmer bleibt verantwortlich für die Auf​sicht und Kontrolle und hat dafür zu sorgen, dass die
übertragenen Pflich​ten auch tatsächlich umgesetzt werden. Die oberste Auswahl-, Aufsichts- und Kontrollverpflichtung der
Unternehmerin oder des Unternehmers ist nicht übertragbar.

Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer ist für die Unterweisung verant​wortlich. Die Durchführung der Unterweisung kann auf
den Leiter oder die Leiterin der Feuerwehr,  sowie Fach- und Führungskräfte übertragen werden (DGUV Regel 105-049
Feuerwehren, Nr. 2.6 Unterweisung).

Der vorstehende Text zum Thema „Pflichtenübertragungen im Bereich der Freiwilligen Feuerwehren“ ist auszugsweise den
Nummern 2.1 und 2.6 der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren (Stand: Juni 2018)  entnommen.
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Aktueller Erlass des Innenministeriums

Düsseldorf. Durch die am 1. April 2015 in Kraft getretene Änderung des RettG
NRW wurde das für Gesundheit zuständige Ministerium ermächtigt, die
rettungsdienstliche Qualifikation des Personals in den einheitlichen Leitstellen
für den Brandschutz, die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den
Rettungsdienst in Nordrhein-Westfalen zu regeln (§ 8 Abs. 1 RettG NRW).
Während bis dahin die Qualifikation „Rettungsassistentin“ oder
„Rettungsassistent“ für das Leitstellenpersonal gesetzlich vorgeschrieben war,
erkannte man nach dem Inkrafttreten des Notfallsanitätergesetzes die
Notwendigkeit, dem zuständigen Ministerium mehr Spielraum bei der Gestaltung
der Qualifikationsanforderungen zu geben. Hintergrund war u.a. der Wunsch aller
Beteiligten, die Ausbildungszeit der Beamtinnen und Beamten in den Leitstellen
im Blick zu haben und zu prüfen, ob eine vollumfängliche Notfallsanitäter-
Ausbildung für die Tätigkeit in der Leitstelle inhaltlich notwendig ist oder nicht
auch andere Ausbildungsausgestaltungen tragfähig sein können ...

Rettungsdienstliche Qualifikation von Leitstellenpersonal
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Quellen

Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2
Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Feuerwehren, DGUV Regel 105-049
Arbeitskreis und Fachausschuss der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in Nordrhein-Westfalen (AGBF
NRW) und des Verbandes der Feuerwehren in NRW e. V. (VdF NRW).

In der seit Oktober 2019 in Nordrhein-Westfalen (NRW) gültigen DGUV Vorschrift
49 „Feuerwehren“ ist unter § 5 „sicherheitstechnische und medizinische
Beratung“ die folgende Forderung zu finden.

Die Unternehmerin oder der Unternehmer hat sich erforderlichenfalls, zur
Wahrnehmung ihrer bzw. seiner Pflichten zur Gewährleistung von Sicherheit und
Gesundheitsschutz, sicherheitstechnisch und medizinisch beraten zu lassen.
Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer, grundsätzlich die Bürgermeisterin
bzw. der Bürgermeister und nicht die Feuerwehrleitung, ist der Träger des
Brandschutzes.

Stellt die Unternehmerin oder der Unternehmer fest, dass zur Erfüllung ihrer
Pflichten für den Sicherheits- und Gesundheitsschutz Beratung benötigt wird, so hat diese durch geeignete Personen zu
erfolgen.

Die in § 5 der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ angesprochenen Personen sind je nach Fragestellung beispielsweise
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (vorzugsweise mit Kenntnissen im Feuerwehrbereich), mit den Aufgaben der Feuerwehr
vertraute Ärztinnen oder Ärzte oder geeignete psychosoziale Fachkräfte.

Wichtig ist an dieser Stelle zu nennen, dass die bestellten Sicherheitsbeauftragten der Freiwilligen Feuerwehren oder der
einzelnen Löschgruppen explizit nicht gemeint sind. Grundsätzlich haben Sicherheitsbeauftragte in ihrem Bereich die
Unternehmerin oder den Unternehmer sowie Führungskräfte bei der Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen
und Berufskrankheiten im Feuerwehrdienst zu unterstützen. Sie tragen dafür jedoch keine Verantwortung.

Für die Bestimmung des Beratungsbedarfs kann sich an den Vorgaben der DGUV Vorschrift 2 „Betriebsärzte und Fachkräfte für
Arbeitssicherheit“ orientiert werden.  Der Gesundheitsschutz ist nicht auf die Arbeitssicherheit beschränkt, sondern beinhaltet
auch neben Aspekten der psychosozialen Betreuung von Feuerwehrangehörigen weitere Punkte wie z. B. arbeitsbedingte
Gesundheitsgefährdungen und Belastungen.

Die Notwendigkeit einer Beratung kann sich insbesondere bei den folgenden Anlässen ergeben:

Aufbau einer wirksamen Organisation hinsichtlich Sicherheit und Gesundheitsschutz in der Feuerwehr,
Beratungen bei der Erstellung von Gefährdungsbeurteilungen,
Beratungen bei der Festlegung von Prüffristen für Feuerwehreinrichtungen, die nicht im DGUV Grundsatz 305-002
„Prüfgrundsätze für Ausrüstung und Geräte der Feuerwehr“ berücksichtigt sind,
Bauberatungen bei Neu-, Aus- und Umbau sowie Überprüfung von Feuerwehrhäusern, beispielsweise durch
sicherheitstechnische Begehung bereits bestehender Feuerwehrhäuser,
Unterstützung bei Fragen zur Eignung von Feuerwehrangehörigen auch außerhalb der Feststellung von
Atemschutztauglichkeit gemäß den Vorgaben der G26.3 bzw. der Feuerwehrdienstvorschrift 7 „Atemschutz“,
Tätigkeiten mit Infektionsgefährdung mit Blick auf Impfungen, z. B. gegen die Hepatitiden A und B,
Vor- und Nachbereitung psychisch belastender Einsätze,
Erhalt und Förderung der körperlichen Leistungsfähigkeit.

Fachkräfte für eine Psychosoziale Unterstützung (PSU) im Sinne der DGUV Vorschrift 49 “Feuerwehren“ sind in der Regel
Einsatzkräfte, die über einen psychosozialen Hintergrund verfügen.

Sie haben mindestens eine Ausbildung zum PSU-Assistenten in NRW absolviert. Diese entspricht dem Curriculum des Instituts
der Feuerwehr (IdF), des Arbeitskreises und des Fachausschusses der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in
Nordrhein-Westfalen (AGBF NRW) und des Verbandes der Feuerwehren in NRW e. V. (VdF NRW).

Diese Fachkräfte können zusätzlich aus pädagogischen, sozialwissenschaftlichen, ärztlich-medizinischen, psychologischen
oder theologischen Bereichen kommen. Zudem müssen sie die PSU-spezifischen Fort- und Weiterbildungen durchlaufen haben.
Weiterhin müssen sie Erfahrungen und Kenntnisse im psychotraumatologischen Bereich nachweisen.

Für den Bereich der Seelsorge sind die Vorgaben des VdF NRW zur/zum Fachberaterin/Fachberater Seelsorge zu beachten.

Alle in der Vergangenheit am IdF ausgebildeten PSU-Kräfte können selbstverständlich auch in Zukunft weiterhin tätig werden.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Feuerwehren, DGUV Regel 105-049
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)

Abweichend zu Eignungs- bzw. Tauglichkeitsuntersuchungen wird für Angehörige
der Freiwilligen Feuerwehren die Möglichkeit geschaffen, auf der Basis von
spezifischen Untersuchungen, ohne spezielle Feststellung von körperlichen
Leistungsvoraussetzungen, die gesundheitlichen Fragen zu betrachten und zu
klären.  Dies erfolgt durch die arbeitsmedizinische Vorsorge gemäß den
Vorgaben der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV).

Ziel der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist es, feuerwehrdienstbedingte
Erkrankungen frühzeitig zu erkennen und im besten Fall zu verhüten. Darüber
hinaus leistet die arbeitsmedizinische Vorsorge einen Beitrag zur
Fortentwicklung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den Feuerwehren. 

Angesichts der besonderen Strukturen und der gesetzlichen Aufgaben der Feuerwehr wird die in der „Verordnung zur
arbeitsmedizinischen Vorsorge“ vorgesehe​ne grundsätzliche Trennung von arbeitsmedizinischer Vorsorge und
Eignungsuntersuchungen im Bereich der ehrenamtlich Tätigen gelockert.

Im Gegensatz zu Beschäftigten geht es bei ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen nicht um deren Arbeits​platz oder ihre
Arbeitszeit. Ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige enga​gieren sich unabhängig in ihrer Freizeit von einer Beschäftigung. Für
ehren​amtlich tätige Feuerwehrangehörige wird daher die Möglichkeit geschaffen, Arzttermine auf ein Minimum zu
beschränken.

Abweichend zur Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) wird im § 7 der DGUV Vorschrift 49
„Feuerwehren“ für Angehörige von Freiwilligen Feuerwehren definiert, dass eine Wunsch-, Angebots- oder Pflichtvorsorge
zusammen mit der Tauglichkeitsuntersuchung gemacht werden kann.   

Bei regelmäßig durchgeführten Eignungsuntersuchungen soll mit der arbeitsmedizinischen Vorsorge die geeignete Ärztin bzw.
der geeignete Arzt beauftragt werden können, die bzw. der mit den Aufgaben der Feuerwehr vertraut ist. Die durch die jeweilige
Feuerwehr definierten Anforderungen müssen durch geeignete ärztliche Betreuung und Beratung erfüllt werden.

Die Notwendigkeit der Berechtigung der Ärztin oder des Arztes zur Führung der Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder der
Zu​satzbezeichnung „Betriebsmedizin“ ist ebenfalls auf Grundlage der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ für die Angehörigen
von Freiwilligen Feuerwehren gegen die Vorgaben der ArbMedVV gelockert worden.

Nutzt eine Kommune (Unternehmer) die eingeräumte Möglichkeit, muss die Ärztin oder der Arzt fachlich jedoch in der Lage
sein, die arbeitsmedizinische Vorsorge durchzuführen. Der Arzt oder die Ärztin muss insbesondere die „Verordnung zur
arbeitsmedizini​schen Vorsorge“ kennen.

Stand:08/2020

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Tauglichkeitsuntersuchungen und Vorsorge in der Freiwilligen Feuerwehr

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 53



Nach § 4 (1) der DGUV Vorschrift 1 hat der Unternehmer die Versicherten über Sicherheit und Gesundheitsschutz über die mit
ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung zu unterweisen. Die Unterweisung hat
mindestens einmal jährlich zu erfolgen, und sie muss dokumentiert werden. Sie erfolgt auf Grundlage des Ergebnisses der
arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung.

Die mündliche Unterweisung hat in verständlicher Form und Sprache stattzufinden. Die Inhalte sind so zu vermitteln, dass sie
von den Versicherten verstanden werden. Ist eine sprachliche Verständigung nicht ausreichend, sind andere geeignete
Kommunikationsmittel, z. B. Skizzen, Fotos, Videos, einzusetzen. Ein Aushändigen der Vorschriften oder Regeln reicht nicht
aus. Der Unternehmer hat sich zu vergewissern, dass die Versicherten die Inhalte verstanden haben.

Dies kann z. B.

durch das Stellen von Verständnisfragen an den Versicherten,
durch Vorführenlassen des Handlungsablaufs durch den Versicherten,
durch Beobachtung der Arbeitsweise des Versicherten

erfolgen. Ein ausschließliches Selbststudium der Versicherten ist zur
Unterweisung in der Regel nicht ausreichend.

Mit der Unterweisung gibt der Unternehmer den Versicherten konkrete auf den
Arbeitsplatz oder die Arbeitsaufgabe ausgerichtete Erläuterungen und
Anweisungen bezüglich der sicheren und gesundheitsgerechten Ausführung
ihrer Tätigkeiten.

Unterweisungsanlässe sind immer dann gegeben, wenn Versicherte mit neuen
Gefährdungen konfrontiert werden. Folgende Punkte können hierfür
ausschlaggebend sein:

Aufnahme einer Tätigkeit
Zuweisung einer anderen Tätigkeit
Veränderungen im Aufgabenbereich
Veränderungen in den Arbeitsabläufen
Einführung neuer Arbeitsmittel, neuer Technologien oder neuer Arbeitsstoffe
Neue Erkenntnisse nach der Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung
Ergebnisse von Betriebsbesichtigungen
Unfälle, Beinaheunfälle und sonstige Schadensereignisse

Die Unterweisung der Versicherten hat in allen Fällen vor Aufnahme der Tätigkeit zu erfolgen!

Die Unterweisung hat mindestens zu umfassen:

Die konkreten, arbeitsplatz- und arbeitsaufgabenbezogenen Gefährdungen
Die dagegen getroffenen und zu beachtenden Schutzmaßnahmen
Die vorgesehenen sicherheits- und gesundheitsgerechten Handlungsweisen (das Verhalten)
Die Notfallmaßnahmen
Die einschlägigen Inhalte der Vorschriften und Regeln

Als Grundlage für die Unterweisungsinhalte müssen z. B. berücksichtigt werden:

Betriebsanleitungen von einzusetzenden Arbeitsmitteln, insbesondere
Maschinen
Sonstige Betriebsanweisungen
Die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung

Die Unterweisung der Versicherten muss während ihrer Arbeitszeit ausreichend
und angemessen, d. h. abhängig von der Größe des Betriebes und der
Arbeitssituation/Gefährdung erfolgen. Bei unveränderter Gefährdungssituation
und Arbeitsaufgabe ist die Unterweisung mindestens jährlich zu wiederholen,
um die Unterweisungsinhalte den Versicherten wieder in Erinnerung zu rufen und
aufzufrischen.

Treten innerhalb der Jahresfrist Unterweisungsanlässe wie oben beschrieben ein,
muss eine zusätzliche und auf den Unterweisungsanlass bezogene
Unterweisung durchgeführt werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 4
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, Pkt. 2.3
Elektrische Gefahren an der Einsatzstelle, DGUV Information 203-052
Unterweisungshilfen für Einsatzkräfte mit Fahraufgaben, DGUV Information 205-024
Umgang mit ortsbeweglichen Flüssiggasflaschen im Brandeinsatz, DGUV Information 205-030
Jugendarbeitsschutzgesetz, JArbSchG, § 29

Kürzere Unterweisungsintervalle können sich aus speziellen Arbeitsschutzvorschriften ergeben, z. B. § 29
Jugendarbeitsschutzgesetz, die eine halbjährliche Unterweisung fordern.

Die Unterweisung muss mit Datum dokumentiert werden, damit der Unternehmer den Nachweis führen kann, dass er seiner
Unterweisungsverpflichtung nachgekommen ist. Die Unterwiesenen haben gegenzuzeichnen. Mit ihrer Unterschrift bestätigen
die Versicherten die Teilnahme an der Unterweisung und dass sie den Inhalt verstanden haben. Zusätzlich ist es
empfehlenswert, dass auch die unterweisende Person gegenzeichnet. Für die Unterwiesenen ist es von Vorteil, wenn ihnen die
Unterweisungsinhalte zur Verfügung stehen oder in Kurzform ausgehändigt werden.

Der Unternehmer hat darauf zu achten, dass er alle Versicherten tätigkeits- und arbeitsplatzbezogen unterweist. Können
Versicherte zu angesetzten Unterweisungsterminen nicht erscheinen, hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass die
Versicherten zu einem späteren fristgerechten Zeitpunkt unterwiesen werden.

Grundsätzlich sind persönliche Unterweisungen durchzuführen. Unterstützend als Hilfsmittel können elektronische Medien
eingesetzt werden. Bei Unterweisungen mithilfe elektronischer Medien ist allerdings darauf zu achten, dass
Unterweisungsinhalte arbeitsplatzspezifisch aufbereitet und zur Verfügung gestellt werden und dass eine Verständnisprüfung
stattfindet sowie ein Gespräch zwischen Versicherten und Unterweisenden jederzeit möglich ist.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Von § 2 Absatz 1 Satz 2 und 3 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“  kann unter Einhaltung der DGUV Vorschrift 49
„Feuerweh​ren“ abgewichen werden, soweit dies angesichts der besonderen Struk​turen und der gesetzlichen Aufgaben der
Feuerwehr erforderlich ist.

Grundsätzlich sollen alle Feuerwehrangehörigen durch die für diesen Be​reich geltenden Arbeitsschutzbestimmungen geschützt
werden. Diese sind insbesondere in Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“  genannt.

Die besonderen Aufgaben und Strukturen, insbesondere der freiwilligen Feuerwehr, können jedoch ein Abweichen von
Arbeitsschutzvorschriften erfordern, um die Funktion der Feuerwehr aufrecht zu erhalten.

In bestimmten Situationen, insbesondere bei Einsätzen, sind die in § 2 Absatz 1 Satz 2 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der
Prävention“ geforder​ten Maßnahmen weder umsetzbar noch in vollem Umfang notwendig.

Vor allem zu Beginn eines Feuerwehreinsatzes liegen in der Regel keine genauen Informationen über die möglichen
Gefährdungen, über Art und Ausmaß der Schadenslage und die örtlichen Gegebenheiten vor. Eine Ge​fährdungsbeurteilung z.
B., wie sie für den bestimmungsmäßigen Betrieb in Arbeitsstätten nach dem Arbeitsschutzgesetz vorgesehen ist, ist damit
nicht für jeden Feuerwehreinsatz im Voraus möglich.

Aufgrund dieser be​sonderen Situation kann die üblicherweise geltende Rangfolge der Schutz​maßnahmen (technische,
organisatorische, persönliche) unter Umständen nicht eingehalten werden. Organisatorische und persönliche
Schutzmaßnahmen erlangen besondere Bedeutung.

Hinweis 
Der vorstehende Text zum Thema „Abweichen von staatlichen Arbeitsschutz-vorschriften im Feuerwehrdienst“ ist der Nummer
2.1 der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren (Stand: Juni 2018)  entnommen.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49

In der Unfallverhütungsvorschrift Feuerwehren (DGUV Vorschrift 49) werden die
folgenden Begriffe näher erläutert.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Geltungsbereich gemäß § 1 dieser Unfallverhütungsvorschrift sind:

Feuerwehren 
Einheiten, die nach bundes- oder landesrechtlichen Bestimmungen als
öffentliche freiwillige Feuerwehren oder öffentliche Pflichtfeuerwehren
aufgestellt sind

Bauliche Anlagen 
Feuerwehrhäuser und ihre Außenanlagen, Werkstätten sowie Ausbildungs- und Übungsanlagen für die in Ziffer 1 genannten
Feuerwehren

Feuerwehrfahrzeuge 
landgebundene Fahrzeuge, Anhänger, Abroll- und Absetzbehälter, Wasser- und Luftfahrzeuge der in Ziffer 1 genannten
Feuerwehren

Feuerwehreinrichtungen 
alle für den Feuerwehrdienst in den in Ziffer 1 genannten Feuerwehren eingesetzten sächlichen Mittel, insbesondere bauliche
Anlagen, Feuerwehrfahrzeuge, Geräte und Ausrüstungen, ausgenommen Hilfs- und Betriebsstoffe 

Feuerwehrangehörige 
Personen, die Angehörige einer in Ziffer 1 genannten Feuerwehr nach bundes- oder landesrechtlichen Bestimmungen sind

Einsatzbedingungen 
Umstände, denen Feuerwehrangehörige bei einem Einsatz ausgesetzt sind

Sie sind in der Regel dadurch gekennzeichnet, dass in höchster Eile Menschenleben zu retten oder schwere gesundheitliche
Schäden, eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwenden, Tiere zu retten oder bedeutende Sachwerte zu
erhalten sind 

und erhöhte physische und psychische Belastungen vorliegen.

Feuerwehrdienst 
Tätigkeiten der Feuerwehrangehörigen, insbesondere bei Ausbildung, Übung und Einsatz

Einsatzort 
Stelle, an der die Feuerwehr dienstlich tätig wird

Unternehmerin oder Unternehmer 
Trägerin oder Träger einer in Ziffer 1 genannten Feuerwehr nach bundes- 
oder landesrechtlichen Vorschriften (§ 2 DGUV Vorschrift 49).

Der vorstehende kursiv gedruckte Text wurde der UVV Feuerwehren entnommen.

Stand:05/2021

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Begriffsbestimmungen in der UVV Feuerwehren

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 57



Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Der Feuerwehrdienst, insbesondere der Einsatzdienst mit seinen physischen und
psychischen Belastungen, unterscheidet sich grundlegend von anderen
Tätigkeiten und ist mit erhöhten Anforderungen an die Feuerwehrangehörigen
verbunden. Dies gilt insbesondere für den in dieser Unfallverhütungsvorschrift
geregelten ehrenamtlichen Feuerwehrdienst.

Der Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrleute erfolgt im Unterschied zur Berufs-
oder Werkfeuerwehr nicht routinemäßig, sie üben unterschiedliche
,,Hauptberufe“ aus. Durch die daraus resultierende fehlende Routine können
sich die Gefährdungen im Feuerwehrdienst erhöhen.

An die im Alarmfall genutzten Bereiche außerhalb sowie in Feuerwehrhäusern
sind deshalb andere, zum Teil höhere Anforderungen an die technisch-bauliche Sicherheit zu stellen als an Arbeitsstätten. Eine
dementsprechende Gestaltung der Feuerwehreinrichtungen sowie eine geeignete Organisation des Feuerwehrdienstes sind
Voraussetzungen dafür, dass auch bei der gebotenen Eile der Feuerwehrangehörigen das Unfallrisiko minimiert wird.

Geräte und Ausrüstung der Feuerwehr werden überwiegend auch als Rettungsmittel eingesetzt. Sie müssen im Einsatzfall
betriebs- und funktionssicher sein sowie auch in Stresssituationen sicher gehandhabt werden können.

Diese speziellen Anforderungen an Organisation, Einrichtungen und Betrieb sind in der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“
berücksichtigt und werden in dieser DGUV Regel näher konkretisiert und erläutert.

Hinweis: 
Der vorstehende Text zum Thema „Intention der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren. Warum ist ein spezielles Regelwerk für
Feuerwehren erforderlich?“ wurde der Seite 6 (Vorbemerkung) der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren (Stand: Juni 2018)
entnommen.

Die Überschrift wurde zusätzlich hinzugefügt.

Weitere Hinweise: 
Die Paragrafentexte der UVV Feuerwehren sind in der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren kursiv gedruckt.

Konkretisierungen oder Erläuterungen in der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren sind den Paragrafentexten der UVV unmittelbar
nachgeordnet.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Regeln stellen bereichs-, arbeitsverfahrens- oder arbeitsplatzbezogen Inhalte
zusammen. Sie erläutern, mit welchen konkreten Präventionsmaßnahmen
Pflichten zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren erfüllt werden können.

Regeln zeigen zudem dort, wo es keine Arbeitsschutz- oder
Unfallverhütungsvorschriften gibt, Wege auf, wie Arbeitsunfälle,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren vermieden werden
können. Darüber hinaus bündeln sie das Erfahrungswissen aus der
Präventionsarbeit der Unfallversicherungsträger.

Aufgrund ihres besonderen Entstehungsverfahrens und ihrer inhaltlichen
Ausrichtung auf konkrete betriebliche Abläufe oder Einsatzbereiche (Branchen-
/Betriebsarten-/Bereichsorientierung) sind Regeln fachliche Empfehlungen zur Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheit.

Sie haben einen hohen Praxisbezug und Erkenntniswert, werden von den beteiligten Kreisen mehrheitlich für erforderlich
gehalten und können deshalb als geeignete Richtschnur für das betriebliche Präventionshandeln herangezogen werden.

Eine Vermutungswirkung entsteht bei diesen Regeln nicht.

Der vorstehende Text zum Thema „Der Rechtscharakter der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren“ wurde der Seite 3 (Klappentext)
der DGUV Regel 105-049 Feuerwehren (Stand: Juni 2018) entnommen.
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Alle Angehörigen von Feuerwehren haben den gleichen Anspruch auf Sicherheit
und Gesundheit im Feuerwehrdienst.

Bereits im Grundgesetz wird durch Artikel 3 Absatz 1 festgelegt, „ Alle Menschen
sind vor dem Gesetz gleich“. Danach soll eine Gleichbehandlung von Personen
in vergleichbaren Situationen sichergestellt werden. Dieser Grundsatz kann auch
für die Gleichbehandlung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen im
Verhältnis zu den hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen (Beamten) im Hinblick
auf das Niveau des Arbeits- und Gesundheitsschutzes im Feuerwehrdienst
herangezogen werden. Dem „Ehrenamt“ der Freiwilligen Feuerwehr soll daher
auch die gleiche Bedeutung und Wertschätzung zuteilwerden wie der Tätigkeit
der Berufsfeuerwehr, falls dies noch nicht geschehen ist. Dazu sind natürlich nicht nur Worte, sondern auch Taten erforderlich,
wie z. B. die Sanierung nicht mehr sicherheitsgerechter (baulicher) Einrichtungen usw.

Der gleiche Bewertungsmaßstab ist auch bei Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren anzulegen: „Gleiche Gefährdung,
gleiches Recht und damit gleicher Schutz“ als Grundsatz, der zu ergreifenden Maßnahmen unter Berücksichtigung des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Warum sollte auch das Leben und die Gesundheit eines ehrenamtlichen
Feuerwehrangehörigen weniger schützenswert sein als das eines hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen (Beamten)? Dafür ist
keinerlei Rechtfertigung ersichtlich.

Um ihrem umfassenden Auftrag in der Prävention nachkommen zu können, erarbeiten die gesetzlichen
Unfallversicherungsträger umfangreiche Regelungen zur Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheit für Ihre Versicherten,
die nicht unmittelbar vom staatlichen Recht erfasst werden, aber ebenso schutzbedürftig sind. Dabei ist zum Beispiel an
ehrenamtlich Tätige in freiwilligen Feuerwehren oder in anderen Hilfeleistungsorganisationen zu denken.

In der Konsequenz würde dies bedeuten, dass eine Vielzahl (nahezu) gleichlautender Regelungen für die übrigen
Versichertengruppen (über die „Beschäftigten“ hinaus) erforderlich wären. An dieser Stelle sind beispielhaft die DGUV
Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ sowie die in NRW seit dem 01.10.2019 gültige DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ zu
nennen. Hier kann es ggf. zu Doppelregelungen mit staatlichen Arbeitsschutzregelungen kommen.

Um genau diese Doppelregelungen im staatlichen Recht und im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung zu verhindern,
haben Bund, Länder und gesetzliche Unfallversicherung im „Leitlinienpapier zur Neuordnung des Vorschriften- und Regelwerks
im Arbeitsschutz“ vom 31. August 2011 festgelegt, ein verständliches, überschaubares und abgestimmtes Vorschriften- und
Regelwerk zur Verfügung zu stellen. Das Leitlinienpapier ist eine Säule der gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie
(GDA), die sich zum Beispiel auch an die gesetzliche Unfallversicherung richtet.

Die Anwendung staatlichen Rechts durch dessen in Bezugnahme bietet dabei eine Reihe von Vorteilen: Regelungslücken
werden vermieden, d. h. alle Versicherten unterliegen – sofern nicht noch zusätzliche spezielle Regelungen für bestimmte
Versichertengruppen, z. B. die DGUV Vorschrift 49 (Unfallverhütungsvorschrift – UVV) der Feuerwehren bestehen –
grundsätzlich denselben Rechtsvorschriften. Zugleich können sich die Unfallversicherungsträger auch auf staatliche
Arbeitsschutzvorschriften stützen und diese auch insbesondere durch (gegebenenfalls auch sofort vollziehbare) Anordnungen
durchsetzen.

Mit der Möglichkeit der in Bezugnahme des staatlichen Rechts über den  § 2 Absatz 1 der DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der
Prävention“ durch Aufsichtspersonen der Unfallversicherungsträger werden die in Bezug genommenen Inhalte des staatlichen
Arbeitsschutzrechtes auf alle übrigen Versicherten (über die Beschäftigten hinaus) ausgedehnt und zu Unternehmerpflichten.

Neben einer fragwürdigen moralischen Argumentation dieser Vertreter der Trägerin oder des Trägers der Feuerwehr (Kommune)
finden Aufsichtspersonen bei Besichtigungen vor Ort teilweise nicht akzeptable bzw. sicherheitswidrige Zustände vor.

Dies spiegelt sich beispielsweise häufig in fehlenden Absaugungen von Dieselmotorabgasen an Einsatzfahrzeugen oder nur
unzureichenden sanitären Einrichtungen oder Umkleideräumen wieder.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
DGUV Forum, DGUV Information Ausgabe 1 (2014)
Leitfaden zur Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst, DGUV Information 205-021
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

 
Die Frage, ob sich ehrenamtliche Angehörige aller Geschlechter von Freiwilligen Feuerwehren hinter Fahrzeugen auf zu
beengten Verkehrswegen umziehen müssen oder in (seit Jahren veralteten) Feuerwehrgebäuden ohne geeignete sanitäre
Einrichtungen tätig werden müssen, stellt sich leider heutzutage noch immer regelmäßig. Obwohl diese Punkte in anderen
Bereichen der Kommune, beispielsweise für hauptamtliche Feuerwehrfrauen und Feuerwehrmännern (Beamte) geregelt sind,
kann in aller Deutlichkeit mit dem folgenden Satz beantwortet werden:

Nur durch die konsequente Anwendung des gesamten autonomen sowie staatlichen Rechts für jeden Versicherten wird dem
Grundsatz „gleiche Gefährdung, gleiches Recht und damit gleicher Schutz“ im Grundsatz gerecht. 

Durch die Anwendung z. B. des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes (geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im engeren Sinn
(„angemessen“) und durch die konsequente Anwendung der Gefährdungsbeurteilung müssen dann im Einzelfall – ausgehend
vom generellen umfassenden Schutz – die konkret notwendigen Schutzmaßnahmen festgelegt und auch umgesetzt werden,
damit man nicht im sprichwörtlichen Sinne „über das Ziel hinausschießt“ und den Unternehmen zu Maßnahmen zwingt, die
angesichts der konkreten Situation gar nicht notwendig sind.

Aus der Gefährdungsbeurteilung des Unternehmers (i. d. R Bürgermeisterin oder Bürgermeister) für seine Feuerwehr, der
kommunalen baulichen Einrichtungen und Arbeitsmittel ergibt sich, dass durch die gleichen Tätigkeiten und die gleichen
Anforderungen die Feuerwehren im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheit nicht in einen „Freiwilligen“ und „Hauptamtlichen
Bereich“ getrennt werden können.

Weder § 3 DGUV Vorschrift 1, noch das ArbSchG enthalten eine Definition dessen, was unter „Beurteilung“ der
Gefährdungen zu verstehen ist. Hier bietet die in Bezugnahme des § 5 Abs. 2 und 3 ArbSchG  eine gewisse Orientierung im
Prozess zur Ermittlung von Gefährdungen und zur Bewertung der damit verbundenen Risiken.

(2) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen. Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist
die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit ausreichend. 

(3) Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben durch 

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes, 
2. physikalische, chemische und biologische Einwirkungen, 
3. die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen,

Geräten und Anlagen sowie den Umgang damit, 
4. die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren Zusammenwirken, 
5. unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten, 
6.  psychische Belastungen bei der Arbeit.

Die Formulierungen in weiteren staatlichen Verordnungen oder Unfallverhütungsvorschriften und auch besonders in der DGUV
Information 205-021 mit dem Titel „Leitfaden zur Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst“ definieren und
konkretisieren, was für eine angemessene Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst zu berücksichtigen ist.

Für den Bereich der baulichen Anlagen werden die Anforderungen an die Gefährdungsbeurteilung durch  § 3
Arbeitsstättenverordnung und im Detail durch die Arbeitsstättenrichtlinie ASR V 3 „Gefährdungsbeurteilung“ konkretisiert
(„Stand der Technik“).

Die Dezernate 55/56 der jeweiligen Bezirksregierungen in NRW (siehe https://www.mags.nrw/arbeitsschutz) sind übrigens die
zuständigen Aufsichtsbehörden im Arbeitsschutz für die Beamtinnen und Beamten der Berufsfeuerwehren und hauptamtlich
besetzten Feuerwachen.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Feuerwehren, DGUV Regel 105-049
Synopse der Unfallverhütungsvorschrift Feuerwehren
Anwendbarkeit der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ auf Feuerwehren mit hauptamtlichen Einsatzkräften

DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ - Unfallverhütungsvorschrift Feuerwehren

Die DGUV-Vorschrift 49 „Feuerwehren“ ersetzt die Unfallverhütungsvorschrift (UVV) „Feuerwehren (GUV-V C53), welche bereits
seit 1989 nahezu unverändert in Kraft ist. Eine Überarbeitung war aufgrund von Weiterentwicklungen in der Feuerwehrtechnik,
neue Erkenntnisse aus dem Unfallgeschehen und veränderter rechtlicher Rahmenbedingungen notwendig. Die
Durchführungsanweisungen zur alten UVV werden ebenfalls ersetzt: durch die neue DGUV-Regel 105-049 „Feuerwehren“.

Die Selbstverwaltung der Unfallkasse NRW hat die UVV zum 1. Oktober 2019 in Kraft gesetzt.

Die neue Unfallverhütungsvorschrift "Feuerwehren". In der dazugehörigen DGUV-Regel 105-049 „Feuerwehren“ finden Sie
Erläuterungen und Hinweise zur UVV.

Was ist neu in der UVV "Feuerwehren"? In diesem Artikel werden exemplarisch einige wichtige Neuerungen der DGUV Vorschrift
49 „Feuerwehren“ vorgestellt. 

Sie interessiert eine Gegenüberstellung des alten und des neuen Vorschriftentext? 
In dieser Synopse werden Sie fündig.
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Der DGUV Grundsatz 305-002 „Prüfgrundsätze für Ausrüstungen und Geräte der
Feuerwehr“ wurde vollständig überarbeitet, aktualisiert (u. a. alle Rechts- und
Normbezüge) und korrigiert.

Gemäß § 2 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“  sind in Verbindung
mit § 14 der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) alle Arbeitsmittel, die
Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind, die zu Gefährdungen der
Versicherten führen können, wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten
Person prüfen zu lassen. Dem entsprechend sind in § 11 DGUV Vorschrift 49
„Feuerwehren“ für Ausrüstungen, Geräte, Prüfgeräte und Prüfeinrichtungen der
Feuerwehr neben Sichtprüfungen nach jeder Benutzung auch regelmäßige
Prüfungen durch hierfür befähigte Personen vorgeschrieben. Zusätzlich sind gem. § 11 DGUV Vorschrift 49 auf Grund der
Bedeutung der persönlichen Schutzausrüstungen (PSA) für die Sicherheit und die Gesundheit der Feuerwehrangehörigen
entsprechende Prüfungen auch für die PSA gefordert. Diese Prüfungen sind nicht Bestandteil dieses DGUV Grundsatzes.

Die Gesamtverantwortung für öffentliche Feuerwehren liegt beim jeweiligen Unternehmer bzw. bei der jeweiligen
Unternehmerin. Damit obliegt ihnen die Verantwortung für die Sicherheit und Gesundheit der dort tätigen
Feuerwehrangehörigen. Das beinhaltet auch die Verantwortung für die Organisation, Durchführung, Dokumentation und
Kontrolle der durchzuführenden Prüfungen.

Diese Prüfgrundsätze dienen der Unterstützung der für die Festlegung und Organisation der Prüfungen Verantwortlichen sowie
der Durchführenden. Sie können zur Festlegung von Art, Zeitpunkt und Umfang der Prüfungen insbesondere dann
herangezogen werden, wenn adäquate Herstellervorgaben fehlen. Sie spiegeln den Stand der Technik hinsichtlich der Prüfung
von Ausrüstungen und Geräten der Feuerwehr wider. Sie sind das Ergebnis universeller Gefährdungsbeurteilungen für die im
Einsatz und Übungsdienst üblicherweise verwendete Technik. Die üblichen Einsätze der Brandbekämpfung im Innen- und
Außenbereich, der technischen Rettung, den sonstigen Hilfeleistungen sowie die Ausbildung nach den Feuerwehr-
Dienstvorschriften wurden berücksichtig Auch die Anforderungen nach der Betriebssicherheitsverordnung hinsichtlich der
Prüfung von Arbeitsmitteln sind berücksichtigt, wenn bei der gefährdungsspezifischen Bewertung von Ausrüstungen und
Geräten der Feuerwehr die

DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“,
Feuerwehr-Dienstvorschriften (FwDVen) und der
DGUV Grundsatz 305-002 „Prüfgrundsätze für Ausrüstungen, Geräte und Fahrzeuge der Feuerwehr“ für die
Beurteilung angewendet werden.

Der Ausschuss Feuerwehrangelegenheiten, Katastrophenschutz und zivile Verteidigung – AFKzV – des Arbeitskreises V der
Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder begrüßt es, wenn auch weiterhin der Umfang und Inhalt der
regelmäßigen Prüfungen für die in der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ genannten Geräte und Ausrüstungen durch das
Regelwerk der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) beschrieben und dies auch Bestandteil der
Betriebsanweisungen der Hersteller wird. Des Weiteren sind diese Grundsätze eine wesentliche Voraussetzung, um auch
weiterhin eine einheitliche Ausbildung der Gerätewartinnen und Gerätewarte sowie eine qualifizierte Durchführung der
Prüfungen sicherzustellen.

Bei der Durchführung der regelmäßig wiederkehrenden Prüfungen sind die Vorgaben der Betriebsanleitungen der Hersteller  (z.
B. zum Vorhandensein von Sicherheitseinrichtungen und -ventilen, zu Druckeinstellungen, zur Kennzeichnung von
Schlauchleitungen usw.) zu beachten.

Sollten in einzelnen Fällen die Angaben der Hersteller von diesen Grundsätzen abweichen und darüberhinausgehende, d. h.
strengere Anforderungen beinhalten, sind diese im Rahmen der Produkthaftung maßgeblich.

Bei verschiedenen Prüfungen kann es zu Gefährdungen kommen, z. B. bei der Prüfung von Schläuchen durch Platzen oder weg-
bzw. auseinanderfliegende Kupplungen, bei der Prüfung hydraulischer Rettungsgeräte, z. B. bei der Schneid-, Spreiz- oder
Zugkraftprüfung. Die bei Prüfungen möglichen Gefährdungen sind vor der Prüfung zu beurteilen und die erforderlichen
Schutzmaßnahmen zu treffen.

Die Durchführung und die Ergebnisse von regelmäßigen Prüfungen sind zu dokumentieren. Die Dokumentation dient dem
Nachweis der durchgeführten Prüfungen, enthält Hinweise zu erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen und unterstützt die
Planung der weiteren Prüfungen.
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Quellen

Prüfgrundsätze für Ausrüstungen, Geräte und Fahrzeuge der Feuerwehr, DGUV Grundsatz 305-002

In den Tabellen 1 und 2 finden Sie die Auflistung der nach den Kapiteln III und IV dieser Prüfgrundsätze durchzuführenden
Prüfungen und die dafür jeweils erforderliche Ausbildung bzw. Qualifikation zum Nachweis der Befähigung. Voraussetzung für
das Vorliegen der Befähigung zur Prüfung der jeweiligen Ausrüstung, des jeweiligen Gerätes ist, dass mindestens die
Ausbildung zum Gerätewart bzw. zur Gerätewartin nach FwDV 2 „Ausbildung der Freiwilli​gen Feuerwehren“ absolviert wurde.
Die Ausbildung zum Werkfeuerwehrtechniker beinhaltet auch die Erlangung der Befähigung für die Prüfung von Ausrüstungen
und Geräten, für die eine Person, die nach FwDV 2 ausgebildet ist, eine spezifische zusätzliche Ausbildung benötigt (s.
Tabellen 1 und 2).

Der vorliegende DGUV Grundsatz enthält in Kapitel III Prüfmodalitäten für Ausrüstungen und Geräte, die vom Gerätewart bzw.
von der Gerätewartin nach entsprechender Ausbildung gemäß FwDV 2 geprüft werden können. In Kapitel IV sind Prüfgrundsätze
für Feuerwehrfahrzeuge beschrieben. Ob der Gerätewart oder die Gerätewartin diese Prüfungen durchführen kann bzw. welche
davon, ist ebenfalls von der jeweiligen fachlichen Befähigung, z. B. ob dies Bestandteil der Gerätewartausbildung war,
abhängig.

Im Anhang dieses Grundsatzes ist eine informative Auflistung über die meisten der bei der Feuerwehr üblicherweise
eingesetzten und zu prüfenden Ausrüstungen und Geräte ohne nähere Angaben zum Prüfablauf enthalten. Dort sind auch
Hinweise zu finden, wenn Prüfungen nach § 11 (1) DGUV Vorschrift 49 nicht vom Benutzer, sondern von einer befähigten
Person durchgeführt werden sollen.

Feuerwehrgeräte (z. B. zweiteilige Schiebleiter), deren Normen zurückgezogen sind, aber von den Feuerwehren noch genutzt
werden, müssen nach den für sie festgelegten Prüfgrundsätzen weiterhin geprüft werden. Die für diese Geräte ggf. festgelegte
Nutzungsgrenze ist einzuhalten.

Alle Geräte und Ausrüstungen sind vor ihrer ersten bestimmungsgemäßen Verwendung durch eine Eingangsprüfung
hinsichtlich Vollständigkeit sowie Betriebs- und Funktionssicherheit zu überprüfen. Das Datum der Eingangsprüfung ist zu
dokumentieren.

Die in diesem DGUV Grundsatz aufgeführten Prüfgrundsätze können auch auf Ausrüstungen und Geräte angewendet werden,
die bei den Hilfeleistungsorganisationen für den Katastrophenschutz vorgehalten werden, wenn es sich um gleiche
Ausrüstungen und Geräte handelt und die Einsatzbedingungen mit denen bei der Feuerwehr vergleichbar sind.

Für in diesem DGUV Grundsatz nicht genannte Ausrüstungen, Geräte und Fahrzeuge der Feuerwehr können sich notwendige
Prüfungen u. a. aus nachfolgend aufgeführten Regelwerken ergeben:

Unfallverhütungsvorschriften

DGUV Vorschrift 3 bzw. 4 „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“
DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“
DGUV Vorschrift 52 bzw. 53 „Krane“
DGUV Vorschrift 54 bzw. 55 „Winden, Hub- und Zuggeräte“
DGUV Vorschrift 70 bzw. 71 „Fahrzeuge“
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(Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstättenverordnung und
Betriebssicherheitsverordnung) im Bereich der ehrenamtlichen
Feuerwehrangehörigen

Erfahrungsgemäß ist noch nicht allen Stadtverwaltungen bekannt, dass auch für
die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren („Ehrenamt“) und für kommunale
Feuerwehrhäuser das staatliche Arbeitsschutzrecht (z.B., Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG), Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), Biostoffverordnung
(BioStoffV), Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und die
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) zu berücksichtigen ist. Aus diesem Grunde
werden hier relevante Regelungen der Unfallverhütungsvorschrift DGUV
Vorschrift 1 und der DGUV Regel 100-001 aufgeführt.

Grundpflichten des Unternehmers 
Der Unternehmer hat die erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu treffen. Die zu treffenden Maßnahmen sind
insbesondere in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (Anlage 1) , dieser Unfallverhütungsvorschrift und in weiteren
Unfallverhütungsvorschriften näher bestimmt. Die in staatlichem Recht bestimmten Maßnahmen gelten auch zum Schutz von
Versicherten, die keine Beschäftigten sind (§ 2 Abs. 1 UVV Grundsätze der Prävention - Grundpflichten des Unternehmers).

Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
Der Unternehmer, (…), ist umfassend verantwortlich, alle erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu treffen. Hierbei
hat er die erforderlichen Maßnahmen den einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften und den
Unfallverhütungsvorschriften zu entnehmen. In Anlage 1 der DGUV Vorschrift 1 sind beispielhaft staatliche
Arbeitsschutzvorschriften aufgelistet. 
Die erforderlichen Maßnahmen ergeben sich aus der vom Unternehmer vorzunehmenden Gefährdungsbeurteilung (§ 3). (…).

Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1) der DGUV Vorschrift 1 lautet: 
„Staatliche Arbeitsschutzvorschriften, in denen vom Unternehmer zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu treffende Maßnahmen näher bestimmt sind, sind - in ihrer jeweils gültigen Fassung -
insbesondere:

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), (…)
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV),
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), (…)

Die vorstehende Auflistung ist nicht abschließend.  
Der gesetzliche Auftrag der Unfallversicherungsträger zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren gilt auch für Unternehmer und Versicherte, die nicht unmittelbar durch die
Anwendungsbereiche der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften erfasst sind.“

Geltungsbereich der DGUV Vorschrift 1 – Inbezugnahme staatlichen Rechts  
Während das staatliche Arbeitsschutzrecht (ausschließlich) der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der „Beschäftigten bei
der Arbeit“ dient und den „Arbeitgeber“ verpflichtet (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG),
gelten Unfallverhütungsvorschriften für „Unternehmer“ und „Versicherte“ (weiter Geltungsbereich, § 1 der DGUV Vorschrift 1).
Kinder, Schüler und Studierende während des Besuchs der Einrichtung sowie ehrenamtlich Tätige  etc. werden zwar als
„Versicherte“ vom Schutzbereich des Rechts der Unfallversicherung (SGB VII) erfasst, im Regelfall nicht jedoch in den
Geltungsbereich des staatlichen Arbeitsschutzrechts einbezogen.

Die Ermächtigungsgrundlage des § 15 Absatz 1 SGB VII bietet jedoch grundsätzlich die Möglichkeit, die in staatlichen
Arbeitsschutzvorschriften geregelten Sachverhalte zum Gegenstand von Unfallverhütungsvorschriften zu machen. Hiervon
wurde in § 2 der DGUV Vorschrift 1 durch den Verweis auf staatliche Arbeitsschutzvorschriften Gebrauch gemacht. Dieser
ermöglicht es, Doppelregelungen im staatlichen und im UVT Recht zu vermeiden. Aufgrund des weiten Geltungsbereiches der
Unfallverhütungsvorschriften (UVV) werden zudem die in Bezug genommenen Inhalte des staatlichen Arbeitsschutzrechtes
nicht nur im Hinblick auf die Beschäftigten, sondern vielmehr – über den „Umweg“ der UVV – auf alle übrigen Versicherten (§ 2
Nummer 2 ff. SGB VII) ausgedehnt.

Stand:11/2020
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001

 
Damit werden die sich aus staatlichem Arbeitsschutzrecht ergebenden Pflichten über die Beschäftigten hinaus auch im
Hinblick auf alle anderen Versichertengruppen zu Unternehmerpflichten. Auf diese Weise wird vermieden, in einer Vielzahl von
UVVen dem staatlichen Recht möglicherweise nahezu identische Regelungen für die übrigen Versichertengruppen (über die
„Beschäftigten“ hinaus) treffen zu müssen.

Ziel dieser generellen Anwendung staatlichen Rechts ist letztendlich, Regelungslücken zu vermeiden, d. h. alle Versicherten
unterliegen – sofern nicht spezielle Regelungen für bestimmte Versichertengruppen, z. B. im Bereich der Feuerwehren,
bestehen – grundsätzlich denselben Rechtsvorschriften (Nr. 2.1 und 2.1.1 DGUV Regel Grundsätze der Prävention, DGUV Regel
100-001, Grundpflichten des Unternehmers).

Hier ist anzumerken, dass zum Beispiel in Bezug auf kommunale Feuerwehrhäuser  keine „speziellen Regelungen für
bestimmte Versichertengruppen, z. B. im Bereich der Feuerwehren, bestehen“, also Ausnahmen bestehen. Insofern ist z.B. das
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) mit seiner angegliederten Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) für kommunale
Feuerwehrhäuser anzuwenden.

Wie immer stehen in erster Linie die Fachkräfte für Arbeitssicherheit den Städten und Gemeinden für Beratungen zur Verfügung.

Der vorstehende Text zu den Grundpflichten des Unternehmers wurde überwiegend der DGUV Regel Grundsätze der Prävention
(DGUV Regel 100-001), Grundpflichten des Unternehmers entnommen (Stand Mai 2014).
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 12
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008

Allen Feuerwehrangehörigen ist die Einsichtnahme in das zutreffende Regelwerk für Sicherheit und Gesundheitsschutz zu
ermöglichen.

Alle Feuerwehrangehörigen müssen sich über ihre Rechte und Pflichten zum sicherheitsgerechten Verhalten Kenntnis verschaf​‐
fen können. Dies muss jederzeit möglich sein.

Der Unternehmer kann die Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der Unfallversicherungsträger sowie die einschlägi​gen
staatlichen Vorschriften und Regeln den Versicherten in Papier- oder in elektronischer Form, z. B. über PC, Internet, Intranet,
CD-ROM, zugänglich machen.

Eine Zusammenstellung unseres portal internen Regelwerkes finden Sie in der 
Mediathek

Hinweis 
Der vorstehende Text zum Thema „Zugang zum Regelwerk “ ist der Ziffer 3.1 der
DGUV Information 205-008 „Sicherheit im Feuerwehrhaus“ (Stand: Dezember
2016) größtenteils entnommen.

Stand:03/2019
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049, 105-049, Ziffer 3.3
Meine Feuerwehrschutzkleidung – Informationen für Einsatzkräfte, DGUV Information
Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung auf der Basis einer Gefährdungsbeurteilung für Einsätze bei deutschen
Feuerwehren, DGUV Information 205-014
Feuerwehrschutzkleidung - Tipps für Beschaffer und Benutzer, DGUV Information 205-020
Sicher im Einsatz - Persönliche Schutzausrüstung: Beispiele aus der Feuerwehr-Praxis, PIN 14
Hinweise zu Schutzhandschuhen gegen mechanische Gefahren bei Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen

Zum Schutz vor den Gefährdungen bei Ausbildung, Übung und Einsatz müssen geeignete persönliche Schutzausrüstungen
ausgewählt und zur Verfügung gestellt werden.

Zur Mindestausstattung gehören:

Feuerwehrschutzkleidung
Feuerwehrhelm mit Nackenschutz
Feuerwehrschutzhandschuhe
Feuerwehrschutzschuhe

Spezielle Informationen hierzu können der Broschüre Prävention in NRW 14, Sicher im Einsatz, Persönliche Schutzausrüstung:
Beispiele aus der Feuerwehr-Praxis entnommen werden.

Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer hat die PSA auszuwählen, aufeinander abzustimmen und zu beschaffen. Darüber
hinaus hat sie bzw. er für deren fachgerechte Reinigung und Pflege zu sorgen.

Persönliche Schutzausrüstungen müssen den Feuerwehrangehörigen individuell passen und sind grundsätzlich für den
Gebrauch durch nur eine Person bestimmt. Bei der Auswahl sollten auch die unterschiedlichen Körperformen von Frauen und
Männern berücksichtigt werden.

Bei der Kombination von mehreren persönlichen Schutzausrüstungen ist darauf zu achten, dass sich deren Schutzwirkung
nicht negativ beeinflusst. Dies soll durch praxisnahe Trageversuche und ggf. in Rücksprache mit Herstellern überprüft werden.

Grundsätzlich hat die Unternehmerin bzw. der Unternehmer vor der Beschaffung persönlicher Schutzausrüstung eine
Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, die die örtlichen Gegebenheiten, das Einsatzspektrum der Feuerwehr und ggf. auch
orthopädische Besonderheiten der Benutzerin oder des Benutzers berücksichtigt.

Für die gängigsten Einsatzszenarien existieren bereits Muster-Gefährdungsbeurteilungen, die in der DGUV Information 205-014
„Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung für Einsätze bei der Feuerwehr“ zusammengefasst sind. Bei der
Gefährdungsbeurteilung sind zudem die landesrechtlichen Vorschriften und die Informationsschriften der
Unfallversicherungsträger zu berücksichtigen.

Die Feuerwehrschutzkleidung ist so zu wählen, dass auch Gefährdungen durch
Unterkühlung, Überhitzung oder durch sonstige klimatische Verhältnisse
vermieden werden. Dies kann dazu führen, dass jahreszeitabhängig die
Feuerwehrschutzkleidung zu variieren ist.

Für Angehörige der Jugendfeuerwehr, die Gefährdungen ausgesetzt sind, kann es
notwendig sein, dass unter Berücksichtigung der jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen z. B. folgende Schutzkleidung zur Verfügung gestellt wird:

ein Übungsanzug,
ein Helm zum Schutz gegen mechanische Gefährdungen (z. B. DIN EN 397),
Handschuhe zum Schutz gegen mechanische Gefährdungen (z. B. DIN EN
388, alle Leistungsstufen mindestens 1),
festes geschlossenes Schuhwerk mit gutem Halt, das den Fuß gegen äußere,
schädigende Einwirkungen und gegen Ausrutschen schützt (z. B. DIN EN ISO
20345).

Hinweis
Der vorstehende Text ist der Ziffer 3.3 der DGUV Regel 105-049, Feuerwehren entnommen.

Stand:06/2022
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In der Regel sind für die Feuerwehren im öffentlichen Bereich die Kommunen als
Träges des Brandschutzes zuständig. Diese werden von den Bürgermeisterinnen
oder von den Bürgermeistern vertreten uns sind somit im rechtlichen Sinne
Unternehmerin bzw. Unternehmer.

Die Feuerwehren nehmen den bei der Kommune liegenden Auftrag des
Bevölkerungsschutzes wahr. Dieses ist unabhängig von der Frage ob es eine
Berufsfeuerwehr, eine Freiwillige Feuerwehr mit hauptamtlichen Kräften oder
eine rein ehrenamtliche Freiwillige Feuerwehr ist.

Die Feuerwehren werden, auf Basis der jeweils vor Ort vorhandenen
Anforderungen durch die jeweilige Kommune errichtet, und betreiben. Dieses
beinhaltet neben Gebäuden, Feuerwehrhäusern, Fahrzeugen, Einsatz- und Arbeitsmitteln auch die Ausrüstung der Einsatzkräfte
mit ausreichender sowie geeigneter persönlicher Schutzausrüstung.

Für die einsatztaktischen und feuerwehrspezifischen Betrachtungen und Planungen werden in regelmäßigen Abständen
Brandschutzbedarfspläne erstellt. Bei Veränderungen werden die Feuerwehren daraufhin angepasst. Dieses wird in NRW über
die jeweils zuständige Bezirksregierung kontrolliert und betreut. 

Für die Betrachtung der Arbeitssicherheit oder wie es heutzutage heißt, der „Organisation von Sicherheit und Gesundheit“, gibt
es verschiedene rechtliche Grundlagen aus dem staatlichen Regelwerk. Für die ehrenamtlichen Angehörigen von Feuerwehren
ist die DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ aber die maßgebliche Rechtsquelle. Des Weiteren bildet Sie für alle Angehörigen von
Feuerwehren den Stand der Technik ab.        

Im Absatz 1 des § 3 „Verantwortung“ der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ ist die folgende grundlegende Klarstellung zu
finden.

Die Unternehmerin oder der Unternehmer ist für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der im Feuerwehrdienst Tätigen
verantwortlich. Sie oder er hat für eine geeignete Organisation zu sorgen und dabei die besonderen Strukturen und
Anforderungen der Feuerwehr zu berücksichtigen.

Dies bedeutet, dass die Kommune aus den zu erwartenden Anforderungen an die Einsatzkräfte sowie die sich ergebenden
Gefährdungen, mit geeigneten Maßnahmen und Lösungen, die Sicherheit und Gesundheit der Einsatzkräfte sicherstellen muss.
Um es mit einem vergleichenden Beispiel etwas transparenter zu machen, kann man exemplarisch zwei Typen von Städten
bzw. Kommunen betrachten.

Um die Betrachtung der "Behandlung und Optimierung der persönlichen Schutzausrüstung zur Krankheitsvermeidung bei der
Feuerwehr“ erfassen zu können ist wichtig, dass definiert wird was dieses genau bedeutet.

Eine Erkrankung durch nicht optimierte bzw. angemessene Benutzung von PSA kann vieles bedeuten. Typische nicht
abschließende Beispiele sind:

mechanischen Einwirkung auf die Haut aufgrund schlechten Tragekomforts,
psychische Überlastung des Körpers aufgrund eines Hitzestaus,
Erkältung bzw. Infekt durch beispielsweise nicht den Witterungsbedingungen anpassten Kleidung
bakteriellen Infektion z.B. bei flächenlagen Hochwasser
Kontamination mit Gefahrstoffen z.B. im Rauchgas

Stand:05/2022
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Die Frage welche PSA notwendig ist um eine Krankheitsvermeidung sicherzustellen, soll an einem Beispiel von zwei
verschiedenen Kommunen aufgezeigt werden. Hier wird der Punkt der besonderen Strukturen und Anforderungen der
Feuerwehr verdeutlicht.

Kommune A

Diese ist sehr verdichtet und liegt umgeben von anderen großen Städten in einem Ballungsgebiet. Die Stadt ist industriell
geprägt mit ca. 100.000 Einwohnern. Ein Teilstück zweier Autobahnen, ein Kanal und ein Kraftwerk sowie weitere mittlere
Industriebetriebe liegen in der Zuständigkeit der Stadt. Es gibt hauptamtliche Kräfte, der Rettungsdienst wird von
hautamtlichen Kräften sichergestellt. Es gibt 7 Standorte der Freiwilligen Feuerwehr in der Kommune. Die Stärke der
hauptamtlichen Kräfte liegt bei 75 Personen und zusätzliche gibt es ca. 300 ehrenamtliche Kräfte.

Hauptsächliche Einsatzszenarien für die ehrenamtlich Tätigen:
kleine, mittlere und große Brandeinsätze bis hin zum Industriebränden, technische Hilfeleistungen innerorts, auf
Landstraßen und Autobahnen,

Kommune B

Diese ist eine Flächenkommune mit ca. 30.000 Einwohnern ohne angrenzende Städte. Umliegend sind große Wälder und
ein großer See. Der Rettungsdienst wird über den Kreis geregelt. Die Feuerwehr hat 14 Standorte, die aufgrund der
zeitlichen Anforderungen einzurichten sind. Die Einsätze werden rein von ehrenamtlichen Mitgliedern der Feuerwehr
absolviert. Es gibt keine hauptamtlichen Einsatzkräfte neben den 150 ehrenamtlichen Einsatzkräften.

Hauptsächliche Einsatzszenarien für die ehrenamtlich Tätigen:
kleine Brandeinsätze jeglicher Art, Sturm und Unwettereinsätze im Wald, Waldbrände und Flächenbrände in der Natur,
First Responder zur Unterstützung des Rettungsdienstes, technische Hilfeleistungen Innerorts, auf dem Wasser

Beim Vergleich dieser beiden Kommunen fällt auf, dass die Art der Einsätze, die Häufigkeit der Anforderungen von
ehrenamtlichen Kräften und auch die Struktur neben dem Einsatzgeschehen unterschiedlich sind.

Dies wird sich neben Fahrzeugen und den vorhandenen Organisationsstrukturen beim Beschaffen, Reinigen und Warten der
PSA natürlich auch in der Frage der Ausführung und der Menge der „Persönlichen Schutzausrüstungen“ widerspiegeln.

Mit dem Blick auf die Anforderung an die „Persönliche Schutzausrüstung“ wird dieses im Absatz 1 und 2 des § 14 „Persönliche
Schutzausrüstungen“ der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ tiefergehend konkretisiert.

Zum Schutz vor den Gefährdungen bei Ausbildung, Übung und Einsatz müssen geeignete persönliche Schutzausrüstungen
ausgewählt und zur Verfügung gestellt werden.

Zur Mindestausstattung gehören: Feuerwehrschutzkleidung, Feuerwehrhelm mit Nackenschutz, Feuerwehrschutzhandschuhe,
Feuerwehrschutzschuhe

Bei besonderen Gefahren müssen zusätzlich spezielle persönliche Schutzausrüstungen in ausreichender Anzahl vorhanden
sein, die in Art und Anzahl auf diese Gefahren abgestimmt sind.

Hieraus ergibt sich zum einen die Frage was bedeutet geeignet. Zum anderen kann man die Frage stellen, was sind besondere
Gefahren und wie wird die Zahl und die Art der PSA abgestimmt.  Diese Fragen bilden den Kern der Betrachtung und müssen in
einem ersten Schritt getrennt betrachtet werden.

Die Frage was bedeutet geeignete persönliche Schutzausrüstung ist die erste Frage die sich eine Unternehmerin bzw. ein
Unternehmer stellen muss. Hierzu gibt es bereits eine hilfreiche Information der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
(DGUV). Die DGUV Information 205-014 „Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung für Einsätze bei der Feuerwehr“
beschreibt welche PSA für welche Einsatztypen geeignet sind. Weiterführende Informationen sind in der DGUV Information 205-
020 „Feuerwehrschutzkleidung - Tipps für Beschaffer und Benutzer“ zu finden.

Neben der Einsatzkleidung, die an dieser Stelle als PSA betrachtet wird, besitzt in der Regel ein Mitglied der Feuerwehr
normalerweise noch „Übungskleidung“ und eine „Uniform für öffentliche Veranstaltungen“. Mit diesen Kleidungsstücken
werden alle Tätigkeiten in internen und in öffentlichen Veranstaltung einer Feuerwehr abgearbeitet.

In der Praxis ist es so, dass die Angehörigen der Feuerwehren in den meisten Fällen eine einzige „Einsatzkleidung“ besitzen.
Diese besteht neben einem Helm und ein Paar Stiefeln aus einer Einsatzjacke und einer Latzhose.

Die Einsatzkleidung ist in der Regel eine Kleidung, die für den Brandfall in Innenräumen geeignet ist. Sie muss besondere
Anforderungen für den Brandfall beispielsweise einer Beaufschlagung von Energie widerstehen. Im Bereich der Feuerwehr wird
umgangssprachlich der Begriff „HuPF Kleidung“ verwendet.
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Das Wort HuPF ergibt sich aus „Herstellungs- und Prüfungsbeschreibung für eine universelle Feuerwehrschutzkleidung“. Die
nach HuPF Kriterien geprüften Kleidungsstücke schützen die Einsatzkraft vor Energie von außen. Der Abtransport der
körpereigenen Energie wird aber materialbedingt ebenfalls gehemmt. Somit kann es unabhängig vom Einsatzgeschehen zu
einer Überhitzung der Trägerin bzw. des Trägers kommen.  

Zur Frage der EIGNUNG der PSA muss man immer die verschiedenen Einsatzlagen in den Kontext der Eignung miteinbeziehen
und diese hinterfragen.

Aufgrund fehlender Alternativen an PSA für die Einsatzkräfte muss im Straßenverkehr die Wahrnehmbarkeit sichergestellt sein.
So kommt es beispielsweise dazu, dass teilweise Einsatzkräfte über Stunden in Einsatzkleidungen für Brandeinsätze im
Innenangriff HuPF bei hochsommerlichen Temperaturen Ölspuren beseitigen.  

Dies führte beispielsweise bereits häufig zu Kreislaufproblemen bis zur Bewusstlosigkeit, da die Wärme des Körpers in einer
solchen PSA nicht gut bzw. ausreichend abgeführt werden kann.

Die Anforderungen an die PSA wären in diesem Einsatzfall (Beseitigen einer Ölspur im öffentlichen Straßenverkehr)
abweichend zum Brandeinsatz. Mit einer ausreichenden Sichtbarkeit bzw. Wahrnehmung im öffentlichen Verkehr gemäß DIN
EN ISO 20471, einem Witterungsschutz z.B. nach DIN EN 343 gegen Wind- und Wasser wären die grundsätzlichen Anforderung
an die PSA erfüllt.

Bei einer Flächenlage, wie im aktuellem Fall im Westen der Bundesrepublik zu sehen, sind ebenfalls die Einsatzkleidungen für
die Brandbekämpfung im Innenangriff nur bedingt geeignet. An dieser Stelle muss in Form einer Gefährdungsbeurteilung
geprüft werden, ob die vorhandene PSA für diese Tätigkeiten geeignet sind. Im Beispiel einer Flächenlage kommt neben der
Eignung an sich auch der zeitliche Aspekt in den Fokus. Somit muss man sich Fragen wie lange eine Einsatzkraft die Stiefel oder
die nassen Kleidungsstücke am Körper tragen kann und sollte. Bakterielle Entzündungen, wie beispielsweise Phelogmone
können bereits durch kleine Wunden und dem Tragen von feuchten Stiefeln über einen gewissen Zeitraum entstehen.
Unfallmeldungen bei den Unfallversicherern der Feuerwehren sind bereits für das Hochwasser vom Mitte Juli 2021 vorhanden.

Daraus kann man auf die weitere Forderung aus der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“ eingehen, die eine ausreichende
Anzahl einfordert.   

Die zeitkritische Notwendigkeit der Verfügbarkeit der PSA ist, unabhängig von einer Flächenlage in vielen Feuerwehren
zusätzlich eine Herausforderung. Wenn eine PSA gereinigt oder repariert werden muss, da sie durch äußere Einwirkungen oder
auch durch Schweiß verschmutzt ist, steht diese für die Zeit der Reinigung bzw. der Reparatur der Einsatzkraft nicht zur
Verfügung.

Dieses führt dazu, dass wenn keine ausreichende Anzahl von PSA zur Verfügung steht, die Einsatzkraft für diesen Zeitraum
ebenfalls nicht zur Verfügung steht.  In unserem Beispiel für die Kommune zwei kann dieses aufgrund von einsatztaktischen
Gründen zu Problemen führen.

Hier kommt unabhängig ein System hinter dem Einsatzgeschehen zum Tragen da immer mehr an Bedeutung gewinnt. Der
Transport, die Reinigung und die Bereitstellung der PSA in den einzelnen Standorten oder sogar Einsatzorten.  

Wenn die Eignung und auch die ausreichende Anzahl der PSA sichergestellt ist, muss um eine Krankheitsvermeidung zu
erreichen die Ausbildung bzw. Einweisung zur Handhabung von PSA für jede Einheit und jede Einsatzkraft sichergestellt sein.

Die sachgerechte Handhabung der PSA erfordert Einweisungen in die grundlegenden Punkte die mit der PSA in Beziehung
stehen. Empfohlen wird besonders die Bedienungs- und Betriebsanweisung der Hersteller zu beachten. Des Weiteren sind
nicht abschließend folgenden Punkte zu berücksichtigen  

Möglichkeiten sowie Grenzen der einzelnen Teile bzw. der gesamten PSA
Effekte bei Langzeitnutzung (z.B. Hitzestress, Feuchtigkeit, …)
Sachgerechte Lagerung und Pflege
Sicht- und Funktionsprüfung vor der Benutzung
Korrektes An- und Ablegen

Zusätzliche Anforderung an die Personen die für die Beschaffung, und Bereitstellung der PSA verantwortlich sind. Es ist
sinnvoll, diese Punkte vor der Anschaffung der PSA in die finanzielle und auch einsatztaktische Planung miteinzubeziehen.

Darstellung des Schutzumfanges und möglicher Schutzeinschränkungen
Sachgerechte Reinigung, einschließlich Trocknung und Imprägnierung
Dekontaminationsmöglichkeit
Ausmusterungskriterien wie beispielsweise Alterungsaspekte

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Behandlung und Optimierung der PSA zur Krankheitsvermeidung

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 71



Quellen

Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung auf der Basis einer Gefährdungsbeurteilung für Einsätze bei deutschen
Feuerwehren, DGUV Information 205-014
Feuerwehrschutzkleidung - Tipps für Beschaffer und Benutzer, DGUV Information 205-020

Eine Organisation innerhalb der Feuerwehr sollte vorhanden sein oder geschaffen werden, die sich mit der Beschaffung, der
Reinigung und Wartung sowie der Instandsetzung der PSA beschäftigt. Die Nutzungsdauer und der Nutzungsgrad kann durch
sinnvolle Beschaffungen verlängert und verbessert werden. Somit kann ggf. durch zusätzliche Kleidung für die Technische
Hilfeleistung, neben einer Verbesserung der Sicherheit und Gesundheit der Einsatzkräfte, eine Kostenersparnis erzielt werden.
Die teurere Hupf Kleidung kann beispielsweise durch weniger unnötige Waschzyklen länger und effizienter durch die
Einsatzkräfte genutzt werden.

Es ergibt sich um das Thema PSA im Gesamten zu lösen, beispielsweise folgendes Betrachtungsbild bzw. „Matrix“. Diese hat
keinen Anspruch auf Vollständigkeit, soll aber eine Möglichkeit der Visualisierung aufzeigen.

Des Weiteren muss vor einem Einsatz gesichert sein, dass die vorhandene PSA geeignet ist. Eine durch Regen durchnässte
Kleidung kann beispielsweise nicht in einem Innenangriff eines Wohnungsbrands verwendet werden. Ebenfalls ist Kleidung die
in einer Überschwemmungslage nach mehreren Stunden getragen wurde ordnungsgemäß und geeignet zu reinigen. Aufgrund
der Kontamination mit beispielsweise Fäkalien, Benzin, Diesel oder Heizöl ist diese unabhängig von den Kosten eventuell zu
entsorgen, um die Sicherheit und die Gesundheit der Einsatzkräfte sicherzustellen.

Gefährdung durch Gefahrstoffe

Eine Betrachtung sollte mit dem Blick auf die eine Kontaminationsverschleppung von Gefahrstoffen beispielsweise bei
Brandeinsätzen durchgeführt werden. Dort können je nach Brandlast und Brand Art verschiedenste Gefahrstoffe wie
beispielsweise Asbest oder Polyaromatische Kohlenwasserstoffe in die PSA des Einsatzkraft bzw. der Kleidung gelangen. Ein
einsatztaktisches Konzept, um die Verschleppung über die Fahrzeuge bis in die Feuerwehrhäuser zu verhindern, ist notwendig
und steuert in den Bereich der Persönlichen Schutzausrüstungen direkt hinein. Dieser Punkt wird im Rahmen dieser Serie
gesondert betrachtet. An dieser Stelle müssen alle Teile der PSA betrachtet werden. Dies schließt Handschuhe und
Flammschutzhauben und ggf. weitere Teile der Bekleidung mit ein.

Gefährdung durch biologische Stoffe 

Mit Blick auf die Ansprüche an die persönliche Schutzausrüstung sind gerade in der aktuellen pandemischen Lage die Kleidung
der Einsatzkräfte besonders zu betrachten. Bei Einsätzen zur Tragehilfe und zur Unterstützung des Rettungsdienstes sind
Angehörige der Feuerwehren vermehrt mit Patienten mit einer Covid 19 Infektion in Kontakt gekommen.

Es gibt auch weitere Felder bzw. Einsatzbereiche wo Feuerwehrangehörige beispielsweise Körperflüssigkeiten wie
beispielsweise Blut in Verbindung kommen. Bei Verkehrsunfällen mit eingeklemmten Personen oder sogenannten „First
Responder“ Einsätzen. In der zurzeit vorliegenden Flächenlage in NRW und Rheinland-Pfalz kann davon ausgegangen werden,
das gerade in der PSA der Einsatzkräfte, durch das Hochwasser verschiedene Erreger in Fäkalien wie Viren oder Bakterien,
Krankheiten auslösen.
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Das Sachgebiet „Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen“ der DGUV hat
sich mit Systemen befasst, bei denen in Einsatzjacken integrierte Brustgurte/-
schlaufen den Feuerwehr-Haltegurt ersetzen könnten. Dazu sind wichtige
Hinweise veröffentlicht worden, die hier zur Einsicht bereitstehen:

Haltegurt und andere Haltesysteme in der Feuerwehr

Stand:06/2022
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Aufgrund der internationalen Normung werden auf dem Markt über einen noch
unbestimmten Zeitraum Atemschutzgeräte mit Kennzeichnungen nach DIN-
Norm, EN-Norm, ISO-Standard sowie EN-Norm und ISO-Standard verfügbar sein.
Mit der DGUV Information 212-190 „Klassifizierung und Auswahl von
Atemschutzgeräten nach ISO-Standards“ wurde eine Ergänzung zur DGUV Re-gel
112-190 „Benutzung von Atemschutzgeräten“ veröffentlicht, in der die
spezifischen Merkmale eines Atemschutzgerätes, das die Vorgaben der ISO-
Standards erfüllt, erläutert werden.

Fachbereich AKTUELL FBFHB-031  - „Erläuterungen zur Klassifizierung und
zur Auswahl von Atemschutzgeräten für den Feuerwehrdienst“

Stand:06/2021
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1

Feuerwehrangehörige möchten manchmal auch im Dienst oder sogar im
Einsatzfall nicht auf ihre Ohrringe, Ohrstecker, Piercings oder ähnlichen
Schmuck verzichten. Dies kann jedoch durchaus zu schmerzhaften Verletzungen
führen. Denn gerade im Einsatzfall kommt es in der Regel dazu, dass durch den
Zeitdruck zügig z. B. die Oberbekleidung gewechselt wird. Bleibt dabei ein
Pullover oder sonstiges Kleidungsstück z. B. an einem Ohrstecker oder Piercing
hängen, können sehr leicht Ohrläppchen oder Augenbrauen angerissen werden.
Die Folge wäre eine sehr schmerzhafte Verletzung, die auch bleibende Narben im
Gesicht hinterlassen dürfte. Dies sollte wirksam verhindert werden.

Die Unfallverhütungsvorschrift Grundsätze der Prävention (DGUV Vorschrift 1) ist
auch im Bereich der Freiwilligen Feuerwehren zu beachten. Im § 15 „Allgemeine Unterstützungspflichten und Verhalten“ ist das
folgende Schutzziel geregelt:

(1) Die Versicherten sind verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des
Unternehmers für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sowie für Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen zu
sorgen, die von ihren Handlungen oder Unterlassungen betroffen sind. Die Versi​cherten haben die Maßnahmen zur Verhütung
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu
unterstützen. Versicherte haben die entsprechenden Anweisungen des Unternehmers zu befolgen. Die Versicherten dürfen
erkennbar gegen Sicherheit und Gesundheit gerichtete Weisungen nicht befolgen.

Insofern sind einzelne Feuerwehrangehörige verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unterweisung und
Weisung des Unternehmers für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit zu sorgen.  Das Tragen von Schmuckstücken kann
zu Verletzungen führen. Daher kann das Tragen von (hervorstehenden) Schmuckstücken insbesondere im Einsatzdienst als
Gefährdung bewertet werden.

Für den Fall, dass nicht sicher ausgeschlossen werden kann, dass Schmuck zu Verletzungen führen kann, sollte dieser immer
abgelegt werden. Piercings und Ohrringe, die nicht herausgenommen werden können, sollten zumindest wirksam abgeklebt
sein.

Eine einfache organisatorische Art und Weise die o. g. Gefährdungen zu minimieren, wäre eine dienstliche Anweisung des
Leiters der Feuerwehr. In einer solchen Anweisung kann das Tragen von gefährdenden Schmuckstücken im Feuerwehrdienst
generell verboten werden. Den Feuerwehrkräften obliegt dann die Pflicht diese Anweisung zu befolgen.

Stand:10/2019
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Quellen

Sport: Piercings und transdermale Implantate

Piercings können schick sein – aber auch gefährlich, zum Beispiel im
Dienstsport der Feuerwehren. Vor allem bei Handball, Fußball und anderen
Sportarten mit viel Körperkontakt können Mitspielerinnen und Mitspieler an
ungeschützten Piercings und Ohrringen hängenbleiben, sie komplett
herausreißen oder sich selbst daran verletzen. Darauf sollte aufmerksam
gemacht werden. Piercings und transdermale Implantate sollten deshalb beim
Sport tabu sein. Piercings und Ohrringe, die nicht herausgenommen werden
können, sollten zumindest wirksam abgeklebt sein.

Transdermale Implantate 

Bei Jugendlichen (zum Beispiel in Jugendfeuerwehren) und jungen Erwachsenen
sind derzeit transdermale Implantate als Schmuck angesagt, vor allem im Gesicht und auf dem Dekolleté. Der Schmuckstein
sieht aus, als sei er einfach auf die Haut geklebt. Tatsächlich aber hält ihn ein „Anker“, der fest unter der Haut implementiert
ist. Das Verletzungsrisiko ist nicht geringer als bei Piercings, zumal transdermale Implantate nicht vorübergehend entfernt
werden können. Das von ihnen ausgehende Verletzungsrisiko kann also nur durch Abkleben gemindert werden. 

Tipps für Sportbeauftragte oder Trainer/Trainerinnen in Feuerwehren 

Sportbeauftragte müssen entscheiden, ob durch die Übung oder Sportart Gefährdungen für die Kinder und Jugendlichen
bestehen. Uneinsichtige Sportler können von bestimmten Übungen oder vom Sportunterricht ausgeschlossen werden, wenn
sie weiterhin ihren Körperschmuck tragen oder nicht abkleben wollen. Die Verantwortung für die Sicherheit von Schülerinnen
und Schülern liegt immer beim Träger der Feuerwehr (Unternehmer) und der Feuerwehr. Unwirksam ist deshalb auch eine
schriftliche Erlaubnis der Eltern für das Tragen von Piercings beim Sport.

Stand:01/2020
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Die Rolle der oder des Sicherheitsbeauftragten

Für die betriebliche Sicherheit spielen die Sicherheitsbeauftragten eine wichtige Rolle. Sie sind:

Fachliche Ratgeberinnen bzw. Ratgeber für die Wehrführerin bzw. den Wehrführer, die Zugführerin oder den Zugführer und
die Gruppenführerin bzw. den Gruppenführer
Fachkundige Ansprechpersonen für ihre Kolleginnen und Kollegen
Vermittlerinnen bzw. Vermittler zwischen der Leiterin oder dem Leiter der Feuerwehr und den Feuerwehrangehörigen
Bestandteil der Arbeitsschutzorganisation in der Feuerwehr
Ein Vorbild in Sachen Arbeits- und Gesundheitsschutz

Gefährdungen zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken bzw. sie erst gar nicht entstehen zu lassen, beschreibt sich in der
Theorie einfacher, als es in der Praxis umzusetzen ist.

Die Übungsleiterin oder der Übungsleiter, die bzw. der ein Übungsobjekt vor der Feuerwehrübung nicht begeht, um nach
Gefahrenstellen zu suchen und Schutzmaßnahmen umzusetzen (zum Beispiel Absturzstellen in „Abbruchhäusern“ oder
Scheunen, stromführende Teile usw.)
Die oder der Feuerwehrangehörige, die bzw. der zulässt, dass zum Entzünden von Übungsfeuer, Brauchtumsfeuer oder an
Tagen der offenen Tür usw. Brandbeschleuniger (Benzin usw.) eingesetzt werden
Die Gerätewartin oder der Gerätewart, die bzw. der die Steckleiterprüfung nicht gewissenhaft nach den Prüfgrundsätzen
durchführt
Die oder der Feuerwehrangehörige, die bzw. der beim Arbeits- und Werkstattdienst vergisst, die notwendige
Schutzausrüstung anzulegen
Die Melderin bzw. der Melder, die bzw. der die Mannschaftstür des Löschgruppenfahrzeuges schon zuschlägt, obwohl der
Letzte noch nicht ausgestiegen ist
Die Maschinistin oder der Maschinist, die bzw. der nicht die Handgriffe eines Geräteauszuges benutzt (Quetsch- und
Scherstellen)

Es gibt sicherlich weitere Beispiele, die zeigen, dass Unfälle sowohl auf technische Ursachen als auch auf falsches Verhalten
zurückzuführen sind.

Diese Information soll der und dem angehenden wie auch der und dem erfahrenen Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr bei
ihrer bzw. seiner verantwortungsvollen Arbeit begleiten und ihr und ihm zweckdienliche Ansatzpunkte geben.

Die Aufgaben der bzw. des Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr

Die Sicherheit im Feuerwehrdienst sollte zum Ziel haben, alle vermeidbaren
Risiken schon im Voraus auszuschalten, damit es gar nicht erst zu einem Unfall
kommt. Als Beraterin bzw. Berater hat die bzw. der Sicherheitsbeauftragte der
Feuerwehr fachliche Kompetenz und steht den Feuerwehr-angehörigen vor Ort als
Ansprechpartnerin bzw. Ansprechpartner zur Verfügung.

Sie oder er sollte die Wehrführerin bzw. den Wehrführer unterstützen und Mängel
erkennen und auf deren Beseitigung hinwirken.

Zur ersten Orientierung sollten die und der Sicherheitsbeauftragte z. B. in
Erfahrung bringen:

Wann hat sich in Ihrer Feuerwehr der letzte Unfall mit einer Verletzung
ereignet? Die Unfallanzeigen und Einträge in das Verbandbuch können dazu
wichtige Hinweise liefern.
Gab es sogenannte „Beinahe-Unfälle“, das bedeutet unerwünschte Ereignisse, die einen Schaden oder eine Verletzung zur
Folge haben könnten?

Denn Ereignisse – mit und ohne Verletzungsfolgen – weisen auf mangelnde Sicherheit hin. Hier ist ein wertvoller Ansatz der
oder des Sicherheitsbeauftragten, hier muss er eingreifen und versuchen, vermeidbare Risiken zu beseitigen – und das nicht
nur einmal, sondern in ständiger Wiederholung. Denn Menschen machen immer wieder Fehler, die zu Unfällen führen können.
Dabei ist es wichtig in der Kommunikation, nicht Personen „vorzuführen“, sondern darauf hinzuwirken, dass sich Personen
sicherheitsgerecht verhalten.

Denn die Sicherheit ist kein „Selbstläufer“. Die oder der Sicherheitsbeauftragte ist gefordert und muss sich für ihre bzw. seine
Aufgabe aktiv einsetzen. Nachfolgend werden die wesentlichen Aufgaben der Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr im Detail
dargestellt:

Stand:05/2017
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Die Sicherheitsbeauftragten haben …

den Träger der Feuerwehr bei der Unfallverhütung zu unterstützen, zu beraten.
auf Unfallgefahren aufmerksam zu machen und erkannte Mängel zu melden.
das Vorhandensein der Schutzausrüstung zu kontrollieren.
auf das Benutzen bzw. Tragen der Schutzausrüstung zu achten.
die Feuerwehrangehörigen von der Notwendigkeit der persönlichen Schutzausrüstungen zu überzeugen.
bei Feuerwehrhäusern, Fahrzeugen und Geräten auf deren sicherheitstechnischen Zustand zu achten.
festzustellen, ob die Geräte in den vorgeschriebenen Zeitabständen geprüft werden; die Feuerwehrangehörigen zu
unfallsicherem Handeln anzuhalten.
aus Unfällen Rückschlüsse auf ähnliche Gefahren zu ziehen und auf deren Beseitigung hinzuwirken.

Die Rechtsstellung der Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr

Die Frage nach der juristischen Sicherheit bzw. den Möglichkeiten der Ausübung
der Aufgabe als Sicherheitsbeauftragte bzw. Sicherheitsbeauftragter der
Feuerwehr wirft immer wieder Fragen auf. Aus diesem Grund sei nachfolgend die
Rechtsstellung der und des Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr beschrieben.

Die bzw. der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr …

ist rechtlich den anderen Feuerwehrangehörigen gleichgestellt.
ist nicht für die Durchführung der Unfallverhütung und aller damit
zusammenhängenden Aufgaben verantwortlich.
ist weder zivil- noch strafrechtlich verantwortlich. Das gilt auch hinsichtlich
nicht erkannter Unfallgefahren.
hat ausschließlich unterstützende, beobachtende und beratende Funktion.
hat keine Aufsichts-, Weisungs- oder Anordnungsbefugnis.

Rechte der bzw. des Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr

Die bzw. der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr hat die Möglichkeit, in der
Feuerwehr jederzeit die ihr bzw. ihm übertragenen Aufgaben wahrzunehmen.
Insofern hat sie oder er eine rechtliche Selbstständigkeit. Die wesentlichen
Rechte der oder des Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr in der Ausübung
ihrer bzw. seiner Tätigkeit sind hier zusammengefasst.

Die oder der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr …

darf durch die Ausübung ihrer bzw. seiner Tätigkeit nicht benachteiligt
werden.
kann die Vorgesetzte oder den Vorgesetzten direkt ansprechen.
kann Feuerwehrangehörige direkt auf sicherheits- oder gesundheitswidriges
Verhalten hinweisen.
darf Verbesserungsvorschläge zum Arbeits- und Gesundheitsschutz machen
und auf ihre Durchführung hinwirken.
kann unmittelbar die Fachkraft für Arbeitssicherheit und/oder die
Betriebsärztin oder den Betriebsarzt der Stadt/Gemeinde ansprechen.
darf Informationen verlangen, die für ihren bzw. seinen Zuständigkeitsbereich wichtig sind.
kann Einsicht in Unfallanzeigen und Unfallstatistiken nehmen.
kann an Unfalluntersuchungen, Besichtigungen und Sitzungen teilnehmen.
kann jederzeit ihr bzw. sein Amt niederlegen.
darf zur Erfüllung ihrer bzw. seiner Aufgaben die notwendige Zeit aufwenden.

kann sich aus- und fortbilden lassen.

Pflichten der bzw. des Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr

Zur Unterstützung bei der Durchführung der Unfallverhütung hat die Gemeinde/Stadt unter Mitwirkung der Feuerwehr eine
Sicherheitsbeauftragte bzw. einen Sicherheitsbeauftragten auf freiwilliger Basis zu bestellen. Dennoch übernimmt die bzw. der
Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr Pflichten, die hier aufgeführt werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 13
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 16
S 26 - Der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr

Die bzw. der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr …

verpflichtet sich durch die Bestellung in ihrem bzw. seinem
Zuständigkeitsbereich, Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
zu unterstützen.
hat die Pflicht, die Vorgesetzte bzw. den Vorgesetzten über mögliche
Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz zu informieren.

verpflichtet sich, von Unfallanzeigen Kenntnis zu nehmen.

Diese und weitere Informationen sind auch der Broschüre der Unfallkasse NRW
mit dem Titel „Der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr“ [1197] (Stand 2007);
Informationen für Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehren zu entnehmen.

Mit der Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes betraute Personen
sind z. B. nach § 13 der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Vorschrift 1 [1259] beauftragte Personen, die eine schriftliche
„Pflichtenübertragung“ unterzeichnet haben. 
Sicherheitsbeauftragte sollen insbesondere die Wirksamkeit von Maßnahmen des Arbeitsschutzes beob​achten und so den
Unternehmer unterstützen. Dieser Personenkreis nimmt vor Ort wichtige Aufgaben des Arbeitsschutzes wahr und bedarf
deshalb der besonderen Unterstützung durch den Unternehmer.

Die Versicherten haben dem Unternehmer oder dem zuständigen Vorge​setzten jede von ihnen festgestellte unmittelbare
erhebliche Gefahr für die Si​cherheit und Gesundheit sowie jeden an den Schutzvorrichtungen und Schutz​systemen
festgestellten Defekt unverzüglich zu melden. Unbeschadet dieser Pflicht sollen die Versicherten von ihnen festgestellte
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit und Mängel an den Schutzvorrichtungen und Schutzsystemen auch der Fachkraft für
Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt oder dem Sicherheitsbeauf​tragten mitteilen.

(§ 16 DGUV Vorschrift 1  [1259], Besondere Unterstützungspflichten).
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Die Funktion der oder des Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr

Die Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr haben eine wichtige beratende Funktion. Der Gesetzgeber und die
Unfallversicherungsträger sehen diese Funktion dazu vor, den Träger des Brandschutzes (Unternehmer gem. § 2 Nr. 6 UVV
Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49 [1134] ; Oberbürgermeister, Bürgermeister) und die Leitung der Feuerwehr bei der Prävention
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu unterstützen. Die
Sicherheitsbeauftragten sind somit auch eine Art „viertes Paar Augen“ der „Wehrführerin“ oder des „Wehrführers“ und
handeln auch in ihrem bzw. seinem Auftrag.

Wenn es zu Unfällen im Feuerwehrdienst kommt, kann es besonders im Einsatz- und Übungsdienst zu Störungen im
Betriebsablauf kommen, die letztendlich auch den Einsatzerfolg mindern können. Erkranken bei größeren Unfällen gleich
mehrere Einsatzkräfte, oder werden diese sogar schwer verletzt, so kann z. B. gerade auch bei kleineren Löscheinheiten die
gesamte Einsatzbereitschaft der Feuerwehr infrage gestellt werden. Darüber hinaus verursachen vermeidbare Unfälle zum Teil
hohe Kosten für die Gemeinden, die für die Beitragszahlung zuständig sind. Dies ist gerade in Zeiten knapper finanzieller
Ressourcen der Gemeinden ein nicht zu unterschätzender Aspekt.

Um Unfälle wirksam zu verhindern, müssen Sicherheit und Gesundheitsschutz
effektiv in die Organisation der Feuerwehr eingebunden sein. Daher müssen in
den Feuerwehren Sicherheitsbeauftragte ausgebildet, schriftlich bestellt und von
der Leitung der Feuerwehr und letztendlich auch den einzelnen
Feuerwehrangehörigen unterstützt werden (siehe hierzu Kapitel 4.2. der DGUV
Regel Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001). [751]

Die formelle Bestellung der Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr sollte
durch die Leitung der Feuerwehr in Schriftform erfolgen. Im hauptamtlichen
Bereich der Feuerwehren ist der Personalrat bei der Bestellung der
Sicherheitsbeauftragten einzubinden. Die Funktion der bzw. des
Sicherheitsbeauftragten ist ein Ehrenamt. Die Rechtsgrundlage ergibt sich aus §
22 SGB VII und § 20 UVV Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1. [1259]

Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der Durchführung der
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu
unterstützen, sich insbesondere von dem Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung der vorgeschriebenen
Schutzeinrichtungen und persönlichen Schutzausrüstungen zu überzeugen und auf Unfall- und Gesundheitsgefahren für die
Versicherten aufmerksam zu machen (§ 22 Abs. 2 SGB VII in Verbindung mit § 36 Satzung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen
i. V. m. § 20 UVV Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1). [1259]

Sicherheitsbeauftragte sind praktisch ausgerichtete Helferinnen und Helfer der
Unternehmer, die die innerbetriebliche Infrastruktur der Prävention stärken
sollen, auch als Bindeglied zwischen Unternehmen und Versicherten. Sie sollen
dazu beitragen, möglichst breit einerseits Erfahrungen in der Prävention in die
Arbeitspraxis durch informierende Hinweise und Beobachtung der Alltagspraxis
an die Versicherten motivierend einfließen zu lassen und andererseits
Erfahrungen aus dieser Praxis rückkoppelnd für die Gewinnung von
Präventionsansätzen zu vermitteln.

Weisungsbefugnisse haben sie daher in dieser Eigenschaft nicht, können ihnen
zwar innerbetrieblich übertragen werden; bei ihrer Wahrnehmung handeln sie
dann aber nicht als Sicherheitsbeauftragte. Eine straf- oder zivilrechtliche
Verantwortung folgt aus ihrer Funktion nicht. Sie sind neben ggf. erforderlichen
Sicherheitsfachkräften (Fachkräfte für Arbeitssicherheit der Gemeinden) nach
dem Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) zu bestellen, diese können nicht zugleich
Sicherheitsbeauftragte sein, ebenso wenig wie Personen, denen nach § 9 OWiG
Unternehmerpflichten übertragen werden, weil sie insoweit Unternehmerfunktion haben (vergleiche hierzu Ricke in Kasseler
Kommentar zum Sozialversicherungsrecht, 2016, § 22 SGB VII).
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 20
Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Sicherheit im Feuerwehrdienst, DGUV Information 205-010
S 26 - Der Sicherheitsbeauftragte der Feuerwehr

Die Sicherheitsbeauftragten sind sowohl für den Unternehmer als auch für die
Feuerwehrkameradinnen und Feuerwehrkameraden fachkundige
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in Sachen Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Daher müssen die Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr
über fundiertes theoretisches und praktisches Wissen verfügen. Dieses Wissen
für die Sicherheitsbeauftragten wird durch die Unfallkassen seit vielen Jahren
durch spezielle praxisorientierte Seminarreihen angeboten und vermittelt. Damit
die oder der Sicherheitsbeauftragte stets über aktuelle Entwicklungen in der
Prävention von Unfällen im Feuerwehrdienst informiert ist, sollte die Leiterin oder
der Leiter der Feuerwehr ihre bzw. seine Sicherheitsbeauftragten dazu anhalten,
an den Aus- und Fortbildungsseminaren teilzunehmen. Die
Sicherheitsbeauftragten werden somit intensiv durch die Wehrführerin oder den
Wehrführer und die Unfallkasse bei ihrer Arbeit vor Ort unterstützt.

Für den Feuerwehrdienst stehen den Sicherheitsbeauftragten sehr praxisorientierte Handlungshilfen zur Verfügung, die im
Medienverzeichnis der Unfallkassen kostenlos heruntergeladen werden können. Zu empfehlen sind insbesondere die
Broschüre „Der Sicherheitsbeauftragte in der Feuerwehr“ und die DGUV Information 205-010 [1108] (frühere GUV-I 8651)
„Sicherheit im Feuerwehrdienst“. Auch zu bestellen unter medienversand@unfallkasse-nrw.de.
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Musterformular:

Meldung einer
Gefährdung / Belastung
im Feuerwehrdienst /
Feuerwehrhaus

Laden Sie sich das
Formular
als PDF oder WORD herunter.

Zu den Aufgaben der Sicherheitsbeauftragten in der Feuerwehr gehört es
insbesondere den Träger der Feuerwehr bei der Unfallverhütung zu unterstützen
und zu beraten.

Weiterhin sollen die Sicherheitsbeauftragten auf Unfallgefahren aufmerksam
machen und erkannte Mängel melden. Träger der Feuerwehr ist die sogenannte
Unternehmerin/der Unternehmer bzw. die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister.

Die Sicherheitsbeauftragten sind eine Art „zweites Paar Augen“ der Leiterin oder
des Leiters der Feuerwehr und handeln auch in ihrem bzw. seinem Auftrag. Eine
straf- oder zivilrechtliche Verantwortung folgt aus ihrer Funktion heraus jedoch
nicht.

Die Meldung zu Gefahrenstellen, z. B. im Feuerwehrhaus an die zuständigen Stellen in der Stadt-/Gemeindeverwaltung, kann
grundsätzlich auf unterschiedliche Weise, z. B. in mündlicher oder schriftlicher Form, erfolgen. Es wird jedoch empfohlen, die
Meldungen des Sicherheitsbeauftragten in Schriftform zu verfassen. Dass dies problemlos ohne großen „bürokratischen“
Aufwand möglich ist, zeigt das hier dargestellte Mustermeldeformular.

Für den Fall, dass seitens der Stadt- oder Gemeindeverwaltung konkret noch keine Person für die Mängelbeseitigung (zum
Beispiel im Feuerwehrhaus) benannt wurde, sollte die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr diese wichtige Information
einfordern. In der Praxis zeigte sich oft, dass die Verantwortlichkeiten nicht immer klar genug geregelt sind.

Die Meldung von konkreten Gefährdungen in Schriftform bietet gleich mehrere
Vorteile:

Geordnete und systematische Informationsübermittlung an die zuständigen
und zu beteiligenden Stellen in der Feuerwehr oder der Stadt-
/Gemeindeverwaltung
Vermeidung von Fehlinterpretationen bei der mündlichen Übermittlung von
Mängelmeldungen
Möglichkeit der „Wiedervorlage“ für Dienstbesprechungen der Feuerwehr
oder Sitzungen des Arbeitssicherheitsausschusses der Stadt/Gemeinde
Leichtere Kommunikation anhand der Meldung mit der Fachkraft für
Arbeitssicherheit der Stadt/Gemeinde
Hilfe bei der Unterweisung z. B. zu Gefahrenstellen im Feuerwehrhaus
Leichtere Aufnahme in die zu erstellende Gefährdungsbeurteilung der Stadt-/Gemeindeverwaltung
Einfache Möglichkeit der Archivierung, so dass z. B. kein Wissen verlorengeht, wenn der Sicherheitsbeauftragte wechseln
sollte
„Erinnerungsmöglichkeit“: Hinweis auf die übermittelte Mängelmeldung an die Stadt/Gemeinde mit Datum vom XX.YY.ZZ.
an Frau YY oder Herrn XX, wenn Mängel nicht rechtzeitig durch die Verwaltung abgestellt wurden
Der Stadt-/Gemeindeverwaltung wird die Bearbeitung der Mängelbeseitigung erleichtert, da die Mängel konkret benannt
werden

Die Löschzugführung kann z. B. als nächste zuständige Stelle den in der Mängelmeldung beschriebenen Sachverhalt im
Bedarfsfall nochmals auf seine Richtigkeit hin überprüfen. Dies kann z. B. durch eine einfache Inaugenscheinnahme der
Gefährdung (z. B. defektes Arbeitsmittel, unzulässige Einschränkung der Verkehrswegbreiten oder einer gefährlichen
Arbeitsweise) erfolgen.

Die Löschzugführung kann dann nachfolgend entscheiden, ob direkt Schutzmaßnahmen zu ergreifen sind (z. B. defektes Kabel
im Schulungsraum der Verwendung entziehen). Manchmal ist evtl. auch eine Beratung durch die Fachkraft für Arbeitssicherheit
der Stadt/Gemeinde erforderlich. Die Kontaktdaten sollte die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr im Bedarfsfall bei der Stadt-
/Gemeindeverwaltung erfragen.

Nachfolgend sollte die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr die erforderlichen Maßnahmen aufgrund der evtl. übertragenen
Verantwortung (vergleiche „Pflichtenübertragung“, § 3 Abs. 2 DGUV Vorschrift Feuerwehren) oder nach einem
Abstimmungsgespräch mit dem Träger der Feuerwehr auf den Weg bringen.

Zum Schluss können die veranlassten Maßnahmen und die Resultate der Wirksamkeitsüberprüfung der Trägerin oder des
Trägers der Feuerwehr (vergleiche § 3 Arbeitsschutzgesetz) auf einer Kopie der Mängelmeldung und in der
Gefährdungsbeurteilung in Form eines Kurzvermerks dokumentiert werden. Diese Unterlagen können sehr wichtig werden,
wenn in einem Schadensfall ermittelt werden muss, wer für die Mängelbeseitigung verantwortlich war und ob und wie die
Beseitigung der Mängel organisiert wurde.

Stand:09/2020

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Meldungen des Sicherheitsbeauftragten der Feuerwehr zu Gefährdungen und Belastungen

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 82



Quellen

Sicherheitsbeauftragte, DGUV Information 211-042

Zur Verantwortung und zu den Aufgaben der Leiterin oder des Leiters der Feuerwehr in Bezug auf Sicherheit und Gesundheit
wird auf die Berichterstattung in diesem Portal hingewiesen.

Musterformular:

Meldung einer Gefährdung / Belastung im Feuerwehrdienst / Feuerwehrhaus

Laden Sie sich das Formular als PDF oder WORD herunter.
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Quellen

Feuerwehren, DGUV Regel 105-049

Feuerwehrangehörige, denen Führungsaufgaben obliegen, haben für die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der ihnen unterstellten
Feuerwehrangehörigen zu sorgen (§ 3 (3) Verantwortung, UVV Feuerwehren,
DGUV Vorschrift 49).

Die vor Ort eingesetzten Feuerwehr-Führungskräfte müssen sich ihrer Ver​‐
antwortung für die ihnen unterstellten Feuerwehrangehörigen bewusst sein.
Dennoch kann es Einsatzsituationen geben, bei denen eine plötzli​che,
unvorhersehbare Lageänderung die Sicherheit und Gesundheit der eingesetzten
Kräfte bedrohen, ohne dass die Führungskraft rechtzeitig re​agieren kann.

Die Pflicht zur Fürsorge und zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit gegenüber den
Einsatzkräften muss beachtet werden (z. B. durch rechtzeitige Ablö​sung, ausreichende Pausen, wirksame Hygiene,
Verpflegung).

Grundsätzlich sind die Vorschriften- und Regelwerke zu Sicherheit und Gesundheitsschutz sowie das feuerwehrspezifische
Regelwerk zu berücksichtigen.

Zu diesen Vorschriften- und Regelwerken zählen u. a.

staatliche Arbeitsschutzvorschriften und zugehörige Technische Regeln
DGUV Vorschriften, konkretisiert in Regeln, Informationen und Grundsätzen der DGUV bzw. der zuständigen
Unfallversicherungsträger
die jeweiligen landesrechtlichen Regelungen sowie Feuerwehr-Dienstvorschriften
anerkannte Regeln der Technik (z. B. DIN, VDE)

Hinweis:
Der vorstehende Text zum Thema „Die Verantwortung der Führungskräfte der Freiwilligen Feuerwehr“ ist der Nummer 2.1 der
DGUV Regel 105-049 Feuerwehren (Stand: Juni 2018)  entnommen.

Stand:03/2020
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN, Drucksache 17/4313

Auch ehrenamtliche Feuerwehrangehörige haben einen Anspruch auf
sicherheitsgerechte Feuerwehrhäuser. Gemäß den rechtsverbindlichen
Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschrift (UVV) Feuerwehren ist die
Unternehmerin oder der Unternehmer dafür verantwortlich, dass bauliche
Anlagen so eingerichtet sind und betrieben werden, dass insbesondere unter
Einsatzbedingungen Gefährdungen von Feuerwehrangehörigen vermieden
werden sowie Feuerwehreinrichtungen und persönliche Schutzausrüstung sicher
untergebracht, bewegt oder entnommen werden können (siehe hierzu §§ 12
Absatz 1 und 27 Unfallverhütungsvorschrift Feuerwehren, DGUV Vorschrift 49).

Auch der aufgrund des § 2 Absatz 1 der UVV DGUV Vorschrift 1 Grundsätze der Prävention zu beachtende § 3 a
Arbeitsstättenverordnung stellt die Pflichten der Unternehmerin oder des Unternehmers zum Einrichten und den Betrieb von
Arbeitsstätten klar (hier im Sinne eines Feuerwehrhauses):

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten so eingerichtet und betrieben werden, dass Gefährdungen für die
Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten möglichst vermieden und verbleibende Gefährdungen möglichst gering
gehalten werden (…) (§ 3 a Absatz 1 Arbeitsstättenverordnung).

Die Trägerin oder der Träger der Feuerwehr ist als Unternehmerin bzw. Unternehmer für die sichere Gestaltung der baulichen
und technischen Einrichtungen sowie die gesundheitsgerechten Bedingungen für die Feuerwehrangehörigen verantwortlich.
Dazu müssen sowohl beim Neu- und Umbau von Feuerwehrhäusern , als auch für den Betrieb die erforderlichen baulichen,
technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen werden (DGUV Information 205-008 Sicherheit im Feuerwehrhaus,
Seite 6, Einleitung).

Für den möglicherweise erforderlichen Neu- und Umbau von Feuerwehrhäusern muss die Unternehmerin oder der Unternehmer
folglich auch finanzielle Mittel einplanen und letztendlich auch für die Umsetzung der Bauvorhaben bereitstellen.

Oftmals wird jedoch in der Praxis von zum Teil um viele Jahre verschobene Bauplanungen zur Beseitigung von
Sicherheitsmängeln berichtet. Die Begründung einiger Stadtverwaltungen erfolgt dann mit dem Hinweis, dass keine oder
zumindest nur geringe finanzielle Mittel zur Verfügung stehen würden.

Der Landtag NRW hat sich aufgrund einer Kleinen Anfrage bereits mit der Frage der finanziellen Förderungsmöglichkeiten
gerade kleinerer Feuerwehren befasst. In diesem Zusammenhang wird auf die Kleine Anfrage 1623 vom 22.10.2018
(Landtagsdrucksache 17/4313 vom 21.11.2018) hingewiesen. Die Kernfrage lautet dort: Wie wird eine angemessene,
gleichwertige Ausstattung der Feuerwehren in ländlichen Flächenkommunen gewährleistet?

In der Anfrage an den Landtag NRW ging es insbesondere um die hier auszugsweise wiedergegebenen Themen. Zunächst folgt
jedoch ein Auszug aus der Vorbemerkung zu der oben genannten Anfrage:

(…) Zu den wichtigsten Aufgaben der Kommunen gehört die Brandsicherheit, die insbesondere in größeren Städten durch
Berufsfeuerwehren, aber im ländlichen Bereich häufig eben nur durch Löschzüge der freiwilligen Feuerwehr gewährleistet
werden kann. Darüber hinaus ist die Feuerwehr bei Unfällen, Katastrophen und in anderen Notsituationen im Einsatz.

Dies erfordert eine adäquate Ausstattung der Feuerwehren, um die Sicherheit der im Einsatz befindlichen Feuerwehrleute sowie
der Rettungsopfer zu ermöglichen. Gerade in den Bereichen großer Flächenkommunen mit mehreren, teils sogar entlegeneren
Ortsteilen und Ortszentren, ist die Aufgabe für die Kommunen als Trägerinnen nur schwer finanziell zu stemmen.  Wo in
größeren Städten oftmals nur eine oder wenige konzentrierte Feuerwehrwachen ausreichen, muss in den großen
Flächenkommunen häufig in jedem Ortsteil eine Feuerwehrwache mit dazugehörigem Personal, Technik, Fuhrpark und
sonstiger Ausstattung vorgehalten werden. Nur so kann die Feuerwehr dort flächendeckend schnell vor Ort sein. Doch auch die
Ausstattung der Feuerwehrhäuser selbst benötigt eine entsprechende Pflege und ggf. sogar Investition. Angefangen von
Umkleide- und Aufenthaltsräumen über Lagerungsmöglichkeiten  für Equipment bis hin zur hauseigenen Technik. Vielerorts
sind grundlegende infrastrukturelle Erneuerungen notwendig. (…). 

(Auszug aus der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage; Landtagsdrucksache 17/4313).

Stand:11/2020
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008
Arbeitsstättenverordnung, ArbStättV
Landtagsdrucksache 17/4313 vom 22.09.2021 zu der Kleinen Anfrage 1623 vom 22. Oktober 2018

 

Die Frage Nr. 3 lautet: Welche finanziellen Förderungsmöglichkeiten gibt es für Kommunen seitens des Landes und
anderer, um Investitionen im Bereich ihrer Feuerwehren durchführen zu können? (…).

Antwort der Landesregierung (Auszug):

Das Land NRW leistet Zuschüsse zu den Kosten des Brandschutzes der Gemeinden. So erhalten die Kommunen jährlich
vom Land NRW aus der Feuerschutzsteuer eine fachbezogene Investitionspauschale für Zwecke des Feuerschutzes. Diese
pauschale Förderung hat seit 2002 eine finanzielle Förderung von Einzelprojekten, die mit hohem Verwaltungsaufwand
verbunden war, abgelöst und sich bewährt. (…).

Mit dem Förderprogramm „Kapitel 1 Kommunalinvestitionsförderungsgesetz (KInvFG)“ hat der Bund Mittel für kommunale
Investitionen in verschiedenen Bereichen der Infrastruktur bereitgestellt. In den Förderbereichen „Luftreinhaltung“ und
„Städtebau (ohne Abwasser) einschließlich altersgerechter Umbau, (…) können Kommunen u. a. auch Investitionen im
Bereich der Feuerwehren tätigen. So können unter bestimmten Voraussetzungen Fahrzeuge sowie mobile Maschinen und
Geräte der Feuerwehr beschafft oder Baumaßnahmen an Gebäuden der Feuerwehr durchgeführt werden.

Die Mittel wurden vom Bund für Investitionen von finanzschwachen Kommunen im Zeitraum von Juli 2015 bis Ende 2020
bereitgestellt (Ausnahme sind ÖPP-Maßnahmen, für die ein 1 Jahr längerer Förderzeitraum gilt.). Die Verteilung der
Fördermittel in Nordrhein-Westfalen wurde durch das Gesetz zur Umsetzung des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen (KInvFöG NRW) geregelt. Die Mittel wurden den
betreffenden Kommunen mittels Bescheid pauschal zur Verfügung gestellt. Die Kommunen entscheiden somit selbst,
welche Maßnahmen mit den Fördermitteln umgesetzt werden.

(Antwort zu Frage Nr. 3; Landtagsdrucksache 17/4313).

 Die Frage Nr. 4 lautet: Welche weiteren Lösungen und Hilfen sieht die Landesregierung für solche Kommunen?

Antwort der Landesregierung:

Die Landesregierung hält die dargestellten Maßnahmen, Fördermöglichkeiten und Zuschüsse für ausreichend, damit die
Gemeinden in Zusammenarbeit mit den Kreisen ihren gesetzlichen Aufgaben nach dem BHKG nachkommen können.

(Antwort zu Frage Nr. 4; Landtagsdrucksache 17/4313).

Die vollständige Landesdrucksache 17/4313 zu der Kleinen Anfrage 1623 vom 22. Oktober 2018 ist hier im Portal einsehbar.
Auf die Berichterstattung in diesem Portal mit dem Titel Förderprogramm „Feuerwehrhäuser in Dörfern 2021“ wird in diesem
Zusammenhang hingewiesen.
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Ist eine Einbindung von Menschen mit Behinderung in die Jugendfeuerwehr /
Freiwillige Feuerwehr möglich?

Zu dieser Fragestellung positionierten sich der Deutsche Feuerwehrverband und
die Deutsche Jugendfeuerwehr mit dem vorliegenden Papier und stoßen damit
einen innerverbandlichen Diskussions- und Handlungsprozess an.

In dem Papier werden neben den Möglichkeiten für die Einbindung in die
Jugendfeuerwehr mit Fallbeispielen und Praxisbeispielen aus Freiwilligen
Feuerwehren auch Empfehlungen für eine gelingende Inklusion gegeben.

Das Positionspapier kann hier eingesehen werden.
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Die Kinderfeuerwehr ist jetzt auch in die neue Unfallverhütungsvorschrift DGUV
Vorschrift 49 „Feuerwehren“ aufgenommen wurden.

Der § 17 „Kinder und Jugendliche in der Feuerwehr“ der
Unfallverhütungsvorschrift „Feuerwehren“ (DGUV Vorschrift 49) definiert den
Umgang mit Kindern und Jugendlichen innerhalb einer freiwilligen Feuerwehr.

Kinder und Jugendliche sind als Feuerwehrangehörige geeignet zu betreuen und
zu beaufsichtigen. Ihr körperlicher und geistiger Entwicklungsstand sowie der
Ausbildungsstand sind beim Feuerwehrdienst zu berücksichtigen.

Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Kinder und
Jugendliche als Feuerwehrangehörige am Dienst der aktiven Feuerwehrangehörigen nur nach landesrechtlichen Bestimmungen
und nur außerhalb des Gefahrenbereichs unter Aufsicht erfahrener Feuerwehrangehöriger mitwirken.

Empfehlungen der Unfallkasse NRW für Kinderfeuerwehren in Nordrhein-Westfalen

Stand:06/2022
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Richtlinien werden an Kinderfeuerwehren verteilt

Die Kinderflamme ist ein Abzeichen, dass in Anerkennung für erworbene
Kompetenzen in der Kinderfeuerwehr an Angehörige der Feuerwehren bis zum
vollendeten 12. Lebensjahr verliehen werden kann.

Nach dem erfolgreichen Erprobungsbetrieb und pandemiebedingten
Verzögerungen werden im März/April die Richtlinien der Kinderflamme an die
Kinderfeuerwehren verteilt. Der Richtlinien-Ordner wird allen
Kinderfeuerwehren mit Abnahmeberechtigten kostenfrei zur Verfügung
gestellt. Enthalten sind das Regelwerk, Abnahmebögen, die auch als
Druckvorlage digital zur Verfügung gestellt werden, sowie Bildkarten. Bei der Materialauswahl wurde Wert auf
Langlebigkeit und Handhabungsfreundlichkeit gelegt: Daher sind die einzelnen Seiten aus schwerem Papier und
folienkaschiert; so können sie auch draußen zum Einsatz kommen, weil sie nahezu reißfest sind und ihnen auch leichter
Regen nichts anhaben kann.

Die Kinderflamme ist auf aufgrund mehrfacher Anregungen von verschiedenen Kinderfeuerwehren und, weil es ein Pendant in
der Jugendfeuerwehr gibt, von der AG KF NRW konzipiert worden. Zum Konzept der Kinderflamme gehört auch eine Schulung für
Abnahmeberechtigte. Bis heute konnten bereits in über 100 Feuerwehren, verteilt über alle fünf Regierungsbezirke, rund 450
Abnahmeberechtigte geschult werden.

Nach ersten Schulungen von Abnahmeberechtigten in 2018 haben in den Jahren 2019 und 2020 rund 400 Kinder die
Kinderflamme erfolgreich abgelegt. Diese beiden Jahre sind insbesondere für Anpassungen am Konzept genutzt worden.
Zahlreiche Rückmeldungen der Abnahmeberechtigten und auch von Kindern selbst wurden bei der Entwicklung der
Kinderflamme berücksichtigt und haben auch bestätigt, dass mit dem Angebot der Kinderflamme ein großer Wunsch der
Kinderfeuerwehren nach einem solchen Abzeichen erfüllt wird. Bis heute sind die Kinderflammen an mehr als 1.000 Kinder
verliehen worden.

Mit der Kinderflamme werden attraktive und vor allem altersgruppengerechte Zwischenziele geschaffen und so die Kinder
motiviert, aktiv an den Gruppenstunden und weiteren Veranstaltungen der Kindefeuerwehr teilzunehmen, ihre Kompetenzen
auszubauen sowie dauerhaft zu festigen. Weiterhin stellt die Kinderflamme auch den persönlichen Wissensstand nach außen
dar und soll helfen die Mitglieder an die Mitwirkung in der Jugendfeuerwehr heranzuführen. Die Kindeflamme kann und soll
daher als Gegenwert zum Engagement der Kinder in ihrer Kinderfeuerwehr angesehen und wertgeschätzt werden. Darüber
hinaus ist die Kinderflamme Anreiz für die Kinderfeuerwehrwarte, die Gruppenstunden vielfältig zu gestalten und den Kindern
landesweit einheitliche Kompetenzen zu vermitteln.

Es ist zu betonen, dass es sich bei der Vorbereitung und der Abnahme der Kinderflamme um ein Angebot im Rahmen der
Kinderfeuerwehr handelt, bei dem der Spaß für die Mitglieder nicht zu kurz kommen darf. Aus diesem Grund ist die Abnahme
der Kinderflamme grundsätzlich ein freiwilliges Angebot.

„Kinderfeuerwehren sind, und das zeigen nicht nur die Jahresstatistiken, sondern auch die Rückmeldungen und
Erfahrungen aus den einzelnen Kinderfeuerwehren, eine ein Erfolgsmodell und eine Bereicherung für die Feuerwehren.
Ich möchte an dieser Stelle ganz besonders der AG KF NRW für ihre großartige Arbeit meinen Dank aussprechen. Die
Kinderflamme ist ein wunderbares und vor allem altersgerechtes Angebot für Kinderfeuerwehren.“

Dr. Jan Heinisch

Vorsitzender des VdF NRW

Die Kinderflamme wird in drei Stufen verliehen. Dabei bauen die Stufen teilweise aufeinander auf. Hier eine Übersicht über die
Aufgaben:

Stand:05/2022
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Stufe 1

Absetzen eines Notrufs
Die Aufgaben der Feuerwehr
Suchen und Auffinden einer vermissten Person
Wahlpflichtbereich: Kreativität, Soziales, Kochen/Backen

Stufe 2

Auffinden einer verletzten, ansprechbaren Person
Das Verbrennungsdreieck
Die Bedeutung relevanter Verkehrszeichen
Zielschießen mit Wasser
Sport, Ausdauer

Stufe 3

Auffinden einer bewusstlosen Person
Der richtige Umgang mit Kerze und Streichholz
Die Bedeutung relevanter Rettungszeichen
Die Geschichte der Feuerwehr
Sport, Ausdauer

Je erfolgreich abgelegter Stufe erhalten die Kinder vom VdF NRW ein Abzeichen und eine Urkunde. Für die Beantragung wurde
extra ein Online-Tool erstellt, um die Kinderflammen komfortabel bestellen zu können. Urkunden und Abzeichen sind Teil der
Förderung des Innenministeriums und somit stellen für die Feuerwehren ein kostenloses Angebot dar. In naher Zukunft besteht
zusätzlich die Möglichkeit die Stufen mittels Aufklebern auf dem neuen Kinderfeuerwehr-Ausweis zu dokumentieren.

Hinweis:

Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin "FEUERWEHReinsatz:nrw 4/2022" entnommen.
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Der Deutsche Feuerwehr Verband (DFV) hat im Hinblick auf die gegenwärtig diskutierte mögliche Energiemangellage in diesem
Winter, die Information zum „Umgang mit der Energiemangellage in den Feuerwehrhäusern“ veröffentlicht.

In der Information geht es zum Beispiel um die Nutzung von Warmwasser im Feuerwehrhaus, die Funktionsfähigkeit von
Atemschutzgeräten, wasserführenden Fahrzeugarmaturen sowie um die Trocknung von nasser Schutzkleidung.

Die Information des DFV ist hier im Portal einsehbar.

Stand:11/2022
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Quellen

Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG)
Gefahrenabwehrbericht des Innenministeriums 2016

Die Kernaufgabe der Feuerwehren ist die Sicherstellung des Brand- und
Katastrophenschutzes in Nordrhein-Westfalen (NRW). Im Jahr 2016 wurden die
Feuerwehren in NRW zu circa 213.000 Einsätzen gerufen. Die ehrenamtlichen
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren leisteten im Jahr 2016 circa 80 % der
Aufgaben des gesamten Brand- und Katastrophenschutzes des Landes NRW. Die
restlichen 20 % werden von Berufsfeuerwehrleuten im Beamtenverhältnis
wahrgenommen.

Der demographische Wandel innerhalb der Gesellschaft wirkt sich auch auf die
Freiwilligen Feuerwehren aus und stellt diese vor große Herausforderungen. Die
bis Ende 2015 geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen und die daraus
resultierenden straffen Strukturen der Freiwilligen Feuerwehren erschwerten es, diese Anforderungen zu erfüllen.

Seit Jahren konstant steigende Einsatzzahlen und die immer umfangreicher werdenden Aufgaben, sowie Tätigkeiten, bedingen
einen wachsenden Personalbedarf. Dieser konnte mit den bisherigen Strukturen nicht gedeckt werden.

Mit dem Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz des Landes NRW (BHKG) sollen diese
Strukturen geöffnet und den Kommunen die Möglichkeit gegeben werden, die Freiwilligen Feuerwehren zukunftsfähig zu
gestalten.

Es ist zum 01. Januar 2016 in Kraft getreten. 
Im § 9 des BHKG findet sich der folgende Absatz:

„Einer Freiwilligen Feuerwehr können auch Personen angehören, die freiwillig und ehrenamtlich zur Erfüllung
der Aufgaben der Feuerwehr nach diesem Gesetz auf andere Weise als durch die Mitwirkung im Einsatzdienst
beitragen.“

Das BHKG bewirkt große Veränderungen in den bisherigen Strukturen der Freiwilligen Feuerwehren. Die Möglichkeit, eine
spezielle Gruppe innerhalb der Feuerwehr zu gründen, ist geschaffen worden. Diese wird als Unterstützungseinheit bezeichnet
und kann verschiedenste Aufgaben haben. Die jeweilige Leitung der Feuerwehr definiert diese Aufgaben und entscheidet über
die Anforderungen an die dort tätigen Personen. So können neue Personen bzw. Personengruppen, wie Menschen mit
Behinderungen, in die Freiwilligen Feuerwehren eintreten.

Die Tätigkeiten, die von Angehörigen der Unterstützungseinheit ausgeführt werden können, sind beispielsweise das Fahren von
Einsatzfahrzeugen zur Hauptuntersuchung oder die Zubereitung von Verpflegung im Feuerwehrdienst. Viele zukünftige
Mitglieder werden keine klassische Feuerwehrausbildung haben und zukünftig auch keine machen. Sie sollen durch ihre
Tätigkeit die Angehörigen der Einsatzabteilung entlasten.

Dies muss zu einer neuen Betrachtung der Organisation der Freiwilligen Feuerwehren unter verschiedenen Gesichtspunkten
führen. Das System der Freiwilligen Feuerwehr wird um Personen erweitert, die nicht in die bisherigen stringenten Strukturen
einzuordnen sind. Die Unterschiede in den Bereichen der Ausbildung, der Übungsintensität sowie den regelmäßig
nachzuweisenden körperlichen Eignungen sind Beispiele, die die Sicherheit und Gesundheit der Mitglieder direkt
beeinflussen.

Die neuen Personengruppen bewegen sich mit anderen Voraussetzungen im System der jeweiligen Freiwilligen Feuerwehren
und benötigen mehr Aufmerksamkeit im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheit.

Die Beschaffenheit von vorhandenen Gebäuden und Arbeitsmitteln sind oft nicht auf die Belange von Personen über dem 60.
Lebensjahr oder Menschen mit Behinderungen ausgerichtet.

Das nicht Vorhandensein bzw. die sichere Nutzung von Sanitärräumen oder Treppen durch Menschen mit Behinderungen z.B.
in Feuerwehrhäusern bringen neue Herausforderungen mit sich, die Kommunen mittels Investitionen ausgleichen müssen.

Die Frage nach Unterweisungen und Dienstanweisungen außerhalb der Tätigkeiten der Einsatzabteilung war bisher nicht
relevant. Heute müssen diese Punkte betrachtet und in die Prozesse der Freiwilligen Feuerwehren aufgenommen werden.

Die Träger des Brandschutzes in den Kommunen müssen sich diesen Fragestellungen widmen. Es gilt die neuen
Herausforderungen zu erkennen, anzunehmen und diesen entsprechend präventiv mit geeigneten Maßnahmen zu begegnen,
um ein gesundes und sicheres Tätigwerden der Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren zu ermöglichen.
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Die Integration von Spontanhelferinnen und Spontanhelfern in
Hochwassergebieten

Deutschland besitzt ein ausgereiftes und etabliertes Hilfeleistungssystem, in
dem haupt- und ehrenamtliche Einsatzkräfte bei Schadenslagen zum Einsatz
kommen. Vor allem die ehrenamtlichen Einsatzkräfte der caritativen
Hilfsorganisationen, den Feuerwehren und der Bundesanstalt Technisches
Hilfswerk THW sind eine der tragenden Säulen des Bevölkerungsschutzsystems
in Deutschland. (…)

Bei Naturkatastrophen oder auch bei der Versorgung und Unterstützung von
Menschen in Notlagen leisten nicht nur Einsatzkräfte der Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), sondern auch Menschen, die
nicht diesen Organisationen angehörten, Hilfe. Sie werden als Spontanhelfende bezeichnet. Diese Spontanhelfenden trugen in
der Vergangenheit ihren Teil zur Schadenbewältigung bei. Aus Sicht der Gesellschaft ist es wünschenswert, dass Bürgerinnen
und Bürger sich so einbringen und ihren Teil beitragen.

Auf Seiten der BOS wird dieses Engagement vielfach anerkannt. In der Vergangenheit haben Einsatzkräfte und
Spontanhelfende bereits Hand in Hand zusammengearbeitet und gemeinsam Erfolge verzeichnen können. Dennoch bestehen
für die Verantwortlichen auf Seiten der BOS Zweifel, was sie Spontanhelfenden zutrauen können und für welche Tätigkeiten
Spontanhelfende eingesetzt werden können.

Aus diesem Ansatz heraus ist der Tätigkeitenkatalog für Spontanhelfende entstanden. Im Projekt REBEKA („Resilienz von
Einsatzkräften bei eigener Betroffenheit in Krisenlagen“) haben sich die Projektpartner die Frage gestellt, ob und unter welchen
Voraussetzungen Spontanhelfende gewisse Tätigkeiten von Einsatzkräften übernehmen können. Der vorliegende Katalog ist ein
Ergebnis dieser Überlegungen und richtet sich insbesondere an:

Operative Führungskräfte im Bevölkerungsschutz
Einsatzleiterinnen und -leiter
Mitglieder von Führungsstäben, hier insbesondere die Sachgebiete S1, S3 und S5 sowie
Mitglieder von Verwaltungsstäben bzw. Krisenstäben, hier sowohl die Stabsbereiche Bevölkerungsinformation und
Medianarbeit als auch Katastrophenschutz

(Tätigkeitenkatalog für Spontanhelfende; REBEKA; Universität Stuttgart/Fraunhofer-Institut IAO; www.rebeka-projekt.de; 2018).

In diesem Portal werden nachfolgend Hilfestellungen zur sicherheitsgerechten Einbindung von Spontanhelferinnen und -
helfern zum Beispiel in Hochwassergebieten in NRW und im Rahmen des neuen Coronavirus (SARS-CoV-2) aus Ergebnissen
verschiedener Studien (Auswahl) gegeben. Die Hilfestellungen sollen gleichzeitig die Sicherheit an den verschiedenen
Einsatzstellen weiter verbessern.

Weiterhin wird auf Forschungsergebnisse mit praxisorientierten Hilfestellungen (z. B. Checklisten) für Interessierte
hingewiesen, denn im Hinblick auf den erforderlichen Arbeits- und Gesundheitsschutz bei Spontanhelfenden ist von einem
organisatorischen und rechtlichen Defizit auszugehen. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass Spontanhelferinnen und
Spontanhelfer, im Gegensatz zu ehrenamtlich Tätigen der BOS, in der Regel nicht über eine fachlich fundierte Ausbildung
verfügen dürften.

Spontanhelfende sind bei ihren Unterstützungen bei physischen und psychischen Schäden grundsätzlich abgesichert. Dies
bedeutet jedoch auch, dass für Spontanhelfende das gleiche Schutzniveau bezüglich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
wie bei den BOS gelten muss.

Wissens- und Kompetenzvermittlung im Arbeits- und Gesundheitsschutz bei Spontanhelfenden (WuKAS)

Ziel des WuKAS-Projektes war die Entwicklung eines Konzeptes, welches Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben (BOS) beim sicheren Einsatz von Spontanhelfenden unterstützt. Hierbei sollten relevante Inhalte
situationsgerecht, anwendungsorientiert und rechtssicher erarbeitet sowie implementiert werden. Erste Ergebnisse des
Projektes WuKAS zeigen praxisorientiert Handlungsempfehlungen, die hier im Portal eingesehen werden können.

Erste tiefergehende Informationen zum Projekt mit der Laufzeit bis Juli 2021 können hier eingesehen werden:
https://www.malteser.de/projekte/wukas.html

Die Bergische Universität Wuppertal (Fachgebiet Sicherheitstechnik/Arbeitssicherheit) ist als akademischer Verbundpartner in
das Projekt WuKAS eingebunden. Weiterhin begleitet die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) mit ihren
Fachbereichen Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege und dem Fachbereich Feuerwehren, Hilfeleistungen, Brandschutz das
Verbundprojekt als assoziierte Partner. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.
Projektlaufzeit: 02/2019 – 07/2021.
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Quellen

SafetyCard - Wichtige Verhaltensregeln für Spontanhelfende
Leitfaden für den sicheren Einsatz von Spontanhelfenden (WuKAS)
Handlungshilfe für Spontanhelfende - #covid 19 Nachbarschaftshilfe – Allgemeine Verhaltensregeln
Handlungshilfe für Organisationen - Einsatz von Spontanhelfenden im Rahmen des neuen Coronavirus (SARS-CoV-2)
Flyer zu WUKAS
Flyer des DFV - Die Integration von Spontanhelferinnen und Spontanhelfern in den Katastrophenschutz
Einbindung von Spontanhelfern in die Gefahrenabwehr; (AGBF-Bund) - Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz; Stand:
22.10.2015
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Quellen

DGUV Forum 7/2020 - Schwerpunkt Klima: Stürme und Extremniederschläge – Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit

Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit

Es ist zu erwarten, dass der Klimawandel in der Zukunft auch Konsequenzen für
die Sicherheit und Gesundheit der Feuerwehrangehörigen haben wird. Denn
besonders die Feuerwehren werden voraussichtlich aufgrund der Folgen der
Erwärmung des Klimas mit erhöhter Trockenheit der Vegetation und extremer
Wetterphänomene (z. B. Starkregen) im Einsatzdienst stärker betroffen sein. Es
stellt sich z. B. die Frage wie sich die Feuerwehren auf die häufiger zu erwartende
Bekämpfung von Vegetationsbränden, der Hilfeleistung bei
Starkregenereignissen mit Überflutungen und Stromausfällen usw. fachkundig in
der Ausbildung vorbereiten könnten.

Diese Beispiele zeigen, dass Handlungsbedarf besteht:

Wir müssen jetzt handeln, um in einigen Jahren noch handlungsfähig zu sein. Heute ist der Zeitpunkt, um strategische
Überlegungen anzustellen und an der ein oder anderen Stelle auch Investitionen zu tätigen. Sie werden sich auszahlen in der
Sicherheit und Unversehrtheit der Beschäftigten. Und im Falle der Hilfskräfte kommt noch hinzu: Von ihrer Handlungsfähigkeit
hängt die Sicherheit vieler anderer Menschen ab 
(DGUV Forum 7/2020 - Schwerpunkt Klima; Editorial, Dr. Stefan Hussy, Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV).

Die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF) und der Verband der Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen
(VdF NRW) beschäftigen sich seit Herbst 2019 im Arbeitskreis Forschung mit dem Thema Extremwetterereignisse. Ziel ist es,
Auswirkungen auf das Einsatzgeschehen der Feuerwehren zu erforschen.

Ein Beitrag von Herrn Dr. Ulrich Cimolino basiert auf dieser laufenden Grundlagenarbeit.
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Mehr als 1,8 Millionen Mal sind die Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen im
vergangenen Jahr ausgerückt. Die Jahresstatistik zur Gefahrenabwehr fasst jedes
Jahr die wichtigsten Zahlen rund um Feuerwehreinsätze, Brandschutz und
Rettungsdienste in Nordrhein-Westfalen zusammen. Ermittelt werden die Daten
von den 22 kreisfreien Städten, einer Städteregion und 30 Kreisen mit 374
Städten und Gemeinden.

Zahlen, Daten und Fakten zur Gefahrenabwehr vom Innenministerium des
Landes Nordrhein-Westfalen

Die Feuerwehren in NRW

Der Brandschutz in Nordrhein-Westfalen wurde in 2020 wahrgenommen von:

30 Berufsfeuerwehren mit 9.982 Beamtinnen und Beamten im Einsatzdienst
396 Freiwilligen Feuerwehren mit 85.666 ehrenamtlichen Angehörigen sowie 4.659
hauptamtlichen Kräften im Einsatzdienst
82 Werkfeuerwehren (ohne Bergbau) mit 5.302 Angehörigen

Abwehrender Brandschutz

29 % der Brände entstanden in Wohn- und Hochhäusern
30,8 % waren sonstige Brandstellen
11,55 % waren Vegetationsbrände 

Technische Hilfeleistungen

Die Feuerwehren haben außerdem 135.923 technische Hilfeleistungen durchgeführt.

Hierbei wurden in

31.939 Fällen Menschen und in
12.360 Fällen Tiere aus Notlagen befreit.

...
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Die Corona-Arbeitsschutzverordnung wird zum 2. Februar aufgehoben – gute
zwei Monate früher als geplant. Ursprünglich sollte sie bis 7. April 2023 gelten.
Das Kabinett hat die entsprechende Verordnung zur Kenntnis genommen. Grund
ist die erfreuliche Entwicklung der Infektionslage in Deutschland: Die Corona-
Infektionszahlen sinken, die Infektionen verlaufen milder und die Prognosen
sind günstig.

Corona-Arbeitsschutzverordnung endet vorzeitig

Doch gerade in der Heizperiode breiten sich Atemwegsinfektionen, die über
Tröpfchen und Aerosole übertragen werden, regelmäßig stark aus. Das gilt nicht
nur für COVID-19, sondern auch für Grippe und grippale Infekte.

Es wird daher empfohlen, in den Betrieben und Verwaltungen auch nach dem Wegfall der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
zum 2. Februar 2023 weiterhin bewährte Schutzmaßnahmen umzusetzen, um Ansteckungen bei der Arbeit zu vermeiden und
krankheitsbedingte Personalausfälle zu minimieren.

Empfehlungen des BMAS zum betrieblichen Infektionsschutz vor COVID-19, Grippe und Erkältungskrankheiten

Stand:01/2023

FW
Sichere Feuerwehr | FeuerwehrZugehörige Themen

Corona-Arbeitsschutzverordnung endet vorzeitig

www.sichere-feuerwehr.de       Seite 97



Quellen

Erste Hilfe Notfallsituation: Hängetrauma, DGUV Information 204-011

Das Hängetrauma, auch Hängesyndrom genannt, kann bei längerem,
bewegungslosem Hängen in einem Auffanggurt, z. B. nach einem Sturz von
einem hochgelegenen Arbeitsplatz, zustande kommen. Aufgrund von
Bewegungslosigkeit fehlt die Funktion der so genannten „Muskelpumpe“ durch
die Beinmuskulatur, wodurch der Rückstrom des Blutes aus den Beinen
vermindert wird bzw. zum Erliegen kommt. Es kann aufgrund unterschiedlicher
pathophysiologischer Mechanismen zu einem (Kreislauf)-Schock kommen.

Bei bestimmungsgemäßer Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen
gegen Absturz ist das Auftreten eines Hängetraumas heute sehr
unwahrscheinlich. Dafür ist eine sachgerechte Auswahl, das exakte Anpassen
des Gurtes mit der Durchführung eines Hängeversuchs (s. DGUV Regel 112-198
„Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen gegen Absturz“) erforderlich.
Darüber hinaus ist die Planung und Vorbereitung entsprechender Rettungsmaßnahmen (s. DGUV Regel 112-199 „Retten aus
Höhen und Tiefen mit persönlichen Absturzschutzausrüstungen“) notwendig.

Das Hängetrauma kann bei Personen auftreten, die nach einem Sturz längere Zeit „hilflos“ im Auffanggurt hängen und z. B.

schlecht angepasste Auffanggurte tragen,
Auffanggurte unsachgemäß benutzen,
sich beim Sturz verletzt haben
oder bewusstlos sind.

Dies gilt analog bei der Nutzung von Steigschutzeinrichtungen.
Verschiedene Faktoren begünstigen das Auftreten eines Hängetraumas, u. a.:

Angstzustände, Schreck,
Flüssigkeitsmangel,
Erschöpfung,
Witterungseinflüsse
(Hitze oder Kälte),
Verletzungen,
Schmerzen.

Der vorstehende Text zum Thema „Gefährdeter Personenkreis und Häufigkeit“ ist der Ziffer 01 der DGUV-Information 204-011
„Erste Hilfe“ (Stand: Januar 2021) entnommen. Auf die Bestimmungen der Feuerwehr-Dienstvorschrift 1 wird hingewiesen.
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Quellen

Erste Hilfe Notfallsituation: Hängetrauma, DGUV Information 204-011

Durch längeres, bewegungsloses Hängen im Gurt fehlt der Widerstand unter den
Füßen und die so genannte „Muskelpumpe“ zur Förderung des venösen
Blutrückstromes kann nicht mehr wirken (Versacken des Blutes in den Beinen –
Orthostase). In der Folge kann es aufgrund unterschiedlicher
pathophysiologischer Mechanismen zum Schock, unter Umständen mit
Todesfolge, kommen.

Pathophysiologische Faktoren des Hängetraumas:

Muskelpumpe fällt aus (Minderung des venösen Rückstroms)
Relative Hypovolämie (Versacken des Blutes in den Beinen)
Zellschwellung/Zellfunktionsstörung
Minderung der Herzauswurfleistung
Störungen auf zellulärer Ebene (Sauerstoffmangel)

Die Auswirkungen eines längeren, bewegungslosen Hängens in einem Auffanggurt können je nach Gesundheits- und
Körperzustand der Person individuell sehr unterschiedlich sein. Folgende Symptome können auf die Entstehung eines
Hängetraumas hinweisen:

Blässe,
Schwitzen,
Kurzatmigkeit,
Pulsanstieg oder Pulsabstieg,
Blutdruckanstieg oder Blutdruckabfall,
Sehstörungen,
Schwindel,
Übelkeit.

Der vorstehende Text zum Thema „Symptome und Beschreibung des Hängetraumas“ ist der Ziffer 02 der  DGUV-Information
204-011 „Erste Hilfe“ (Stand: Januar 2021) entnommen. Auf die Bestimmungen der Feuerwehr-Dienstvorschrift 1 wird
hingewiesen.
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Jetzt auch Leistungen für gleichgestellte Hinterbliebene

Zum 1. Januar 2020 erfolgte mit der 15. Änderung der Satzung der Unfallkasse
NRW auch eine Erweiterung der bereits seit 2016 geltenden Richtlinien für
freiwillige Unterstützungsleistungen im Zusammenhang mit dem ehrenamtlichen
Dienst in Feuerwehren.

Auf der Grundlage des § 56 Absatz 2 des Gesetzes über den Brandschutz, die
Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) erbringt die Unfallkasse
Nordrhein-Westfalen ohne Anerkennung einer Rechtspflicht freiwillige
Unterstützungsleistungen für ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehren in
Nordrhein-Westfalen (§ 9 BHKG) oder deren Hinterbliebene, wenn
Entschädigungsansprüche im Zusammenhang mit dem Dienst in Feuerwehren
nach dem SGB VII nicht bestehen.

Diese Richtlinien gelten für die Entschädigung von aktiven ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr (§ 9 BHKG) und ihrer
Hinterbliebenen, soweit die Gesundheitsschäden der aktiven Angehörigen der Feuerwehr im Rahmen der Aufgabenerfüllung der
Feuerwehr gemäß § 1 BHKG entstanden sind oder sich verschlimmert haben.

Leistungen nach diesen Richtlinien werden auf Antrag erbracht, sobald die Entschädigungsansprüche nach dem Siebten Buch
Sozialgesetzbuch durch Verwaltungsentscheidung der Unfallkasse NRW abgelehnt worden sind.

Neu ist, dass nun auch die leibliche Mutter oder der leibliche Vater eines waisenberechtigten Kindes der oder des Verstorbenen
ebenfalls berechtigt ist, freiwillige Unterstützungsleistungen zu erhalten.

Voraussetzung ist, dass

zum Zeitpunkt des Todes eine häusliche Gemeinschaft mit der später verstorbenen Person bestanden hat und
die oder der Berechtigte weder mit dieser noch anderweitig verheiratet und auch nicht Partnerin oder Partner einer
eingetragenen Lebenspartnerschaft ist (sogenannte gleichgestellte Hinterbliebene).
Ferner darf die oder der Verstorbene zum Zeitpunkt des Todes nicht anderweitig verheiratet und auch nicht Partnerin oder
Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft gewesen sein.

In diesem Fall können gleichgestellte Hinterbliebene auch dann freiwillige Unterstützungsleistungen erhalten, wenn zwar ein
Versicherungsfall nach dem SGB VII vorliegt, die oder der gleichgestellte Hinterbliebene selbst aber nach dem SGB VII nicht
leistungsberechtigt ist.

Freiwilligen Unterstützungsleistungen für ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehren oder deren Hinterbliebene setzen
voraus, dass

Entschädigungsansprüche im Zusammenhang mit dem Dienst in Feuerwehren nach dem SGB VII nicht bestehen,
es sich um aktive ehrenamtliche Angehörige der Feuewehr handelt (§ 9 BHKG) und
die Gesundheitsschäden im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Feuerwehr gemäß § 1 BHKG entstanden sind oder
sich verschlimmert haben.

Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen beispielsweise ein Arbeitsunfall nach dem SGB VII wegen fehlender Kausalität
(z.B. Schadensanlage) zu verneinen ist.

Die freiwilligen Unterstützungsleistungen sind pauschaliert nach dem Ausmaß der Erkrankungsfolgen ausgestaltet und
werden ohne Anerkennung einer Rechtspflicht erbracht. Die Gewährung setzt zwingend einen Antrag der Betroffenen
voraus, der erst nach der Entscheidung über Ansprüche nach dem SGB VII zu stellen ist; ein Rechtsbehelfsverfahren
(Widerspruchsverfahren, Klageverfahren) muss allerdings nicht abgewartet werden.

Hinweis:
Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin "FEUERWEHReinsatz:nrw 1-2/2020 " entnommen.
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Gerade wenn die Temperaturen milder werden, bietet es sich an, einen Tag der
offenen Türe in den Feuerwehren zu veranstalten. Die Bürgerinnen und Bürger
haben dann die Möglichkeit, mal hinter die Kulissen zu schauen, die Aufgaben
der Freiwilligen Feuerwehr und ihre Angehörigen kennen zu lernen und sich
gegebenenfalls über die Aufnahmemodalitäten zu informieren. Meist finden auch
spezielle Aktivitäten für Kinder statt. Die dazugehörige Verpflegung darf natürlich
auch nicht fehlen.

Aber wer ist eigentlich bei solchen Veranstaltungen versichert?

Grundsätzlich bietet ein Tag der offenen Tür der Freiwilligen Feuerwehr die
Möglichkeit, sich der Öffentlichkeit zu präsentieren und neue Mitglieder zu
werben. Mitwirkende Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr stehen demnach
grundsätzlich unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen. Der
Versicherungsschutz bezieht sich auf alle damit anfallenden Tätigkeiten und Vorführungen. Werden Dritte, also Personen, die
nicht Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr sind, bei dieser Veranstaltung von der Leiterin oder dem Leiter der Feuerwehr
beauftragt, mitzuhelfen, so sind auch sie gesetzlich unfallversichert. Besucherinnen und Besucher sind jedoch nicht bei der
Unfallkasse NRW versichert.

Hinweis:
Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin "FEUERWEHReinsatz:nrw 5/2016" entnommen.

Stand:01/2022
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